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Dieser Studienreform Reader ist zusammengestellt. j
worden, um allen Personen; die sich hier an der 

Hochschule mit Fragen der'Studienreform' befassen, 

Materialien an die Hand zu geben. Ich habe ver­

sucht, die Vorszelungen verschiedener Gruppen zu­

sammenzutragen , um die Vielfalt der Meinungen 

widerzuspiegeln. Ein wesentlicher Teil des Papiers 

befaßt sich mit den Vorsteiungen der Ständigen •
: ’ , . • .. f
Komission für Studienreform, und dazu abgegebenen 

Ste1Iuhgnahmen. Ich habe versucht zu den jeweiligen 

Meinungen immer die Kontroverse mit aufzuzeigen.

Die "Grundsätze für Studium und Prüfungen" sind
• ~ • . • . j " •J

zusammengefaßt. Da sie sehr umfangreich sind,

erscheinen sie hier nicht, sind aber verschiedent­

lich schon verbreitet. j ' , •

Abschließend stelle ich ein Thesenpapier der Fach­

schaft Biologie aus Freiburg vor..Es soll beispiel­

haft dokumentieren, wie eine sinnvolle Zielänalyse 

aussehen kann. . j |

Und jetzt viel Spaß beim lesen.

•»»£
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Studentische Vorstellungen zur Studienreform

Der Kampf den die. Studenten in den letzten Jahren führten war 

im wesentlichen mit der Förderung nach der Streichung des HRG 

geprägt. Neben der sozialen Misere in der.die Studentenschaft 

steckt, also vor allem zu niedrige Bafög-Sätze und die miserable 

Wohnsituatiön der Studenten, wurde durch dieses Gesetz versucht, 

die Hochschulen durch Einfühung der Regelstudienzeit und Zwangs­

exmatrikulation , Ordnungsrecht und Vermögensbeirat auf die Ebene 

eines antipolitischen Kinderspielplatzes zu setzen.
■ , ' s . ^

Diese Maßnahmen sind mit fadenscheinigen Argumenten begründet.

So soll die Regelstudienzeit höhere Durchlaufquoten möglich machen. 

Gerade dieses Argument erwies sich in der Diskussion als nicht halt-^ 

bar. Deshalb konnten sich die Vertreter der Länder im Bundesrat 

dazu durchringen, die Passage der Zwangsexmatrikülation aus dem 

HRG zu streichen. Welche wahren Interessen allderings hinter diesen 

Maßnahmen gesteckt haben, zeigt sich an der Einführung von Melde­

fristen für Prüfungen. Hier wird deutlich, daß das Studium verschult 

werden soll.

Nach Anpassung der Landesgesetze an das Hochschulrahmengesetz hat 

sich bei uns Studenten im Laufe der Zeit eine'gewisse Resignation 

breit gemacht. Im Wesentlichen sind dafür wohl zwei Gründe zu nennen:

- zum einen haben die großen Aktionen und die zahlreichen Streiks, bei

denen mehr Studenten mobilisiert wurden als in den 68iger Jahren 

eigentlich nur wenig taktisch eingdbracht ^

- zum anderen wahren aber auch die Aktionen gegen das HRG immer 

Reaktionen auf dieses Gesetz. Lange Zeit wurden eigentlich keine

studentischen Vorstellungen eigenständig entwickelt. Man war immer 

damit befaßt , "das Schlimmste zu v e r h i n d e r n "  .

Die Lage hat sich gewandelt und zwar in zweierlei Hinsicht. Das HHG 

ist verabschiedet und so muß man, zumindest momentan, damit leben.

Doch ein Gesetz muß umgesetzt werden, damit es den Einfluß an den Hoch­

schulen bekommt, der von den Machern präjudiziert war. Auf dieser neuen 

Ebene wird nun versucht, unter verstärkten staatlichem Einfluß die In­

teressen des Kapitals durchzusetzen. Wie diese Interessen aussehen, ist 

wohl am deutlichsten die Stellungnahme der WRK zum Stäg-Papier, ein 

Grundsatzpapier, welches ein K o'm p r o  m i ß-der Mitglieder der Kom­

mission darstellt, zu sehen. Nur zum Einstimmen ein Satz aus der Stel-



lungnahme der WRK;
t

"Wer studiert, begibt sich, inZucht einer Sache, die nur begrenzt Wahl­

möglichkeiten gestattet'." j

Die staatliche Einflußnahme wird, aber noch dadurch erleichtert, daß ein 

irrsinniges Instrumentarium für die Studienreform auf Bundes und Landes­

ebene auf gebaut- wird. Die eigentlich Betroffenen von der Studienreform, 

die Studenten, sind natürlich in diesen Gremien total unterrepräsentiert

Doch die Reform der Studiengänge wird letztlich an den Fachbereichen 

durchgeführt. Hier, müssen studentische Vorstellungen zur Studienreform 

entwickelt werden. Die Arbeit muß.letztlich in den Fachgruppen und 

Gremien geleistet werden, um unsere Vorstellungen vom Studium ver­

wirklicht zu sehen.. Um .dies aber zu tun, muß man notweidiger Weise 

sich darüber im Klaren sein, warum Studienreform notwendig ist.

Auf dieser Basis müssen dann Zie1vorste1lungen entwickelt werden.

Nur so kann dann letztlich eine Analyse stattfinden, welche Inhalte .
. ‘ •* ' 1 - \ ‘ ■ ' ■ • ' 

und Formen die Ziele adäquat verwirklichen können. - «

v. • , ■ ■ , ' . . '
Die Stäk führt im wesentlichen vier Punkte auf ■, die ihrer Ansicht'nach 
ein überdenken der Studiengänge verlangt:

- Vervielfachung des Wissens I

- Veränderung der Wechselbeziehung zwischen Wissenschaft und. Gesell-

, schaft ; . - " .

- Örientierungsprobleme und Entfremdungserscheinung ,

- Expansion der Hochschule f

„ Diese Gründe müssen nun analysiett werden.

Vervielfachung des Wissens J
Zweifelsfrei hat sich in den letzten Jahren das Wissen in allen Fach­

bereichen vervielfacht. Dieser Tatsache muß natürlich auch in den Lehr-- 

Veranstaltung Rechnung getragen werden. Sowohl eine breite Grundaus­

bildung, alsauch spezielle Kenntnisse sind dabei anzustreben , Dies 

darf allerdings nicht so verstanden werden, daß Lehrinhalte nur nach 

. systematischen Gesichtspunkten- ausgesucht werden. Vielmehr müssen die > 

LehrInhalte so ausgesucht werden und strukturiert werden, daß wir in 

unserem Studium die Ausführung von Wissenschaft und Technik auf die 

Gesellschaft erkennen lernen. Besonders geeignet sind für diesen An­

spruch natürlich fachübergreifende Studienformen. ; .,



Veränderung_der^Wechselbe£iehun^ pw^sqhen_Wispenschaft/Gepe^lpchaft_

Der Einfluß wissenschaftlicher Erkenntnis auf- die gesellschaftliche 

Realität ist gewachsen und; somit sind, auch die Ansprüche der Wirtschafts 

und Berufswelt ian die. Studiengänge gestiegen. Es ist aber heute zu be­

obachten, daß das Studium hauptsächlich technischer Fakultäten, an 

wirtschaftlichen- Interessen orientiert ist. Dabei wird oft vergessen; 

daß eigentlich die politische Auseinandersetzung mit den Inhalten zur 

Verbesserung der Lebensbedingungen der Bevölkerung beitragen sollte.1 

Studienreform darf also nicht, am .Bedarf des Beschäftigungssystems, *"

sondern an den Bedürfnissen der Gesellschaft orientiert werden

Orientierungspröbleme und EntfremdunpserpchejLnun^en

Mit dem Beginn des Studium treten Studenten in eine Phase ein, die 

•für sie. logischerweise neue Probleme in sich birgt. Gerade in dieser 

Zeit lasten unsicher Berufsaussichten, Lernschwierigkeiten und Prüfungs­

angst besonders schwer auf den Studenten. Orientierungseinheiten sind 

an der TH Darmstadt an vielen Fachbereichen institutionalisiert und •- 

heben viele der Startschwierigkeiten auf.Daneben sind alternative 

Lehr- und Lernformen in den Orientierungsphasen verankert, die die > 

Entwicklung kooperativer Arbeitsformen im Studium erleichtern.

Aber nicht nur Desorientierung der Studenten macht eine Neugestaltung 

der Studiengänge notwenig, sondern auch Entfremdungserscheinungen. 

Immer öfter kann man sehen; daß Studenten sich nicht mit dem identi-^ 

,fizieren, was sie studieren. Daran schuld sind nicht nur anonyme Leh? 

Veranstaltungen, sondern im großen Maße auch Lehrinhalte, die nicht 

vermittelbar sind..

Expansion der Hochschule_ .

Ein technischer Grund für Studienreform, bei dem allerdings nicht ver­

gessen werden darf* daß das Recht auf Bildung für alle sichergestellt 

sein muß. - -

Ziele der Studienreform .

Bei der Zielanalyse wird häufig der Fehler begangen, daß als einziger * 

oder zumindest schwerwiegender Orientierungspunkt die Vorbereitung 

auf die berufliche Tätigkeit gesehen wird. Dieser Anspruch ist aber 

nur bedingt leistbar. Da Hochschulausbildung natürlich Berufsausbildung



iät-, müssen sich. Studieninhalte auch am entsprechenden Berufsfeld 

orientieren. Berufsquälifizierenid muß aber auch heißen, daß der 

Student kooperativ arbeiten lernt. Ziel der Ausbildung muß also das 

Hinführen zu 'emanZipatorischem und solidarischem Handeln sein.

Natürlich müssen''Kriterien der Berufspraxis einfließen. Diese müssen 

aber kritisch reflektiert und analysiert sein. Genau diese Ziele 

sind zweifellos am besten in fächerübergreifenden Veranstaltungen und 

letztlich in Projektstudiengängen umsetzbar,. Im Zusammenhang mit der 

Präge der berufsgualifizierenderi Ausbildung erhebt sich natürlich die 

Forderung nach der Befähigung zum wissenschaftlichen Arbeiten. Dies 

ist natürlich notwendige Voraussetzung für. die oben angegebenen Ziele. 

Auch hier bieten die angegebenen Lernformen (Projekt) die beste Mög­

lichkeit zur Verwirklichung. i t
: .  ̂ ‘ ■ . . I' _ ■ ■ .. . \  ' : ■

Problematisch hingegen Scheint die Forderung des DGB nach einer berufs- 

praktisehen Phase im Studium zu. sein.’ Sicherlich darf nicht verurteilt , 

werden, daß die praktische Phase Einblicke in die Verhältnisse am Ar- 

- beitsplatz vermitteln soll. Schwierigkeiten werden Sich aber zweifellos

bei der Umsetzung ergeben, denn in,den Studiengängen (hauptsächlich

an den Fachhochschulen) wo Praxisphasen bereits praktiziert werden,
1 - - ' ■ -j . ■ •.■■ ■ .

zeigt sich, daß der Einfluß, der Industrie auf die Inhalte der Phase

enorm ist. Darin ist eine wesentliche Gefahr zu sehen.. Möglicherweise

könnte also ein^ solches Vorgehen Zurückschlagen.

Der. -letzte Aspekt der Zielanalyse könnte mit dem Schlagwort; Studium 

zur gesamten Persönlichkeitsentwicklung beschrieben Sein. Da lernen 

ein lebenslanger Prozeß ist, sollte man einen Anspruch der für Schulen 

erhoben wird nicht, plötzlich für Hochschulen fallen lassen. Hochschulen 

dürfen keine Lernfabriken mit hohen Durchläufquöten sein, so wie es

sich scheinbar die WRK wünschte oder immer noch wünscht. Die Mitglieder 
1 ■ . . * J ’ „ ■ - ■ .«

der Hochschule müssen sich vielmehr als Mitglieder der Hochschule ver­

stehen . Jedem einzelnen Hochschulabsolventen muß klar sein, daß er

eine verantwortungsvolle Postition in der Gesellschaft hat und sie zum 

allgemeinen Nutzen gebrauchen muß. In diesem Sinne mein ich, daß

Studienreform heute für Studeritengeneratiohen morgen viel bewirken kann

Darmstadt, den 14.4.1980 Michael Siebei.
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Gliederung des Studiums .
1;" 1 ' ' ...... ........ ' ~ ; ' *

ln einer Situation, ln der sich die Hochschule in steigendem Maße mit der Aufgabe der 
speziellen Berufsvorbereitung onfrontlert sieht und in der sich Ihre äußere Notlage 
und Überfüllung immer mehr zuspltzt, entstanden Innerhalb und außerhalb der Hoch­
schule Lösungsverauche, die eine Teilung des Studiums ln zweVAbflchnltte durch eine 
Zwischenprüfung vorgesehen, ln einen ersten, stärker "verschütten" Studienabschnitt* 
(Grundstudium), und einen zweiten, freieren Studlenabschnltt (Haupts tudluraj. (1)

Nach einem Modell des VDS sollen am Ende des Grundstudiums das Wissen und die 
Leistung des Studenten ln einer Reihe von Fächern, von denen er einige am Ende dei* , 
Grundsemester abschließen soll, Bowle seine Eignung zum Studium der gewählten Fach­
richtung geprüft werden. In den Anfangssemestern soll das Studium stärker "geordnet" 
werden, damit sich der Student später ln seinem Hauptstudium "frei orientieren und 
entfalten kann". Besonders von der Wirtschaftspraxis sind die Vorschläge des VDS und 
einer Kommission der Kultusminister- und Rektoren-Konferenz, für eine solche Teilung 
ries Studiums begrüßt worden unter dem Gesichtspunkt, die Studenten dazu anzuhalten, 
schon zu Beginn des Studiums gründlich und fleißig zu lernen und nicht etwa, wie das 
heule noch vot kommt, die ersten Semester zu "verbummeln", und um Ihnen zugleich 
"eine Art Richtlinie für den Studlenaufbaü" zu geben. (2)

% v

Sicher Ist, daß dadurch eine OberfUllung desp eraten Studienabschnitts mit Wissensstoff 
eintreten würde, wobei noch da-zu .in Ausrichtung auf,dle Zwischenprüfung intensiv ge­
lernt werden müßte. Es Ist fraglich, obin einer solchen Situation Raum für die zugleich 
erstrebte Entwicklung eines "methodisch-wissenschaftlichen Arbeits- und Denkvermö­
gens" und der Fähigkeit, das Fach "Ih.den Rahmen der Wissenschaften einzuordnen" 
bleiben kann. (3)

Sicherlich ist es richtig, daß der Studienanfänger ln der gegenwärtigen Situation seiner 
"akademischen Freiheit" gar nicht gewachsen Ist. Dem Studenten tritt die Universität 
zumeist als ein abstraktes "Angebot" yon Wissens-Stoff entgegen, ln dem er zunächst 
planlos umherirrt, um sich dann bald eng an den Prüfungsordnungen auazuMchten, d. h. 1

(1) VDS-SteHungsnahme zum Problemkreis "Akademische Zwischenprüfung", Vorschläge 
des Arbeitskreises, Shidlengestaitung und Wirtschaftspakts Im Dundcsausschuß Be­
triebswirtschaft des RatloruUlölerunga-Kuratoriums der Deutschen Wirtschaft (RKW), 
Gemischte Kommis ton der Kultusminister- und Rektorenkonferenz,

(2) F. W. Ilardach, Reform des wirtachaltswlssenscluiftlichen Studiums aus der Sicht 
der Wlrt/ichaftspraxis und Wirtschaftsverwaltung, inj DUZ 3/1961

(3) VDS-Stelhmgsnahmc, a .a .0 . , S. 5



aber vom planlosen Konsumieren ln ein engstirnig reglementiertes "Pauken" lib^r/t » '
Gewiß ist das Postulat der herrschenden Univeraitätsideoiogie, der Student mUi n * .:r - 
Im zweiten Semester verpflichtet sein, "selbst durch Irrtum zu forschen" (1) heui* 
größtenteils fiktiv geworden,da der zura 'Stoff-Konsumenten*und 'akademischen Fach­
schüler’ gewordene Student vielfach gar nicht mehr in den Raum selbstUiitgen Studie­
ren* und Fora chens gelangt.
Dennoch sind gegen die erstrebte Aufteilung des Studiums ln zwei so gegensätzlich sind:* 
tarierte Abschnitte ernste Einwendungen zu machen:

Die Zusammendrängung eines fachschuiartigen Lembetrieb« in den ersten zwei Jahrru 
würde die Einstellung des Studenten zum Charakter seines Studiums so intensiv formen, 
daß er sich im zweiten Abschnitt nur schwer von der elngeUbien Arbeitsweise löccn 
könnte, zumal er dann schon wieder mit dem Blick auf das drohende Abschlußcxamen 
seih Studium von selbst reglementieren würde* V

Die Ausrichtung des ersten Stadlenabschnittes auf eins umfangreiche Zwischenprüfung 
und die notwendige Bewältigung eines weitgespannten Wissens-Stoffes erschwert die 
freie Wahl oder einen Wechsel des Faches in den ersten Semestern, Außerdem kommt 
der Student kaum mit dem eigentlichen Kern der gewählten Fachwissenschaften in Be­
rührung/ sondern fast ausschließlich mit Ihrem Stoff und Im günstigsten Fall mit den 
äußeren Formen wissenschaftlich-methodischen Vorgehens.

[Tt)le Vorbereitung des Studenten auf den sinnvollen Gebrauch seiner akademischen Frel- 
/helt kann nicht dadurch erreicht werden, daß er angehalteri wird, ln der ersten Shidlen- 

Jhälfte fast ganz auf sie^zu.verzichten, sondern zu diesem Zweck muÖ vor allem eine 
J Ander^glies augenblicklichen Stadienbetriebs energischer in Angriff genommen werden 
I (Vgl. dazu die in Kapitel II entwickelten Formen der Stadienselbsthilfe.)

Ohne die Wichtigkeit des Intensiven Lernens und Übe ns besonders in den ersten Seme* 
eiern gering einzuschätzen, muß doch an dem Nebeneinander, dem ständigen Wechsel 
zwischen mehr schuiartlger Übung und Stofferarbeitung einerseits und der kritisch-selb­
ständigen wissenschaftlichen Denkweise auf der anderen Seite festgehaUen werden.

Die lernende Erarbeitung von Lehrstoffen und Techniken muß im Bewußtsein des Studen­
ten auf eine wissenschaftliche Problematik des Faches bezogen sein. Daher Ist die 
gleichzeitige Aneignung von Wissens-Stoff zahlreicher Neben- und Hilfsfächer sntuleh- 
nen (Nach den VDS-Vorschlägen soll Zi B. ein Student der Wirtschaftswissenschaft im 
Grundstudium gleichzeitig sich die Grundlagen der Volkswirtschaftslehre, Betriebs- 
wlrtachaitalehre, Soziologie, Sozlatpsychologie, Rechtswissenschaft, Station«, Lc?:tfc, 
Mathematik und Methodenlehre aneignen). Stattdessen lat in den ersten Semestern ein nbi- 
fenwelses Eindringen ln den Stoff die wissenschaftliche Probestellung und Methodolog;’ 
einiger weniger Fachgebiete anzustreben.

Aufgrund der Überlegungen Uber B e g r l f f , Zftele und S c h w e r p u n k t e  des Stadium 
wird der folgende Studienaufbau empfohlen:

Einführung ln das Studium:

lin ersten Studienabschnitt sollen die Studenten vor allem ln die von Schulunterricht 
abhebende Form des wissenschaftlichen Denkens und Arbeiten« elngcfüfirt werden. Sh 
sollen bewußt noch nicht an eine Fülle von Stoff und Spezialgebieten herangelasscn wen*'*»;

(1) J. Fischer ln DUZ,



tu man befürchten muß, sie würden eich In der bloßen Aufnahme von Wiesen verlieren.

Im Mittelpunkt des ersten Studlenabschnttts steht daher die beispielhafte Einführung In 
Methodik und wissenschaftliches Problematik einer Fachrichtung am Stoff einiger 
weniger Fachgebiete. '

Der Student soll von Anfang an in die Spannung zwischen intensivem Lernen von Wissens­
stoff und dem kritischen Durchdenken einer wissenschaftlichen Problematik hlnetngesleUt 
werden. Dadurch wird er bessor darauf vorbereitet sich Im weiteren Verlauf seines 
Studiums s e l b s t ä n d i g  gleichzeitig ln den Stoff und In die Problemstellung und Theorie 
weiterer Fachgebiete oder anderer Disziplinen elnzuarbelten. Die Intensive Erarbeitung ? 
zahlreicher Wlssensgebiete.solUe erst nach dem ersten Studienabschnltts beginnen.

Die Spezialfächer, die der Student In den ersten Semestern möglichst frei wählen soll fab« 
gesehen von den Naturwissenschaften, ln denen das nur begrenzt möglich Ist) sollen e r ­
stens nicht zu eng miteinander verknüpft sein (z. B. Althochdeutsch und Mittelhochdeut­
sch bet Germanisten oder Politische und Rechtssoztöiogle bei Soziologen) sondern auch 
Einblick ln verschiedene Fachrichtungen erlauben (z. B. ein sprachwissenschaftliches 
und ein historisches Fachgebiet ln der Philosophischen Fakultät, und dürfen zweitens 
nicht zu eng begrenzt oder btoße Hilfswissenschaften Im Rahmen einer Fachrichtung 
sein. . , ' '

Am Beispiel des Stoffs und der Methodik der gewühlten Fachgebiete sollen vor allem— 
folgende Aufgaben der StudJenelnfÜhrung erfüllt werden:

1) Allgemeine Einführung ln die wissenschaftliche Denk- und Arbeitsweise: Es soll vor 
allem die Kunol des kritrsch-wlSBehschaftllchen Gesprächs, der Diskussion und des 
selbständig vorbereiteten freien Vortrags gelehrt und geübt werden.(Die Methodik der 
Diskussion und Interpretation wird naturgemäß mehr ln den Geistes- und Sozlatwissen- 
ßchaften Im Vordergrund stehen, aber In allen Fächern ist die Fähigkeit zum treten Vor­
trag zu üben.) Zentrum dieser Einübung tadle wissenschaftliche Arbeitsweise Ist das*
P r o s e m l  na r , geleitet von Jüngeren Dozenten und Assistenten als Tutoren.

2) Feststellung der Schwerpunkte ln der Begabung und den Fähigkeiten der Studenten, um
ihnen die Wahl bestimmter Fächer oder einen Wechsel des Studienfachs noch Im ersten 
StudienabschnUt empfehlen zu können. Dazu lBt eine intensivere Individuelle S t u d i e n -  
be r a t u n g  durch wissenschaftliche Ass latenten und Dozenten mit TutorenfünkÜon erfor­
derlich. *

3) Erlernung der Benutzung des fachwlssenschaXtUchen * Handwerkszeugs'(Nachschlage-
»■*, Bibliographien, systematische Handbücher ln den Gelsteswlssenschaiten, tech- 

n -vac Einrichtungen und Apparate ln den Naturwissenschaften) durch kleine Totiren- 
gruppen (mit studentischen Tutoren) und ln besonderen Kursen oder Praktika.

Zur stärkeren I n t e n s i v i e r u n g  des Studiums bereits In den ersten Semestern Ist sllge- 
mein der Unterricht und die Arbeit ln k l e i n e n  Gr uppe n  und eine ständige Studienbe­
ratung anzustreben und beim personellen undsachllchen Ausbau der Hochschulen zu be­
rücksichtigen. (Vgl. Kapitel fv, Der Lehrkörper der Hochschule)

Als notwendige ergänzende Aufgaben neben  der eigentlichen wissenschaftlichen 
Studieneinführung sind anzusehen:
1) Parallel zur SludlenelnfUhnmg muß ln vielen Fachrichtungen bereits Im ersten Studien- 
äbnctinllt die systematische Einarbeitung ln das grundlegende Fachwissen ln größerem 
Umfang clnsetzen, besonderns ln den Naturwissenschaften. Dazu Ist ein Stufenbau von



von aufeinander aufbauenden Lern-Kursen und Übungen erforderlich, die jedoch auch 
nach dem ersten Studienäbachnltt weiterhin absolviert werden müssen und nicht ln d«*r 
Form eines , Grundatudlumar vorgeschaltet werden können. In den Gclstesw^nn^chnfi n 
geht das selbständig-kritische Studieren ln Seminaren und Arbeitsgruppen ständig elnhrr 
mit der Erarbeitung neuer Stoffgebiete (s. O. bestimmter Sprachstufen, deren Kenntnis 
nicht tu einem bestimmten Zeitpunkt des Studiums gefordert wird). In den Naturvinr«rn- 
achaften dagegen Ist eine geordnetere Studenfolge der zu lernenden Stoffgebiete erfor ­
derlich« ; ^

• 2) Verbesserung der Sprachkenntntsse der Studenten ln allen Fakultäten (nicht nur in 
philologischen Fächern) durch Kurse und Konversatlonesgruppen, die die Einarbeitung 
ln fremdsprachige wissenschaftliche Fachliteratur erleichtern sollen. Zur Erlernung 
von neuen Sprachen, die z. T. in der Schule nicht gelehrt werden, sollten Kurse ln Sjn*«::» 
Instituten eingerichtet werden, die mit der Hochschule ln Verbindung stehen.

Zwischenprüfungen

Nach der Einführung ln das Studium ln den ersten Semestern sollte In allen Fakultäten 
eine E l g n u n g s f e s t s t e l l u n g  ln der Form einer akademischen Zwischenprüfung . 
stattfinden. * ’ ’ ’• • ^

Zur Begründung:

— 1) Durch Einführung der Zwischenprüfung soll dem Studenten eine sinnvolle und intensl-' 
vere Studiengestattung schon ln den ersten Semestern nahegelegt werden, ohne dabei 
die akademische Freiheit des Studiums zu verletzen« Denn die freie Wahl des Lehrer«, 
der Fachgebiete der Prüfung innerhalb einer Studienrichtung und des Zeitpunkts der 
Prüfung muß gewährt werden. , * /

2) Die Einführung eines allgemeinen einheitlichen Systems vom Zwischenprüfungen zur 
Elgnuhgsfesteliuhg ln allen Universitäten hätte den Vorteil der ObJekt l  v 1 e r u n g  der 
Maßstäbe der Elgnungsfeststellung und der Vereinheitlichung d'er z. Zt. sehr untermhled- 
llcHen PrUfungsmethoden, Die Vielzahl der gegenwärtigen Prüfungen - Hauptscm Ina rauf- 
nähme, Proseminarabschluß, - Hlifswlssenschaitllche, Honnef, - und andere Förde** 
rungsprüfungeh -können ersetzt werden durch eine einzige Zwischenprüfung. Dadurch 
würden die Fakultäten und verantwortlichen Professoren Veranlaßt, theoretisch fundierte 
und realistische Kriterien der Eignung aüfzuslellei^deren Rahmen etwa durch die Fakul-

' Uttentage und die WRK einheitlich festgelegt werden müßten. AUgemclngUltlge Prüfungen, 
die nicht lokal begrenzt sind, und nicht von einzelnen Fachprofesspren willkürlich erwei­
tert und ln Ihren Zielen verfälscht werden dürfen, erleichtern die Freizügigkeit der Stu­
denten, den Wechsel des Studienortes.

3) Die Studienförderung bedürftiger Studenten ist gegenwärtig und auf absehbare Zeit an 
Prl^fungen gebunden, die für.Studenten aus anderen sozialen Schichten entfallen. Eine 
Eignungsfeststellung, die slch auf die Ausscheidung nur der bedürftigen Ungeeigneten 
beschränkt, Ist jedoch sozial ungerecht. Als Folge der Einführung allgemeiner akademi­
scher Zwischenprüfungen könnte'zugleich diese Ungerechtigkeit beseitigt werden.

Die Zwischenprüfung (Eignungsprüfung) kann frühestens nach dem zweiten, spätestem* 
nach dem vierten Semester abgelegt werden. Es soll die Fähigkeit des Studenten tum 
kritisch-selbständigen wissenschaftlichen Denken und seine grundsätzliche Eignung 

. zum Studium eines größeren Faches oder einer Gruppe von verwandten Fachgebieten, 
geprüft werden.



v.f endo F.:ch Achtungen oder Studienrichtungen mußten i. B. Jeweils o I ne der- 
^ >• AddernUidui Zwischenprüfung eingcführt werden:

^aciiichtawiaoüiujcha/ten, Sprach- und Literaturwissenschaften, Psychologie, Mathema­
tik, Naturwissenschaften, Wirtschafte- und Sozialwtsseniichaften, Jura, Technische 
Fachrichtungen, Medizin (z. T. bestehende Vor- oder Zwischenexamina haben einen an­
dern. Charakter). Damit würde es z. B. für die verschiedenen philologischen Fächer, 
von denen zumeist mehrere parallel studiert werden, nur e i ne  Prüfung an Hand von 
zwei begrenzten frei gewählten Fachgebieten aus der sprachlichen und der literaturge- 
schichtlichen Abteilung eines Fachs geben, in der die grundsätzliche Eignung zum Stu- _ 
dl um phliüogischer Fächer geprüft werden soll. (In den meisten kleinen Fachrichtungen, 
wie z. B. Sinologie, wird, sich eine förmliche Prüfung wegen der intenst ven Stydlenge- 
staltung und des engen Kontakts zu den Dozenten erübrigen; sie wäre hier nur erforder­
lich,falls die Dozeinen einen Studenten für absolut ungeeignet halten.

Die Schwerpunkte in den Kr i te  r l e n  der Prüfung sind allerdings von Fach zu Fach ver­
schieden:

Zur Feststellung der Ei gnung  gehört besonders ln den naturwissenschaftlichen und 
technischen Fachrichtungen auch die Prüfung der Fähigkeit, eich in planvoll-methodi­
scher Weise das grundlegende Fachwissen anzueignen. Daher hat die Zwischenprüfung 
in einigen Fachgebieten auch den Charakter einer begrenzten, exemplarischen Wt a -  
s - Prüfung. Das Abfragen von Wissen muß ln a l l e n  Fächern Jedoch nur eine unter­
geordnete Bolle spielen. Besonders in den geistes? und sozialwiseenschaftllchen Fächern 
ist.die WisseneprUfung ke ine  geeignete Methode der Eignungsfeststeilung.

Ala negative Abgrenzung der Funktion von Zwischenprüfungen muß featgestellt werden;
Sie dürfen nicht Instrument kurzsichtiger Sera Ina rplanung sein. Unter dem Vorwand, 
sie könnten wissenschaftliche Hauptseminare von noch nicht qualifizierten Teilnehmern 
freihalten, werden die Prüfungen bi dem gegenwärtigen Stadium permanenter Über­
eilung der Hochschulen und des Mangels an Lehrkräften dazu benutzt, durch sinnloses 
Abfragen von Wissen die meisten Studenten auf Jahre hinaus von den eigentlichen Sero!-, 
naren (emzuhalten. Um nicht durch studienfremde reine Wlssensprüfungen den Charak­
ter des Studiums der sich größtenteils selbst Uberlafceenen Studenten völl ig zu verzerren, 
sollten bei äußersten Hotlagen wegen der ÜberfUllung eher Voranmeldungen für spätere 
Semester oder eine Auslosung der Semlnarplätae eingeführt werden.

ln dem Maße, ln dem schon Im ersten Studienabschnitt eilte theoretische Vertiefung zur 
Orientierung Uber die Methodologie des Faches und seine Einordnung in den Gesamtzu- 
a am men hang der Wissenschaften erfolgen kann, sollte auch dieser Aspekt ln der PrU­
fung besonders ln den Vordergrund treten. Eine philosophische Einübung in eine Fech- 
wiasenAchaft gehört an den Anfang des Studiums. "Am Ende käme sie längstmöglich zu 
spät. Das Philosophische gehöre eher ins,letzte, statt ins erste Semester - diesem Vor­
urteil liegt selbst eigenes mangelhaftes Philosophieren zugrunde. n (1)

Zur Duchführung der Zwischenprüfung lat zu empfehlen:

1. Voraussetzung der Zulassung zur PrUfung Ist nur der Nachweis des erfolgreichen Be­
suchs einer MbKieatzahl von Proseminaren und Übungen, deren Thematik in den Gel- 
steöwIsscnachaitcnkaum - in den Naturwissenschaften dagegen stärker featgelegi 
werden müßte. .

(1) W. Fuchs, Hodegetik des akademischen Studiums. DUZ, 5 d M i, 3. io



2. Die Prüfung soll mündlich, unter Heranziehung einer vorliegenden, nicht zu um­
fangreichen schriftlichen Hauearbeit dürchgeführt werden (es soll sich nicht um ein 
schriftliches Serainarreferat handeln), an deren Entstehung ein Assistent oder ein 
älterer Student als Tutor beratend mitgewirkt haben.

9. Es soll ein Prüflings ge spräch mit einer Kommission aus zwei bis drei Dozenten und 
Assistenten und einem studentischen Tutor statt!Inden. Da es sich um eine grund­
sätzliche Eignungsprüfung handelt, sollte auch ein von der Studentenvertrelung be­
nannter älterer Student (studentischer Tutor) iura Prüfung®team gehören und.den K* n- 
didaten befragen können. (Eine solche Regelung hat eich in einigen Hochschulen, z. 11. 
an der.Freien Universität Berlin, bei den Honnef-Fachprüfungen bereits bewährt.)

4. Wird trotz Wiederholung nach ein oder zwei Semesteni die Prüfung nicht bestanden* 
muß der Student das Studienfach wechseln und in einer anderen Fachrichtung sich auf 
die Zwischenprüfung vorbereiten oder er wird die Hochschule verlassen müssen.

Dadurch könnte eine notwendige begrenzte A u s l e s e  durch den Ausschluß ubnolut Un­
geeigneter vom Studium erreicht werden. Nach einer bestimmten Anzahl von. Jahren int. 
jedoch ein erneuter Versuch der Ablegung der Prüfung zu gestatten.

Da die Zwischenprüfung lediglich der ElghungsfeststeHung dient, ist sie eindeutig von 
den L e i s t u n g s p r ü f u n g e n  (in der Form von Klausuren oder auch mündlichen Prü­
fungen) zu trennen, die zum Abschluß einzelner Kurse, Lehrgänge, Praktika elngefUhrt 
sind und der notwendigen S e l b s t k o n t r o l l e  der Studenten über ihre Leistungen bei der 
Erarbeitung grundlegender FachkenntnUse und Techniken dienen. Diese Lelstungsprü- 
fungen können nicht, etwa in der Art einer ausgedehnten 'Mammutprüfung’ mit der 
Elgnungafeststeilung zusammengezogen werden, erstens well die Elgnungafeetstellung 
möglichst früh erfolgen und nicht von den Studenten wegen der hohen Anforderungen 
einer * Universal- Zwischenprüfung' immer weite rauf geschoben werden soll, und zwei­
tens well das mit Sicherheit die völlige 'Verschulung* mindestens der ersten Studien- 
hälfte bedeuten würde. (Vgl. oben, S. 52/63

Die Zwischenprüfung als bloße Etgnungefeststeliung hat auch nichts gemein mH den ln 
. einigen Fächern elngeflihrten Zwischen- oder V o r e x a m i n a  («.B. Vordlpiomprüftmgen} 
die den Anschluß einer Stufe des Studiums, von ganzen Studienfächern cUratellen, deren 
Kenntnis Voraussetzung eines weiteren Studiums ist (z. B. im Verlauf des Medlztnslu- 
dtums, In den technischen Fächern).Solche Zwischen s x a m i n a  finden wegen der 

. größeren Anforderungen einige Semester später als die Eignungsprüfungen statt. Für 
die Geistes- und Sozial Wissenschaften und für einen Teil der Naturwlssenscluiften krimmei 
als Zwischenprüfungen nur Eignungsprüfungen in Frage, da sich hier keine Gliederung 
des Studiums in Stufen von Fachgebieten durchführen läßt

Das Hauptstudium

Nach der mit einer Zwischenprüfung abgeschlossenen Studieneinführung von zwei blf> 
vier Semestern, je nach Fleiß oder Begabung deir einzelnen Studenten, muß ln dem elf.« »d« 
tlchen Haupts tudlum eine stärkere D i f f e r e n z i e r u n g  de* Studien*^** hach den un­
terschiedlichen Begabungen und Studienzielen der Studenten erreicht werden, fcm Ab­
satz ist schon dadurch gegeben, daß begabtere oder intensiver studierende Studenten 
schon ein Jahr eher ln die Seminare und wissenschaftlichen Übungen des Hauptstudiums 
gelangen können als andere.

Die DifferenzierM |der Studlehwege^muß allein durch verschiedene Formen und Arten 
von AbschlußptuSiesi erreicht werden und nicht durch eine keUoitieneUa Trennung, 
etwa (Innerhalb der einzelnen Fächer) In einen Lehrgang nur für Studenten, die Berd»- 
vorbtldumr betreiben und einen für die eigentlich wissenschaftlichen StudiererMlen. mll



wollten Seminaren oder sogar verschiedenen Kategorlen^Ä Lehrkräften (* eigent­
l i che* Professoren, d.h. Lehrstuhlinhaber, und bloße "Studienprofessoren1* , "Studien- 
rate inv Hochachuldlenst"* Vgl. Kapitel IV, Der Lehrkörper der Tufch^ 
lnsUtuttonelie Gliederung bzw. Zweiteilung de«. Haupt«tudiums in eine kürzere * Unter« 
jiiufe' geringeren Niveau« und eine darau! aufbauende •Ctoerstufe1 de« eigentlichen 
wissenschaftlichen Studium« Ul abzulehnen. Es können kaum präzise Kriterien (Ur die 
Unterscheidung in 'Berufsausbildung* und 'echtes* wissenschaftliches Studium äufge- 
steilt werden. Auch würden durch eine so formale Ciiederung der Studentenschaft in  
zwei Kategorien unnötige Spannungen und KonflUUe innerhalb der Universität herbeige«
. .i.rt. Ferner wäre die gesellschaftliche Funktion dieser Zweiteilung die Verstärkung 
der Tendenz zur Herausstellung einer akademischen sozialen Führungselite und zur Ver­
festigung der bestehenden Bildungshierarchie.

Über den Auf bau des Hauptstudiums lassen sich nur wenig generelle Aussagen machei\ 
die für alle oder die, meisten Fakultäten Gültigkeit hätten: i < *

1) tn «einem Verlauf.muß eine schrittweise E r w e i t e r u n g  des Studiums au! mehrere 
Fachgebiete des gewählten Hauptfaches und auf Nebenfächer erfolgen, möglichst bis 
zum gleichzeitigen Studium der Grundlagen solcher Fächer, die nicht theoretisch-metho­
disch mit dem Haupüach veiwahdt sind.

Dadurch soll der Student erstens einen Einblick in Wissenschaften mit einem andersarti­
gen theoretisch-methodologischen Fundament erhalten und zweiten« soll stärker als ge­
genwärtig das Studium von G r e n z g e b i e t e n  traditioneller Fachrichtungen, durch ein 
Studium mit neuen und interessamten Fächerkombihationen gefördert werden (etwa: 
Soziologie und Architektur, Medizin und Sozialpsychologie, Afrikanistik und Landwirt­
schaft)

i) Gleichlaufend zur Erweiterung des Studiums auf andere Jachgebiete und Fächer muß 
besonders gegen Ende des Studiums eine Spezialisierung, die versteifte, intensive wissen* 
schaftliche Arbeit an einem begrenzten Objekt erfolgen.' Eine solche Konzentrierung 
sollte den Studenten durch verschiedene Formen des' S t ud i um exem p l a r e  nahege- - 
legt werden* ln denen die verschiedenen Aspekte öder Ansätze dieses Studienprlnzipa 
zum Ausdruck kommen:

Das exemplarisch vertiefte Fach  Studium zur stärkeren Heranführung des Studenten an 
die Praxis der eigentlichen wissenschaftlichen Arbeit, durch Konzentration auf spezielle 
Studien- und Forschungaobjekte des Faches^ das begrenzte * exemplarische S t u d i u m 
g e n e r a l e  vom.Fach aus* - die einzig noch mögliche Form des-Studium generale;
(denn die stärkere Annäherung an die Praxis der Wissenschaft und die Vertiefung des 
Studium am konkreten Objekt weist in vielen Fachgebieten notwendig Uber die Grenzen 
des Faches hinaus zur Anwendung von Erkenntnissen und Methoden mehrerer Fächer 
au! den Gegenstand der Erkenntnis bzw. des Studiums die Hinwendung zum Studium 
g e s e l l s c h a f t l i c h  besonders r e l e v a n t e r  Forschungs- und Studlcngebiete, zu de­
ren Bearbeitung und Durchleuchtung ebenfalls Ergebnisse und Methoden mehrerer Fächer 
nutzbar gemacht werden müssen.

Damit wird die schrittweise Erweiterung des Studiums bis zum Einblick ln Fächer mit 
völlig anderer Methodik und theoretischen Grundlage zu einer Grundbedingung der Spe- . 
ziahslerung und Konzentrierung auf solche begrenzte Studlenobjekle, die nur unter kri­
tischer Reflexion Uber das Spezialfach hinaus und in der Anwendung von Erkenntnissen 
verschiedener Fächer überhaupt ln ihrer Totalität erfaßt werden können.,

Die Institutionalisierung des * Studium exemplare9 ln der Form der Erfassung der To­
talität des ivCiY.ireten Objekts Uber das Spezialfach hinaus verweist auf die Notwendigkeit 
einer Xndemn; im organisatorischen Aufbau der Hochschule (Vgl. Kapitel H, Pie Hoch­
schule und ihre Arbeitsformen) Ais Beispiel exemplarischer Studien, die zugleich den 
Ansatz' zu einem Studium generale vom Fach aus darsteilen, Ist-auf die Möglichkeit hin­
zuweisen, regelmäßig wechselnde- länderkundl i che Studium exemplare - Program­
me besonder^ für Studenten der geistea - und sozialwissenschaftlichen Fächer einzu­
richten, ln denen Jeweils die jüngste Geschichte und die gegenwärtige Gesamtverfassung 
ttoea lremdcn Landes (besonders auch von Entwicklungsländern) für zwei bis drei Seme- 

' ^xrVraMittelpunkt zahlreicher Lehrveranstaltungen von allen daran beteiligten Fachin-

:.\ ' ■ • ~ . •__________. . '



all tuten und ProjM^oren'atunae. £ur oaietu&iutg nuimum %««, — :.
Dozenten der (o l^m en Fächer herangezogen werden: die betreffende sprach- tu i l 
r a to rw i^  Geechichte, Politische Wissenschaft, Soiiohyie, v • .
graphiev Wel^rUchafUiehi*®, t ä m a t ^ - d e i w r t l g e s “ländei;k'.i..i. * 
Uchea Studienprogramm hätte besonders für die Auabiidimg der. künftigen Lehrer grofjc 
Bedeutung.

Andere Objekte einen fachlichen oder UberlachUchen atudium exemplare ergeben airli 
aus der Notwendigkeit! bestimmte geeellachaJUiche Probleme, und Planungsaufgaben* 
intensiver zu bearbeiten (z. B. die Problematik moderner Stadtplanung Ln Verbindun g 
mit 8tädtebau9 Gemein deaoziologle, oder spezielle Bereiche der Betriebssozlolo^ iaf.

ln vielen Fächern könnte zwischen Grund- und Hauptehidium oder innerhalb des Haupt-. 
Studiums das Studium für ein Semester unterbrochen werden! um Gelegenheit zur D jrcii- 
iührung von wlsaenschaftabezogenen P r a k t i k a  oder Berufspraktika zur Berufiümlutv 
und Berufe Vorbereitung zu geben. Durch ein Praktikum nach der Zwischenprüfung wärt* 
dem Studenten die Möglichkeit gegeben, noch vor Aufnahme de» Hauptstudiums floliv* 
berufliche Eignung zu testen. Auch bei einen evtl, davon bestimmten Fachwechnei -.».UV- 
de ein so angelegtes einführendes Grundstudium seinen Wert behalteb. Es Könnte auf du 
erforderlicher verkürzte Einführung in das neugewählte Fach; Je nach der Verwandtschaft 
der Fachrichtungen angerechnet werden.

Abschlußprüfungen;

Durch den Charakter der verschiedenen Arten von AbachlußprUfungen wird die Ziel 
rtchtung und Gestaltung des Hauptstudiuma entscheidend bestimmt, und zwar aufgrund 
der freien Entscheidung der Studenten! die sich für dieses oder jenes Abschlußexamen Im 
Laufe ihres Studiums entschließen.

Es sollten Jm allgemeinen Ln jeder Fachrichtung oder Fakultät d r e i  Formen dea.Stu- ... 
dienabachlussea möglich sein: _ »

l. durch Prüfungen, deren Charakter zwar von der Universität bestimmt und ln der 
u  Durchführung von.ihr abhängig wären, die aber doch auf elnenbeg r e ri z te n Bereich 
^  der Praxi», auf ganz beatlmmte Berufswege auagerichtet wären, allerdings unter An­

legung wissenschaftlicher Maßstäbe an die Probleme der Berufspraxis; (gegenwärtig 
z,B. bestimmte Diplomprüfungen und die Staatsprüfungen)

2 durch Prüfungen, die zwar ebenfalls an der Qualifikation für die Berufspraxis orien­
tiert sein sollten, aber für einen w e i t e r e n , nicht genau zu begrenzenden Bereich 
und zugleich auf Grund eines vertieften wissenschaftlichen Studiums Abzulegen sind, 
und die daher eine möglichst freie Und individuelle FächerkombtnaUon auch Uber 
FakulUtsgrenzen hinweg zulassen (gegenwärtig z. B. die In einigen Philosophischen 
Fakultäten wieder elngefUhrte M usterprüfung, die als Modell fUr ähnliche, Prüfungen 
in den anderen Fakultäten dienen könnte). Bel der Vorbereitung dieser Prüflingen 
sollte daa Prinzip des Uberfachlichen atudium exemplare besonders betont werden;

3, durch die P r o m o t i o n , deren zunehmende Entwertung durch die Schaffung vonr.ouim 
nicht eng auf eine bestimmte Berufspraxis bezogenen Prüfungen in der Art der Ma- 
gisterprüfung eingeschränkt werden könnte.

Auch künftig muß Jedoch für die Studenten die Promotion auch als einziger .Etudlewüi.- 
schluö, ohne Verpflichtung zur vorherigen Ablegung einer anderen A b e c h i u ^ r ;, er­
möglicht werden, well trotz allen Entartungen hur die Promotion eine effektive Fünmr- 
ung wissenschaftlicher Begabungen und Leistungen erlaubt.

Bel allen Prüfungen ist der Fähigkeit! Kenntnisse ln Zusammenhänge einzuortmen w l 
sie anzuwenden, eine größere Bedeutung bcliuinessen als dem reinen.Tatfxchojpvi u.
Da lange Diplom- oder ßtsateexamensärbeUen kaum einen Beitrag zu neuen yMi;f!n?u i* il- 
liehen Erkenntnissen leisten, sollten ah ihrer Stelle kürzere schriftliche Avb l l s.» 'ver­
langt werden, die innerhalb eines Semesters an/ufertigen wären und vor rikm  «i; ̂  . »- 
herrschung der wissenschaftlichen Methoden und des wissenschaftlichen handwer^u^, % 
unter Beweis stellen sollen«

(über die, Problematik der akademischen und staatlicher. Prüfungen ita Verhältnis anr 
Hochschulautonomie vgl. Kapitel VH, Hochschule und Staat),



Gewerkschaftliche Vorstellungen zur Sudienreform

Im Rahmen der allgemeinen Vorstellungen der Gewerkschaften 

zur Bildungspolitik gilt auch für die Hochschule, daß’ der: 

Gegensatz zwischen allgemeiner und beruflicher Bildung auf­

gehoben werden muß. Die Wissenschaft muß inj den Dienst der 

Gesellschaft gestellt werden, um Lebens- und Arbeitsbeding­

ungen humaner zu gestalten. Es ist nicht nur eine Reform
-  ; i' \  * ~ - i • i

im Bereich der Studiengänge notwendig; sondern auch eine 

Reform der Rahmenbedingungeri. ( Öffnung der! Hochschulen, , 

Darlensfreies Bafög) ' ; ;

Im Weiteren sind einige Punkte zusammengetrJagen, die eine 

Zusammenfassung der "Leitsätze des DGB zur 'Studienreform"<■ 

darstellend ,

Hochschulausbildung als Berufsausbildung

- Qualifikation für die berufliche Tätigkeit ( breite Grund­

ausbildung).

- Das Handeln des Ausgebildeten muß so ausgelegt sein,

daß er weiß, in welchen wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 

und politischen Gegebenheiten er arbeitet. 1

- Vorbereitung auf die Anforderungen in Arbeitswelt und

Gesellschaft ' •

- Hochschulausbildung muß Fähigkeiten entwickeln, die Arbeits

Bedingungen aller Arbeiter zü verbessern.(Demokratisierung 

aller Arbeits- und Lebensbereiche, Solidarität, Konflikt- ’ 

bereitschaft) , ! ■

- fachwissenschaftliche Ausbildungsanteile müssen dynamisch

veränderbar sein. • . f

“' interdisziplinäre ( hauptsächlich sozialwissenschaftliche) 

Fragestellungen müssen in das Studium integriert werden. 1

‘ . ‘ ' i ‘
Studienorganisatiön > t

- Mindeststudiendauer von 4 Jahren ’

- Einteilung des Studiums in Lerneinheiten, die auch später

als Maßnahmen der Weiterbildung genutzt werden können j

Orientierungsphase

- mehrwöchige Orientierungsphase zu Beginn des Studiums



- innerhalb dieser Orientierungsphase soll die Funktion des 

Studiums als Berufsausbildung deutlich werden/ sowie in 

kooperative Arbeitsformen eingeführt werden.

— Erleichterung des Übergangs von Schule oder Beruf, auf die'
, . ‘ 1% . 

Universität. - ;

Praktische Phase f

Alle Studiengängje sollen berufspraktische Stüdienphasen 

und Ausbildüngselemente enthalten, (einphasige Ausbildüngs- 

gänge) - \ 1 .. ' '

Die praktische Phase soll Einblicke in die Verhältnisse
' < • t

am Arbeisplatz vermitteln. Sie ist an der Hochschule vorzu- 

bereiten und in enger Zusammenarbeit mit den Gewerkschaften, 

zu gestalten.

„ 1 ■ '■ - ' ■" ' - s *• ; i- ■ • 1 ‘ . .

Lehren und Lernen

- Vorlesungen sollen zugunsten von lernintensiven und ko­

operativen Arbeitsformen eingeschränkt werden.(Kleingruppen)

Motivation der Studenten, sich erforderliches wissen selbst < 

anzueignen. ■ • J

- Einsatz von Tutoren in den ersten Semestern

- Projektorientiertes Studium j

- Hochschullehrer müssen nicht nur für die Forschung, sondern -

auch für die Lehre qualifiziert sein 

- Weiterbildung-an der Hochschule

Leistungsnachweise durch Prüfungen

- -Anforderungen dürfen sich nur an der Qualifikationszielen

der Studienordnungen orientieren

- der. Schwerpunktbildung Rechnung tragen

r Prüfungen um kooperative Leistungsnachweise erweitern

Studienberatung

- Studienberatung' als ständige Aufgabe

- nicht nur Studienaufbau, sondern auch Fragen der praktischen 

Phase, kooperativer Arbeitsformen und Studienverhalten

- Beratung im Bereich Studien- und Lebensfragen

Verfahren der Studienreform 

Siehr Punkt 27 - 33
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Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB): ■ 
Leitsätze des DGB zur Studienreform, 1978

Gewerkschaften und Studienreform

. In Erfüllung'seiner Aufgaben als Interessenvertretung aller 
Arbeitnehmer hat der DGB mehrfach, insbesondere in den 
„Forderungen zur Beruflichen Bildung“, seine Vorstellun­
gen zur Beruflichen Bildung entwickelt. Hier, wie schon, in 
seinen ,,Bildungspolitischen Vorstellungen“ , hat der DGB 
verlangt, den ..Gegensatz zwischen allgemeiner und beruf­
licher Bildung sowohl in der Organisation als auch in den 
Lehrplänen der einzelnen Stufen und Zweige des Bildungs- 
weserts aufzuheben“ . Wenn der DGB nunmehr seihe ..For­
derungen zur Hochschulreform'* durch die „Leitsätze zur 
Studienreform“ ergänzt, dann soll dieser Zusammenhang 
ausdrücklich betont werden.

• Die Studienreform gewinnt nach Verabschiedung des Hoch­
schulrahmengesetzes besondere Aktualität, weil auf der 
Basis dieses Gesetzes Studienreformkommissionen auf 
Länder- und Bundesebene tätig werden, ln diesen Studien­
reformkommissionen sollen die Gewerkschaften als soge­
nannte „Fachvertreter der Berufspraxis“ nur mit beratender 
Stimme teilnehmen.

dungsgänge des tertiären Bereichs sind ih Gesamthoch 
schuien zu integrieren.

Die Hochschulen müssen ein Weiterbildungsangebot ent­
wickeln, das in das gesamte Weiterbildungssystem einge­
bunden ist und jedem Arbeitnehmer offensteht

Voraussetzung für eine chancengleiche Hochschulaus­
bildung ist eine Verbesserung der materiellen Stadien- 
bedingüngen durch eine darlehensfreie Studienförderung, 
die eine angemessene Lebenshaltung ermöglicht. Sie rnuß 
für die ganze Zeit der notwendigen Studiendauer gewährt 
werden. -

Obwohl diese grundlegenden Forderungen noch nicht er­
füllt sind, mißt der DGB der jetzt eingeleiteten Studienreform 
große Bedeutung zu. Seine „Leitsätze zur Studienreform“ 
sollen die Konsequenzen aufzeigen, die sich aus der 
Orientierung der Hochschulausbildung an den gesamt­
gesellschaftlichen Belangen und den Erfordernissagfaer 
Berufspraxis ergeben.

Hochschulausbildung als Berufsausbildung
Damit kann sich der DGB nicht zufriedengeben. Er hält viel­
mehr seinen Anspruch auf umfassende Mitbestimmung in 
allen Fragen der Hochschulen mit Nachdruck aufrecht. 
Das Fiecht auf Mitbestimmung folgt.aus der zunehmenden 
Bedeutung der wissenschaftlichen Tätigkeit und der Um­
setzung wissenschaftlicher Erkenntnisse für die Arbeits­
und Lebensbedinguhgen aller Arbeitnehmer. Dieser An­
spruch ist auch damit begründet, daß die Kosten für die 
wissenschaftliche .Berufsausbildung, zum größten Teil von 
den Arbeitnehmern "geträgeh werden. .

Darüber hinaus fordern die Gewerkschaften eine wirksame 
Mitbestimmung sowohl der Arbeitnehmer im Hochschul­
bereich als auch der Studierenden. Die Gewerkschaften 
wenden sich gegen ein Übergewicht staatlicher Instanzen, 
durch das die Selbst- und Mitbestimmungsrechte an der 
Hochschule eingeschränkt werden.

Entsprechend den Zielen gewerkschaftlicher Bildungspoli­
tik gilt es, die Möglichkeiten der Wissenschaft in den Dienst 
der Gesellschaft zu stellen, um Lebens- und Arbeitsbedin­
gungen humaner zu gestalten. Die Hochschulausbildung 
muß dazu beitragen, das Verhältnis von wissenschaftlich 
und nichtwissenschaftlich ausgebildeteh Arbeitnehmern in 
dem Sinne zu beeinflussen, daß die technische Und wissen­
schaftliche Entwicklung für die auf Humanisierung der Ar­
beit und Demokratisierung der Gesellschaft gerichteten 
Interessen und Bedürfnisse aller Arbeitnehmer genutzt 
.werden kann: Allerdings kann eine isolierte Studienreform 
nicht genügen. Nicht nur der Betrieb der Hochschule, son­
dern die Hochschule selbst und ihre Stellung im Gesamt­
bildungssystem sind zu reformieren. Es bedarf also zusätz­
lich einer umfassenden Änderung der Rahmenbedingün- 
gen, unter denen sich Hochschulausbildung vollzieht, ein­
schließlich einer Änderung des Hochschulrahmengesetzes.

Der Zugang zur Hochschule muß grundsätzlich allen offen­
stehen und darf nicht durch formale Leistungsnachweise 
eingeschränkt bleiben. Qualifikationen, die in der beruf­
lichen Ausbildung, in der Berufspraxis und in der Weiter­
bildung erworben wurden, müssen ebenso zum Hochschul­
studium berechtigen- wls das-Abitur.

Die Gleichwertigkeit der Bildungsgänge als eine Voraus­
setzung zur Öffnung der Hochschule muß auch in der 
Hochschulausbildung zum Tragen kommen: Alle Ausbil­
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1. Die Hochschulausbildung muß die Studierenden für 
berufliche Tätigkeiten qualifizieren. Sie muß dem Stand 
der Wissenschaft entsprechen, im Interesse der künfti­
gen Arbeitnehmer ist eine breite Grundausbildung an­
zustreben. Sie soll dazu beitragen, die Lebens- und 
Arbeitsverhältnisse auch unter sich ändernden gesell-, 
schaftiichen und wirtschaftlichen Bedingungen mitge­
stalten zu können.

2 Eine ausreichende Berufsqualifikation ist nur dann ge­
geben, wenn der an der Hochschule Ausgebildete er= 
fahren hat, auf welchen wirtschaftlichen, gesellschaft­
lichen und politischen Gegebenheiten sein zukünftiges 
berufliches Handeln.beruht und wie es sich auf die Ar­
beite- und Lebensbedinguhgen der anderen Arbeit­
nehmer auswirkt.

3. Die Hochschule muß über die besonderen Anforderun­
gen eines Berufes hinaus die Studierenden auf ihre 
Stellung in Arbeitswelt und . Gesellschaft* überhaupt 
vorbereiten. Sie muß ihnen deshalb zeigen, ;
— nach welchen Prinzipien Arbeit organisiert w iro i^
— welche gemeinsamen Interessen die Arbeitnehmer

haben; ' „

— wie sich unternehmerische Entscheidungen und 
betriebliche Maßnahmen auf Arbeitnehmer und 
Gesellschaft auswirken.

4. Auch die Hochschulausbildung muß die Fähigkeit ver­
mitteln, Handiungsmöglichkeiteh am Arbeitsplatz und 
in der Gesellschaft zum Nutzen aller Arbeitnehmer 
einzusetzen, vor altem aber
— für eine menschengerechte Gestaltung der Lebens­

und Arbeitsbedingungen einzutreten;
—j die Demokratisierung aller Arbeits- und Lebens­

bereiche voranzutreiben; V .

—> die dazu nötige Solidarität und Konfliktbereitschaft 
zu entwickeln. ,

5. Damit Hochschulausbildung ihrer gesellschaftlichen
Aufgabe/gerecht werden kann, du* fsc!rs;- \ an­
schaulichen Ausbiidunysanteile fc, ständig any.sid . ^n-*. 
schaftskritik und Berufspraxis gemessen und inter­
disziplinär, vor allem durch sozialwissenschöftiiche 
Fragestellungen, Inhalte und Melhc deO'efnänzt r.dön.-



6. Di'er sozialwissenschaftlichen Anteile des Studiums
sollen vor allem die gesellschaftlichen. Voraussetzung 
gen und Wirkungen wissenschaftlicher Tätigkeit auf­
zeigen" und vermitteln., welche der jeweils in der prak­
tischen Phase erkannten Vorgänge und Strukturen 
gesellschaftlich bedingt sind. .

Die Sozialwissenschaften müssen diese Bedingungen 
erklären und dabei insbesondere darlegen, welche 
Konflikte sieh aus den aufgezeigten Zusammenhängen 
ergeben und welche Lösungsvorschläge entwickelt wer-

; den müssen, um Arbeitnehmerinteressen besser durch­
zusetzen.

Studienorganisation

7. Grundsätzlich soll eine Mindeststudiendauer von 4 Jah­
ren gelten. Das Studium ist in Lerneinheiten einzu­
teilen, diekunterschiedlich kombiniert werden können. 
Sie müssen verschiedene gleichwertige berufsqualifi- 
zierende Abschlüsse ermöglichen, die den Erforder­
nissen auch neuer Berufsfelder Rechnung tragen. Die 
Lerneinheiten müssen so angeboten werden, daß sie 
auch als Maßnahmen der Weiterbildung in späteren 
Lebensabschnitten absolviert werden können. *

Orientierungsphase

8. Hochschulausbildung soll mit einer mehrwöchigen 
.Örientierungsphase bzw. -einem Orientierungsseme­
ster beginnen. In der Orientierungsphase soll den 
Studierenden die' Funktion des Studiums als Berufs­
ausbildung verdeutlicht und bereits der Bezug zur 
späteren Berufspraxis hergeste11fwerdenDabei sollen 
Möglichkeiten und Grenzen der Wissenschaft, auf ge­
zeigt, die gesellschaftliche Entstehung und Verwertung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse därgestellt und der 
politische und gesellschaftliche Zusammenhang des 
Studiums behandelt werden.

9. Die Orientierungsphase soll außerdem in den Aufbau 
des Studiengangs und in kooperative Arbeitsformen

.einführen. Damit erfüllt die Orientierungsphase auch 
Funktionen der Studienberatung. Ferner sollen die 
Studierenden mit den Formen und Möglichkeiten der 
Mitbestimmung ah. der Hochschule vertraut gemacht 
werden; ihr Engagement für Selbstverwaltung und 
Demokratisierung der Hochschule ist zu wecken und zu 
stärken.

10. Die Orjentierungsphäse soll den Übergang von der 
Schule oder dem Beruf auf die Hochschule erleichtern, 
der Gefahr der Isolierung im. Massenbetrieb der Hoch­
schule entgegenwirken und die Studierenden zu einem 
der Gesellschaft gegenüber verantwortlichen Studien­
verhalten an regen

11. Die Ziele und Arbeitsformen der Örientierungsphase 
müssen im' weiteren Verlauf des Studiums in Berufs­
praxisphasen, problem- und projektörientierten Lehr­
veranstaltungen und in der Studienberatung weiter ver­
folgt und praktiziert werden. r

Praktische Phase

12. Hochschulausbildung muß allgemeine und berufliche,
theoretische und praktische Ausbildung integrieren. 
Alle Studiengänge sollen berufspraktische Studien­
phasen und Ausbil'dungselemente enthalten. Ausbil- 
dungsgänge, bei denen bisher Zwischen einer theoreti­
schen Phase innerhalb und einer praktischen Phase 
außerhalb der Hochschule unterschieden wurde, sollen 
in der Regel zusammengefaßt, d. h. einphasig gestal- 
tet werden. - - . ' -
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13. D ie, praktische Phase der Hochschulausbildung soll' 

v | Einblick in die Verhältnisse am Arbeitsplatz vermitteln.
j Dazu sollen die Studierenden mit verschiedenen Ar- 
f bölts.inhalte.nv und- -anförderüngetl vertraut gemacht 
j werden. Sie sollen lernen, die Arbeitsbedingungen an 
1 den gewerkschaftlichen Forderungen nach menschen- 
1 gerechter Arbeitsgestaltung zu messen und zu prüfen, 
j wieweit demokratisch legitimierte Strukturen 'auf Be- 

'■ triebshierarchien einwirkeri können.

14. Berufspraktische Studienanteile sind in der Hochschule 
I "vorzubereiten, in >nger Zusammenarbeit mit den im 
j Berufsfeld tätigen; Gewerkschaften durchzuführen unci

nach ihrem Abschluß gemeinsam auszuwerten.

15. Für die Durchführung der berufspraktischen Studien- 
•• antejle müssen in der Industrie und im privaten und "

staatlichen- Dienstleistungsbereich die rechtlichen, or- 
! * ganisatorischen und.finanziellen Voraussetzungen so- 
j wie ausreichende Kapazitäten geschaffen werden.

16. Für die in Berufspraxisphasen arbeitenden. Studieren- ‘ 
j den muß.der Praktikantenstatus tariflich und arbeits-
J rechtlich abgesichert werden.

Lehren und Lernen " \  *

17. Bei der Vermittlung1 von L'ernzielen und Lerninhal- ' 
I. ten muß sielt Hochschulausbildung solcher Methoden

bedienen, die' qualifiziertes und solidarisches Handeln 
J in Beruf und Gesellschaft fördern. ,

18. Vorlesungen sollen züt Gunsten von lernintensiveren'
| und kooperativen Arbeitsformen eingeschränkt werden.
| Vor allem ist das Arbeiten in-Kleingruppen anzuregen 
I und zu fördern. Die Kleingruppenarbe.it dient der Vertie- 
I fung, der Ergänzung und der Kritik des Lehrangebots* 
j und der Unterstützung praxisbezogener Arbeitsformen, 
i Kleingruppen sollen auch zu Selbstlerngruppen ent-'
! wickelt werden. Ferner sollen sie hochschuldidakti- 

sche Experimente begleiten. .

19. Die Studierenden sind dazu zu motivieren, sich er­
forderliches Wissen selbständig und ^zielstrebig an-' 
züeigrien. Darum muß der Bezug der Studieninhalte , 
zur Berufsqualifikation einsichtig gemacht werden.

120.. Vor allem in den ersten Semestern sind Tutören ein­
zusetzen. 'Sie sollen die Kleingruppenarbeit so unter- 

! stützen, daß der Lerneffekt verstärkt und der Leistungs- 
j vorteil genutzt wird.

v 21. Die Integration .fachwissenschaftlicher, berufsprakti- 
, scher und gesellschaftsbezogener Fragestellungen und 

Methoden soll in der Form des Projektstudiums erfol­
gen. Projektorientiertes Studium soll den Studierenden 
den Zugang zu Forschungsprobjemen ermöglichen . 
und die problemorientierte, exemplarische Aneignung 
wissenschaftlicher Theorien und Methoden gewähr­
leisten. Falls die Teilnehmer an Projekten zusätzliche 

i 1 fachsystematische Grundlagen benötigen, sollen diese 
J - in gesonderten projektbegleitenden Lehrverahstaltun- 

- gen vermittelt werden.

22. Die Hochschullehrer müssen nicht nur für die For­
schung, sondern auch für die Lehre qualifiziert sein. 
Dies erfordert.eine besondere didaktische Ausbildung 

•v und eine entsprechende Weiterbildung. Die Hochschul- 
j lehrer müssen bereit sein, aus den Erfahrungen ihrer 
I Lehrtätigkeit und aus dem Dialog mit-Mitarbeitern und 
K Studierenden gegebene Anregungen zur Reform der 
|  ’ Hochschulausbildung aufzugreifen ulnd entsprechend 
| umzusetzen. ,
1- -
f 23. Bei der Wahrnehmung der Weiterbildungsaufgabe muß 
1 die Hochschule ,die Praxis in Lehre und Lernen1 ein-
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beziehen'. Ein „Studium neben dem Beruf“ ist in der 
Regel so anzülegen, daß es auf die Berufstätigkeit des 

'Studierenden Bezug nimmt. Das gilt auch für das Fern­
studium im Medienverbund, das für Berufstätige be­
sonders geeignet ist.

Leistungsnachweise durch Prüfungen

24. Die Prüfungsordnungen dürfen sich nur nach den An­
forderungen richten, die sich aus den Qualifikations- 
Zielen der Studienordnungen ergeben. Die Prüfungs­
anforderungen müssen vollständig^und eindeutig ge­
regelt sein und* den Schwerpunktbildungen der Stu­
dierenden Rechnung tragen. Das bestehende Prü­
fungssystem ist um die Möglichkeiten kooperativer 
Leistungsnachweise -zu ' ergänzen. Der Lehrbetrieb 
muß so organisiert sein,, daß eine angemessene Vor­
bereitung auf die Prüfung möglich ist

Studienberatung

.25: Qier Studienberatung ist als ständige Aufgabe in das 
Studium zu integrieren. Sie darf sich nicht auf den Stu­
dienaufbau beschränken, sondern muß auch Fragen der 
praktischen Phase, kooperativer Arbeitsformen und 
des Studienverhaltens einbeziehen. Studienberatung 
muß sinnvoll mit Berufsberatung verbunden werden.

26. Insbesondere in Fragen der/Studieri- und Lebensgestal­
tung sind studentische Vertreter zu beteiligen. Unent­
behrlich sind ärztlich-psychologische Beratungsstellen 
für Hilfe und Betreuung in Fällen von Lern-, Arbeits­
und Kontaktstörungen.

Verfahren der Studienreförm

27. Die Hochschulausbildung ist ständig daraufhin zu über­
prüfen, inwieweit ihre Ziele, den sich wandelnden Anf­
orderungen von Beruf und Gesellschaft entsprechen; 
Die sich ändernden Rahmenbedingurigen erfordern die , 
Durchführung entsprechender Reformen. •

28. Studienreform fällt zunächst in die Zuständigkeit der 
Hochschulen. An der Reformarbeit der Hochschule 
sind die drei Gruppen — Arbeitnehmer mit Lehraufga-' 
ben, Arbeitnehmer ohne Lehraufgaben und Studie­
rende — zu beteiligen.

29. Wegen der gesellschaftlichen Bedeutung der Stüdien- 
reförm für die Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
gesamten ' Bevölkerung kann , die Hochschule diese 
Aufgabe nicht allein durchführen. Als Vertreter der 
Arbeitnehmer fordern die Gewerkschaften die Mitbe­
stimmung am Reformprozeß. Deshalb müssen die 
Gewerkschaften in staatlichen Studienreformkommis­
sionen entscheidenden Einfluß haben.

30. Die Empfehlungen der staatlichen Studienreformkom­
missionen sollen die Ziele des Studiums betreffen. 
Es ist sicherzustellen, daß Studiengänge gleicher Fach; 
Achtungen ah verschiedenen Hochschulen zu gleich­
wertigen Abschlüssen führen und daß der Übergang 
zwischen Studiengängen gleicher und verwandter Fach­
richtungen möglich ist. ■ - . w

31. Zur Entwicklung, Unterstützung und Auswertung von 
"'Studienreformvorhaben sind hochschuldidakti^lte

Zentren' zu gründen; diese sollen mit den StuJ^P- 
reformarbeitsgruppen in Hochschulen und Gewerk­
schaften Erfahrungen austauschen.

32. Hochschulgesetze, Studien- und Prüfungsordnungen 
müssen Raum für die Erprobung von Reformmodellen 
lassen.

33. Ohne vorhergehende Studienreform dürfen keine Re­
gelstudienzeiten festgelegt werden. Sie sollen in erster 
Linie die Hochschule verpflichten, den Lehrbetrieb so 
zu gestalten, daß innerhalb der vorgegebenen Zeit ein~ 
Abschluß erreicht werden kann. Regelstudienzeiten 
dürfen nicht-zu Qualitätsminderung führen. Def Studie­
rende muß Zeit für selbständiges Lernen und das Be­
suchen zusätzlicher Lehrveranstaltungen nach eigener : 
Wahl haben.



HOCHSCHULAUSBILDUNG -  
22 Orientierungspunkte .
Erster Teil: Notwendigkeit und Chancen der Stu­
dienreform

I. Veränderte Rahmenbedingnngen der Hochschuiausbtidiing

1. Die Regierungschefs von Bund und Ländern haben in ihrem Beschluß vom ' |
4. November 1977 zur Öffnung der Hochschulen nachdrücklich Fortschritte ; 
in der Studienreform gefordert. Oie Notwendigkeit besonderer Anstrengun- j
gen zyr Reform von Lehre und Studium sind weithin anerkannt. Das Stu- i
dienangebot muß den veränderten Rahmenbcdiogungen der.Hochschulaus- ( 
bildung Rechnung tragen. Diese sind:

Verdreifachung der Studtehnnfi^nuthlehy^Vervierfachung der Studen- m  
tenzahteh in den letzten 20 Jahren f

-  Entwicklung in den wissenschaftlichen Diszipiinen mit der Tendenz fort- J 
schreitender Spezialisienmg -•

r  ̂ Veränderte Berufsperspektiven für Hochschulabsolventen J

-  Bildungsansprüche der geburtenstarken Jahrgänge J

-  Langsameres Wachstum der Haushaltsmittel für den Hochschtdbereich
angesichts der Bedürfnisse anderer BUdtihgsbereiche, insbesondere der - . [
beruflichen Bildung >' >

2. Dies erfordert Sthikturveränderungen, die nkht langer aufgeschoben werden | 
dürfen, um Schaden für die Studenten, die Hochschule als Institution und
das Verhältnis zwischen Bildung** und Beschäftigungssystem zu vermeidetL .
In den meisten Fächern geben die Symptome struktureller Schwächender

-  hohe Anteile von Fachwechsiem und Studienabbrechern

-  deutliche Tendenzen zu persönlicher, geseilschaftiicher und fachlicher ^
r Desorientierung der Studenten |

-  Überforderungskiagen bei Studenten und Hochschullehrern

'< • -  Entfremdungserscheinungen zwischen Hochschullehrern und Studenten,
zwischen Hochschule und Gesellschaft i.

-  Verständigungsprobleme zwischen Hochschule und Arbeitsweit, insbe- j
sondere über die Maßstabe qualifizierter Benifsvorbereitung. 1 ,

Dies ist eine Herausforderung für alte, die Verantwortung für die Hochschul­
ausbildung tragen. Hierauf eine Antwort zu finden, liegt im Interesse aller 

. Beteiligten: der Studenten, der Studienbewerber, der Hochschullehrer, der 
Hochschule als Institution und der Gesellschaft. Sie, sollten die Studien- j. 
reformarbeit nicht als Belastung, sondern aisChance begreifen.

II. Vorarbeiten in der Studieareform  |

Studienreform ist eint ständige Aufgabe. Sie ist, wie auch die bisherigen Verän­
derungen in der Hochschulausbildung zeigen, kein einmaliger Akt, sondern ein - 
Prozeß. .Gleichwohl sind gegenwärtig besondere Anstrengungen erforderlich.

1. In den letzten Jahren wurden wesentliche Vorarbeiten bereits geleistet:

-  Eine Vieizatt neuer Studien- und Prüfungsordnungen ist vorgekgtwor- j
.den. < :

-  Zahlreiche Empfehlungen und Beschlüsse wurden von Institutionen und
Gremien (insbesondere Wissenschaftsrat, Westdeutsche Rektorenkonfe- ; |
ranz, Kulttisministerkonferenz) erarbeitet.

'. -  Die Hochschulgesetzgebung hat Strukturentscheidüngen getroffen und 
„ Hahdlungsinstrumente geschaffen.

-  Bund und Länder haben ein umfangreiches Modellversuchsprogramm in ,J
* den Hochschulen in Gang gesetzt und gefordert. ; <

-  Zahlreiche ;Emzeünitiapven von Hochschulmitgiiedeni haben das Stu- 1
dimangebot weiterentwickelt und didaktisch verbessert. j

• • l"
2. Auf diesen Vorarbeiten und Einzelschritten kann anfgebaut werden. Einem - i

sammenfassende Leistungsbilanz liegt allerdings noch nicht vor; sie würde ' !
das in der Studienreform Erreichte deutlicher machen und dazu beitragen, L 
Erfahrungen und Fortschritte breiter zu nutzen. Gleichwohl haben die bishe» | 
rigen Anstrengungen an den bestehendem Defiziten der Hochschulausbildung j 
nichts Grundlegendes geändert; dies hat vor allem folgende Gründe:

; -  Wichtige Struktürfragen sind entweder nicht entschieden genug aufgegrif- .1 
Jen  worden oder wegen Schwierigkeiten der Konsensbildung ausgeklam- j

- mert worden. .

-  Erfolgversprechende Ansätze sind zumeist mangels Überregionaler Koor- j
dinierung vereinzelt und ohne1 Resonanz auf breiter Front geblieben. . i

III. Studienreform im W ege der Verständigung ' *

1. Studienrefonn kamt nicht durch Macbtsprucb verordnet werden. Für sie gibt t 
es auch keine technokratischen Patentrezepte; Die unterschiedlichen Ihteres- I 
sen und Vorstellungen der Beteiligten und Betroffenen und die Verschieden- 1 
heilen in deneinzeinen Fächern und Stüdiengängen erfordern eine breit ange- i 
legte, aber zielorientierte Diskussion. Im Widerstreit tatsächlich oder ver- 
meintlich gegenläufiger Forderungen -  wie Studienzeitverkürzung bei j 
gleichzeitiger Verbreiterung der beruflichen Flexibilität, Differenzierung des 
Studienangebots bei Wahrung der Durchlässigkeit und Gleichwertigkeit, 
Verstärkung der didaktischen Bemühungen bei gleichzeitiger „erschöpfender 
Nutzung” der Ausbildungskapazitäten -  lassen sich Losungen nur in einem 
konzentrierten und differenzierten Dialog aller Beteiligten finden. 2

2. Andererseits sind dies«- Diskussion durch den großen Problemdruck zeitliche
Grenzen gesetzt: Das Jahr 1978 muß zur Verständigung Über die dringlich­
sten Ziele and Maßnahmen der Studienrefonn führen. ___________

Zweiter Teil:< Hochschulausbildung und Beschäfti- 
gungssystem

Auch Hochschulausbildung ist Berufsbildung. Berufsvorbereitung und Bildung 
durch Wissenschalt gehören zusammen.

IV. Bildung durch W issenschaft

Studium war seit jeher mehr als hur Vermittlung beruflich verwertbarer Fähig­
keiten und Fertigkeiten. Dann ist auch künftig festzuhaUen.

1. Bildung hat auf allen Stufen ihren Eigenwert auch darin, daß sie zur Seibster- 
. kenntnis und Seibstfindung; zum Verständnis der Umweit sowie zur Verstän- 
r- digung und zum gemeinsamen Handeln mit anderen beiträgt. Die Hochschu-

le erfüllt ihren besonderen, über die bloße Berufsvorbereitung humusreichen-. 
. den Biidungsauftrag durch die Vermittlung wissenschaftsonentierter Einstei- 

' Iungen und Verhaltensweisen: Vorurteilslosigkeit und Toleranz, Fähigkeit zu
Kritik und selbstkritischer Reflexion, Offenlegung von Prämissen und Gren­
zen. Zielstrebigkeit und Beharrlichkeit. Mut zur Selbständigkeit und zum 
Eingeständnis von Fehischlägen, Immunität gegen Selbstüberschätzung auch 
im Erfolg und Respekt vor dän Unerforschten. ,

2. Die VermiRlung und Festigung solcher Einstellungswasen und die Verbin-, 
düng' von Wissenschaft und Praxis sollen zugleich dazu beitragen, daß der 
Student „zu verantwortlichem Handeln in einem freiheitlichen, demokrati-

sdtcn und stmakm Rechtsmalat befähigt wird’* (j  7 HRG). Dies setzt aller­
dings voraus, daß die Hochschühnitgiieder sich verstärkt um eine Verständi­
gung über die Kriterien von Wissenschaft und Wissenschaftlichkeit in Studi- 

. am, Lehre undForschung bemühen.

V. Berafsvortercitn f

A jr d m anderen Seite war Srädtam -  ln den i M e n  Disdpilnen -  seit jeher

Studienreform muß daher aus Verantwortung gegenüber der jungen Generation 
mich die Gegebenheiten und erkennbaren Tendenzen des Beschäftigungssystems 
berücksichtigen. Die Hochschullehrer müssen sich bewußt sein, daß sie für ihren 
Teil Mitverantwortung für die beruflichen Chancen und Risiken der Studenten 
tragen; die HodtschularifgHrdcr insgesamt müssen akzeptieren,daßdie Gesell­
schaft mi( ihren hohen Aufwendungen für die Hochschulausbildung auch die 
Erwartung hochqualifizierter Leistungen verbindet.

” 1. Die notwendige berufliche Orientierung des Studiums bedeutet weder eine 
* Ausrichtung'auf aktuelle Berufsbilder noch den -  untauglichen -  Versuch, 

die Berufsweit des Jahres 2000 oder 2020 zu „prognostizieren’VEiae aahdo- 
»  Passung von Bildung»- und Beschiftigungssystera hat es weder früher ge- 
ôcBf open wuii 89 uuii| inncANi •  nfincM ment pomi wofloenov 

-  sein. Auch sogenannte„Bedarfsprognosen”  können dafür aach allen bis­
herigen Erfahrungen nur vorsichtig verwendbare Richtungsanzeiger sein. 

'Gleichwohl gibt es zumindest zwei eindeutige Faktoren, an denen eine verant- 
wortlicbe Planung der Hochschulausbildung nicht länger vorbei geben kamt:

2. Hffltt n fjif  iQ irtni dürft anders roegr bildete
and geprägte Stadesten als noeh vor 20 Jahren. Die Spannbreite der Neigun­
gen und Fähigkeiten, der sozialen Herkunft, der Büdungsvoraussetzungen 
und der beruflichen Erwartungen ist großer geworden. Dem muß die Hoch­
schulausbildung durch eine stärkere Differenzierung des Studienangebocs - 
Rechnung tragen. Lehaid einer Ausbildung für 20 kb eines Altersjahrgangs 
kann nicht mehr allem die Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuch­
ses für che Hochschulen und die Forschung sein, Die stattgefundene quantitth 
tive Ausweitung sollte nicht nachtrflgikh beklagt, sooderndurch strukturelle 
Veränderungen des Studienangebots beantwortet und als Chance für die 
wirtschafthche und soziale Entwicklung genutzt werden. Die Hochschulen
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beruflichen Erwartungen der Mehrheit ihrer Studenten widmen, d. h. auch 
an neuen Funktioosbereichen und -ebenen der Berufswdt (auch Aufgaben 
und Funktionen auf mittlerer Ebene) orientieren. Auf-dieser Basis kann dann' 
ein'System weiterführender Ausbildung aufbauen, zu der auch die besondere 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses gehört.

3. Dia Zaüea des aßgemriaen Arbetiskräftcmaiigds und des besonderen ,A k a-  
d— ikerdefhüts”  sind -  zamiadcsl auf rnfttiere Frist -  vorbei. In den näch­
sten Jahren treffen steigende Zahlen von Hochschulabsolventen aus gebur­
tenstarken Jahrgängen auf einen Arbdtsmarkt, der -  zumal im öffentlichen 
Dienst als dem bisherigen Hauptabnehmer -  durch veränderte Rahmenbe- 
dingungen (venninderter Ersatzbedarf, nachfolgende geburtenschwache 
Jahrgänge, flnanzwirtsebafdiefae Grenzen) gekennzeichnet ist. Der Wettbe-

- werb um die gehobenen Positionen in der'Berufswelt wird schärfer werden. 
Ein erbebiidier Ted der Absolventen wird -  «m hufa« in einer beruflichen 

- Anfangsphase -  auch Beschäftigungen übernehmen, die -  sei es in fachli­
cher Hiiwichf , sei es im Ifinbiick auf'die Funktioüsebene -  der ureprüngii- 

s  eben Ausrichtung der Entauthüdung nicht oder nicht voll entsprechen; Die 
‘ Hochschulausbildung muß dem Rechnung tragen: Sie muß durch verstärkten 

Praxisbezug des Studiums und verbesserte Studienberatung die berufliche 
Orientierung der Studenten fördern, durch eine ausreichende Grundbildung 
in ailen Stüdiengängen die beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten der Ab- 
sohenteh verbreitern und das unvermeidbare Risiko von Fehlentscheidungen 
durch a n  differenzierteres Studienangebot, verbuiideh mit den Mögikhkei- 
ten des der Weiterbildting, mindern.

VL MÜveraatwortung des Beschäftigungssystems

Stadienreform aildn genügt nicht: Auch das Beschiftigangssystem araß dnrch 
sbgestimmte Maßnahinen seiner Mitverimtwortnng gerecht werden. Hierzu ha­
ben die Regierungschefs von Bund und Ländern in ihrem Beschluß vom 4. No­
vember 1977 festgesteilt: „Die Aufgabe, die beruflichen Chancen der gebürten- 
starken Jahrgänge zu sichern, kann nicht aikin über das Ausbildungssystem, 
sondern muß vor allem im Beschäftigungssystem gelöst werden.. .  Diese politi­
sche und ökonomische Aufgabe stellt sich nicht nur den staatlichen Organen, 
sondern verlangt auch von den Verantwortlichen in Bildungseinrichtungen und 
von Wirtschaft und Gesellschaft Verständnis und Solidarität.”

1. „Die Beschäftigungsiage ist entscheidend zu verbessern.”  Mit dieser Feststel­
lung haben die Regierungschefs das Ziel der Vollbeschäftigung auch für die 
Zeit der geburtenstarken Jahrgänge bekräftigt. Dies ist ein Eckwert auch'ifür 
die Bildungspolitik. Wird dieses Ziel erreicht, so wird auch das Arbeitsplatz­
risiko von Hochschulabsolventen in zumutbaren Grenzen bleiben. Die 

- Hauptverantwortung für das Erreichen dieses Zieles liegt bei der Wirtschafts­
und Arbeitsmarktpolitik. Die Bildungspolitik kann sieht man von der Be- 
schüftigungswirküng des Biidungssektörs ab -  keine zusätzlichen Arbeit*- 

, piätze schaffen. Die BBdüügapolilik trägt Mitverantwortung dafür, wenn Ar- 
bdtsptätze rächt qualifiziert besetzt werden k ä m m , nicht aber dafür, daß es 
an Arbeitsplätzen insgesamt fehlt.



2. .Xine Verbesserungder ßeschäftiguhgslage" -  so weiter der Beschloß der 
Regierungschefs -  „erfordert besonders eine vermehrte Schaffung von Ar­
beitsplätzen im privittwirtschaftikhen Bereich.”  Das gilt insbesondere für 
Hochschulabsolventen, die künftig nicht mehr in gleichem Umfang wie bis­
her vom Öffentlichen Dienst aufgenommen werden können. Die sog. Aka­
demikerquote" in der privaten'Wirtschaft ist trotz beachtlicher'Steigerungs­
raten in den letzten 15 Jahren noch vergleichsweise niedrig und ausbaufähig. 
Ihre Ausweitung setzt allerdings -  zumal in mittelgroßen Betrieben -  ein 
Umdenken und ein Losiösen vom herkömmlichen Bild des „Akademikers" 
auch auf seiten der Beschäftiger voraus. Hochschulabsolventen sollten bei 
der Bewerbung um mittlere Positionen eine faire Chance erhalten. Sie sollten 
weder allein aufgrund ihres' Bildungsabschlusses bevorzugt noch aufgrund ih-, 
rer Hochschulausbildung mit dem „Malus” pauschaler Vorurteile („praxis- 
fern” , „weltfremd” , „überquaiifiziert” ) benachteiligt werden. Dabei sollten 
die Beschäftiger-nicht einen Mangel, sondern eine Chance darin sehen, daß 
auch die fierufseintnttsphase noch (betriebsbezogene) Ausbildungsfunktio- 
nen wahrzunehmen hat.
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3. Insgesamt wächst durch den stärkerem berufHchenWettbewerb -  auch als 
Folge von mehr Chancengleichheit im BUdungswcsen -  den Beschäftigen! 
eine erhöhte, auch soziale Verantwortung zn. Von den Bedingungen dieses 
Wettbewerbs und von der Bereitschaft der Beschäftiger, die Qualifikationen 
ihrer Arbeitnehmer bei der Ausgestaltung der .Arbeitsplätze angemessen zu 
berücksichtigen; wird es abhängen, ob die Chancen des allgemein gestiegenen 
Bildungsniveaus sinnvoll genutzt werden. -

Dabei kann die Lösung von Kookurrenzprobiemen nicht in der Aufrichtung 
neuer formaler Zugangsbarrieren zugunsten von Hochschulabsolventen und 
auf Kosten bisheriger berufspraktischer Aufstiegswege liegen; d. h.: nicht 
„Verdrängung” von erfahrenen Praktikern, sondern Entscheidung des be­
ruflichen Wettbewerbs durch die Leistung im Beruf. Auch im Interesse der
Beschäftiger selbst sollten alle diejenigen Bemühungen verstärkt werden, die 
darauf abzieien, auch die Arbeitsplätze unterhalb der Spitamposittonen so 
auszugestahen, daß die persönlichen Qualifikationen der Arbeitnehmer mög­
lichst weitgehend genutzt, ihre Motivation gefördert und damit auch ihre Ld- 
stungsbereitschaft verstärkt werden. Für alle Arbeitsbereiche und -ebenen 
«Ir-1

Dritter Teil: Fächerübergreifende Anforderungen 
an die Studienreform

, Aus den dargesteilten Veränderungen, in den Rahmen oeaingungen für die Hoch­
schulausbildung -  freilich nicht nur aus diesen -  ergeben sich einige allgemeine 
Anforderungen an die Studienreform; sic werden im folgenden, gegliedert nach 
den Hauptthemen der bisherigen Studienreformdiskussion -  dargestellt. Die 
fachspezifischen Forderungen und ggf. auch Abweichungen müssender prakti­
schen Reformarbeit überlassen bleiben. Dabei ist zu beachten, daß es sich bei 
den nachfolgenden Teilkomplexen um eine zusammenhängende Thematik han­
delt, die sowohl bei der theoretischen Erörterung als auch bei der praktischen 
Realisierung nicht beliebig in Einzelthemen und -maßnahmen aufgespalten wer­
den kann.

IX. Differenzierung des Studlensystems (gestuftes ätudienangebot)

Es besteht weitgehend Übereinstimmung darüber, daß‘das Studienangebot im 
.gesamten Hochschulbereich stärker als btsberdif ferrnziert werden muß, ohne 
daß dabei die gemeinsame Basis eines übereinstimmenden allgemeinen Studien­
ziels verlassen, das Prinzip der Durchlässigkeit beeinträchtigt oder die notwendi­
ge Überschaubarkeit des Angebots aufgegeben wird. Die Differenzierung ist da­
bei sowohl horizontal (fachlich) als auch vertikal (Quatifikationsebeaen) zu ver­
stehen und gilt sowohl für das Studiensystem als Ganzes als auch für die innere 
Ausgestaltung der einzelnen Studiengange.

1. Nach § 7  HRG ist das gesamte Studienangebot der Hochscbtile'emem ge­
meinsamen allgemeinen Sfträenziel verpflichtet: „Lehre und Studium sollen 
den Studenten auf ein berufliches Tätigkeitsfeld vorberetten und ihm die da­
für erforderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden dem je­
weiligen Studiengang enoprediend so vermitteln, daß er zu wissenschaftli­
cher und künstlerischer Arbeit und zu verantwortlichem Handeln in einem 
freiheitlichen, demokratischen und sozialen Rechtsstaat befähigt wird” . Die­
ses übereinstimmende allgemeine Studienziel ist die Basis der notwendigen 
Differenzierung, Voraussetzung 'für die erwünschte Durchlässigkeit und 
Rechtfertigung des Dipiomgrades für jeden berufsqualifizierenden Abschluß 
(§18 HRG).

beit gehören zusammen.

4. Auch der öffentliche Dienst kann sich trotz veränderten Rahmenbedingait- 
gea seiner Mitverantwortung für die beruflichen Chancen der geburttnstar- 
ken Jahrgänge nicht entziehen. Zwar kann nach dem Beschluß der Regie­
rungschefs vom 4. November 1977 „eine generelle Ausweitung des öffentli­
chen Dienstes aus ordnungspoiitischen und.fuianzieilen Gründen nicht in Be­
tracht gezogen werden” . Bei einer differenzierten Analyse der öffentlichen 
Dienste ist jedoch eine Reihe von Defizitbereichen festzusteilen, in denen ein 
von den Aufgaben her sinnvoll begründbarer Personalmehrbedarf besteht.
Zu diesen Bereichen gehören, in allerdings unterschiedlichem Ausmaße, ins­
besondere das BUdungswcsen. das Gesundheitswesen, das Sozialwesen, aber 
auch TeUe der Justiz-, Steuer- und Ordnungsvenvaltung.

5. Soweit die Grenzen des „Bedarfs”  im öffentlichen Dienst durch finanzielle 
Überlegungen markiert werden, dürfen -  neben Fragen der Umverteilung 
von Arbeit (z, B. Teilzeitbeschäftigung und Änderung der Lebensarbeitszeit)
-  auch die Fragender Einkohunensstruktureu nicht ausgeklammert bleiben.

.Die Regierungschefs von Bund und Ländern haben daher am 4. November ... 
1977 die für das Dienst- und Besöldungsrecht zuständigen Minister von Bund 
und Ländern beauftragt, „im HinbUck auf die Bcscbäftigungsmöglfehkdten 
für die gebwrtenstarken Jahrgänge za prüfen, ob and ggf. durchweiche Maß­
nahmen die Aufnahmefähigkeit dm öffentlieben Dienstes bei Im weaatil- 
chea gletehbleibendem GesamtfMsokfangsaufwand erhöht werden kann” .
Bei dieser Prüfung veriiienen diejenigen Maßnahmen Vorrang, die einen be- - 
schäftigungspoütisch« Effekt erwarten lassen und gleichzeitig den davon 
unabhängigen Forderungen der Dienstrechtsreform Rechnung tragen. Dazu 
gehört insbesondere eine stärkere Angieichung der bisherigen Einstiegsebe­
nen für Fachhochschul- und Hochschulabsolventen unterhalb der derzeitigen 
Eihstiegsebenen für d a  höheren Dienst, verbunda mit einer stärkeren Auf­
lockerung der Laufbahngrenzen und verbesserten Aufstiegsmöglichkeiten 
nach beruflicher Leistung und Bewährung. Dabei dürfen sich die Überlegun­
gen jedoch nicht nur auf die Berufsanfänger beschränk». Sie müssen viel­
mehr vom Bewußtsein der Sohdaritätauch zw ischa d a  G aeration a  getra­
gen sein; d. h.: auch die bereits im Beruf Stehend» m ü ssa  ihre Zuwachser- 
wartung» den verändert» Bedingung» anpassen. VII.

VII. Realistische Statns-und Elnkommeuserwartungen

Die Studentin von heute köaam  ihre Status-, Elnkommens- ond Kairimerwar- 
tungen a k h t»  den zurückliegenden Jahren eines besonderen ..Akademikerd*-
flzits”  orientieren. Diese Einsicht wird Enttäuschung» beim beruflich« Ein­
stieg verhindern und ihn erieichtem. Die Erfahrung zeigt, daß die Qualität eines 
Arbeitsplatzes auch von der Befähigung und Leistungsbereitschaft des Inhabers 
abhängig ist; daher kön n a  auch zunächst vermeintlich „unterwertige”  Beschäf­
tigung« Entwicklungsmöglichkeit» bieten und berufliche Befriedigung ermög­
lichen. Die junge Generation hat durchaus ein Gespür dafür, daß die persönliche 
Befriedigung im Beruf im wes»tlichen Umfang von der Qualität der Arbeit und 
keinesfalls allein von der jeweilig» Efokoramenshöhe und der relativ« Besser­
stellung gegenüber anderen Beschäftigt« abhängig ist.

v m . Studien- and Berufsberatung

Das Anwachsen der Stodatenzahfcn, die notwendige Differenzierung des Aus- 
bttdnngsnngebots and die Veränderung« im Beschiftigungssystem erfordern 
eine Intensivierung der Berufsberatung; Dem Studknberechtigten, so der Be- J
Schluß der Regierungschefs vom 4. November 1977, „soll durch die Berufsbera-. r

^ tung ein möglichst vollständiges, realistisches Bild von d «  Entwicklungsmög- 
lichkeit« des Arbeitsmarktes für H ochschulabsolvat« und von beruflich« 
Alternativ« zum Studium gegeben w erd«” . Die primäre Zuständigkeit der Ar- 
beitsverwaitung «tbindet die Hochschulen nicht von der Mitverantwortung,. 
durch eine überschaubare Planung ihres Studienangebots und « n e  Ausweitung 
und Verbesserung ihrer Studienberatung die berufliche Orientierung der. Stu- 
dknbewerber Und Studaten zu erleichtern. Zu diesem Zwecke sollte die Zusam­
menarbeit zwischa Hochschule und Arbeitsverwaltung durch konkrete Abspra­
chen und ‘Vereinbarung« weiter ausgebaut und verbessert werden: Die Erfah- 
rangen aus der, Studien- und Berufsberatung so llt«  für die Studienreform ihehr 
als bisher nutzbar gemacht werden.

2. Auf dieser Grundlage so llt«  die Sttidienangebote stärker als bisher auch in­
nerhalb deraelba  Fachrichtung differenziert werden: Entsprechend den In- 
teress» und Fähigkeit« der S tu d a t«  und d «  Anforderung« in d «  be­
ruflich« Einsatzfeldero sotten die Studtengängc Wissenschaft und Praxis in 
unterschiedlicher Weise verbind« und in dafür geeignet« Bereich« A b -. 
schlosse nach unterschiedlicher Studiendauer vorseh» (§ 4 Abs. 3 Nr. ,1 
HRG). Dabei soU die Stufung des Studtensystems nrae Hochschulabschlüsse

r ig «  Hochschulabschluss» erschwer»; Differaizieraag des Stndlenange- 
bnts and leistungsorientierte Dnrchläsri^relt gehören zwsemmen.

3. Schon jetzt sind die Stndlennngeboie  an Fechhochschnl» und Universltäta 
Teil eines so lch »  differenzierten Studiersystems. An d »  eigenständig« 
Zielsetzung«dieser Studienangebote ist im Prinzip festzuhaltm. Ihre Ver­
bindung muß jedoch durch Abstimmung der Smdifflgangplannng und An­
rechnung vergleichbarerStudien- und Prüfungsteistung» verstärkt w erd«  
(§ 4 Abs. 3 Nr. 2 HRG). Diesem -  sradtehfeformorientie r t«  -  Zweck die- 
n »  auch die ZusammafÜhrung der verschjeden« Hochschulart» zu inte­
griert« oder kooperativ« Gesamthochschuten sowie das Zusam m awirk«  
von Hochschuten (§§ 3 und 6 HRG).

4. Studimgänge unterschiedlicher Studiendauer, die im wesrntlfch« aufdassd-
* be Tätigkeitsfeld vorbereit« oder sich an detselb« Wissenschaftsdissptin

ortender«, sind im Interesse der Durchlässigkeit und einer bestmöglich« 
Nutzung der Hochschuteinrichtunga miteinander zu verbinden. Ober die 
Art dieser Verbindung kann schon' w eg »  der fachlich«' Besonderheit» 
nicht allgemeingültig anhand von abstrakten .Xtadteagaagmodeiten”  « t -  
schied« w erd«. Unter diesem Vorbehalt dürfte sich allerdings in der Mehr­
zahl der Fälle ein konsekutiver Stadfenaufban als sachgerecht erweis«; er er­
öffnet einerseits die Chance zu einem frühzeitigeren Abschluß und vermeidet 
andererseits eine vorzeitige Festlegung der Studaten sowie eine Isoiterirag 

‘und Abwertung der „kürzeren”  Studtengängc.

3. In einem zeitlich gestuft« System soll «ttprechend der Forderung des 
Hochschülrahmagesetzes jeder erste Abschluß „beraftteiiattfizierend”  sein. 
Bertifsqualifizierend wird ein Abschluß nicht durch bloße Erklärung von Stu- 
dtengangpianern, sondern durch se in «  rea l«  Zusammenhang mit Einstiegs- 
möglichkeiten im Beschäftigungssystem. Das erfordert eine sorgfältige Ana­
lyse der Beschäftigungsmöglichkeiten; sie muß in enger Abstimmung mit den - 
Vertretern der Berufspraxis vorgenommra werden und auch das Interesse der 
Beschäftiger an ausreichender Unterrichtung über die angestrebten Qualifi­
kation« berücksichtig«. Andererseits d ü rf»  die Anforderung» an die 
Möglichkeit» vorheriger Anerkennung und Absicherung neuer Studtengän- 
ge nicht überspannt werden, westn nicht auf die Weiterentwicklung und Dif­
ferenzierung des Studiensystems überhaupt verzichtet w erd« soll. Studienre- 
form erfordert auch Mut zur Erprobung. Dabei muß allerdings das Risiko 
des einzeln» H ochschulabsolv«t» dadurch abgesicbeit w erd«, daß ihm 
der Zugang zu weiteren, bisher unstreitig anerkannten Abschluss« offenge­
halten bleibt.

6. Nene kürzere Shutienginge sind in „geeignet« Bereich«”  auch an Univer­
s itä t«  vorzuseh« (§§ 4 Abs. 3 Nr. 1 und 10 Abs. 4 Satz 2 HRG). Eine inhalt­
liche Gleichartigkeit mit d «  bestehend« und im Beschäftigungssystem weit­
hin anerkannt« Angeboten der Fachhochschulen ist dabei jedoch in der Re­
gel nicht zweckmäßig. *

7. Für S tu d a t« , die das Studium an einer Fachhochschule abgeschlossen ha­
ben und an einer Universität oder Technischen Hochschule e in «  zweiten be-

■ rufsquattflzierenden Abschluß erwerben woilra, sind dort anstelle des bisher 
üblich« „Zweitstudiums” spezielle, etwa ein- bis zweijährige Znsatzstudien- 
gönge «nzurichten, die auf die bereits erworbenen Kenntnisse, Fähigkeit« 
und erbrachtenXeistung« abgestimmt sind.

8. Zur Verbesserung der Beschäftigungschancen der Hochschulabsolventen 
so llt«  kürzere Eigähzungsstudien und -kurse angeboren werden' (z. B. viel­
seitig verwendbare Bausteine aus den Wirtschaftswissenschaft«, Rechtswis­
senschaft« und d «  Philologi«). Sie sollen die Hochschulabsolventen in­
stand setzen, auf aktuelle Arbeitsmarktchancen durch Erwerb zusätzlicher 
berufsbezogener Qualifikation« rasch zu reagieren und in begrenztem Maße 
auch etwaige frühere Fehlentscheidungen zu korrigier«. Solche zusätzlichen 
Studienangebote nach dem erst«  berufsqualifizierenden Abschluß vermei- 
d «  die Gefahr, daß aus Gründen der angestrebt« vielfachen Verwendbar­
keit der Ausbildung (der sog. „Polyvalent") das Erststudium inhaltlich über­
lastet, durch heterogene Ausbiidungselemrare in seinem inneren Zusamm«- 
hang aufgelöst und dadurch möglicherweise in seiner Qualität und berufs-

1 qualifizierend« Funktion in Frage gestellt wird. Zugleich wird durch diese



1
vc Aufwand gegenüber einem weiteren grundständigen Studium wesentlich 

j f vermindert. Ergärizungsstudien sollten in Zusammenarbeit mit den Organisa- 
-'•? j honen der. ArbeitsWelt sowie unter Berücksichtigung der Erfahrungen der'Ar-

■„ beitsvermittlung geplant werden. Für diese Zwecke sollten auch die Mögiich- 
J ketten des Fernstudiums stärker als bisher genutzt werden.

:9. Für eine stärker forscbungsorientierte Vertiefung and Ergänzung des berafs- 
I Qualifizierenden Studiums sind Aufbaustudien anzubieten, die in der Regel 

auf einem ersten, unter Umständen aber auch auf einem weiteren berufsqua- 
1 üfizierehden Abschluß aufbauen (§ 10 Abs. 5 HRG). Aufbaustudien sollen 

• 1 vor ailem der Vorbereitung auf den Beruf des Wissenschaftlers dienen, aber 
r auch befähigten Bewerbern mit anderen beruflichen Zielsetzungen die Mög- 
I lichkeit zu verstärkt förschungsbezogener Arbeit eröffnen (Förderung des 
' wissenschaftlichen Nachwuchses), ln der Gestaltung des Studiums und der 
[ Abschlüsse (Promotion, Lizentiat, Zertifikate) müssen die Hochschulen 
[. größtmögliche Gestaltungsfreiheit behalten. Dem AufbaustudiUm als we- 
j. sentlicftem Bestandteil eines gestuften Studiensystems ist neben dem berufs- 
| qualifizierenden Studium ein angemessener Rang auch in der Kapazitäts- 
; planüng zu sichern.

, 10. Zu einem differenzierten Studiensystem gehört ferner das Angebot eines wri- 
terbüdendea Studiums (§ 21 HRG). Seine Möglichkeiten müssen bereits in 
die Planung des ersten berufsqualifizierenden Studiums einbezogen weiden 

[ (vgL hierzu XVIL). .

!■ X. Differenzierung innerhalb der Studiengänge

: Das Gebot der Differenzierung des Studienangebots nach unterschiedlichen Nei- 
| gungenund Fähigkeiten der Studenten und nach unterschiedlichen Einsatzmög­
lichkeiten in der Berufsweit gilt auch innerhalb der einzeihen Studiengänge.

* < 1. A uf der Bans eines möglichst breit angelegten 'Grundstudiums sollte dem,
Studenten eine Vertiefung von Schwerpunkten, die er selbst bestimmen 
kann, ermöglicht werden ($ i l  Abs 1 Satz 3 HRG). Die Schwerpunktbil­
dung unter dem gemeinsameil Dach ein» breiter angelegten Studienganges 

. verdient den Vorrang vor der fachlichenAufspütterung in mehrere selbstän­
dige Studiengänge, die zu Orientierungsschwierigkeiten und Reibungsverlu­
sten insbesondere beim Fachwechsel (Ausbildungsförderung, Zulassungsver-

• fahren) führen. Andererseits dürfen die Schwerpunkte nicht unter dem 
i Druck der fortschreitenden Ausdifferenziening der Fachwissenschaften 
] einerseits oder im Hinblick auf vereinzelten Sonderbedarf des Beschäfti- 
{. gungssystems (sog. „Nischentheorie'?) andererseits zu einer isolierten Spezia- 
1 Usierung führen; vielmehr müssen sie, z. B. durch gleichzeitige Fortführung 
1 von Kernfächem, an den Gesamtzielen des jeweiligen Studienganges ausge- 
f “ richtet bleiben.

j 2. Die Pfiichtveranstaltungen und Wahipflichtveranstaltungen ein« Studien- 
1 ganges müssen zeitlich so bemessen und ihr Angebot muß so organisiert wer- 
\ den, daß dem Studenten Gelegenheit zur Teilnahme ari zusätzlichen Lehrver­

anstaltungen nacheigener Wahl verbleibt (§ 11 Abs. 2 Satz 4 HRG). Für die­
sen Bereich der individuellen Studiengestaltung sollten auch berafspraktische 

‘ Zusatzqualifikationen angeboten werden, wiez. B. spezieUe Fachkenntnisse 
Und -fertigkriten oder der Erwerb berufsbezogener Sprachkenntnisse.

3. Ein differenzierter Studiehgang'muß foner Vorkehrungen treffen zum Aus- 
* gleich unterschiedlicher VorbOdung der Studenten, z. B. durch Brückenkurse

für Absolventen der Fachoberschule, die ihr Studium gemeinsam mit Abitu- 
[  rienten beginnen, sowie für Abiturienten mit verschiedenen Leistungsschwer-
L punkten in der Sekundarstufe U. ■ '

; 4. Für das Studienziel förderliche Kenntnisse und.Fähigkeiten, die außerhalb 
| der Hochschule, insbesondere in der Berufspraxis, erworben worden sind, 
H * sollten stärker als bisher berücksichtigt werden. Durch die Einrichtung von 

Einstufungspriiftmgen (§ 19 HRG) sollte solchen Bewerbern die Möglichkeit 
zum Erwerb eines berafsqualifizierenden Hochschulabschlusses auch in ver­
kürzter Studiendauer eröffnet werden.

XI. Praxisbezug des Studiums ^

Die Forderung nach mehr Praxisbezug des Studiums ist zu einem Teü Reaktion 
: auf dieTatsache, daß die Hochschulausbildung -  zumindest ihrem ideellen An- 
; sprach nach -  in vielen Fachrichtungen noch immer zu einseitig an der Zirivor- 
I Stellung der „Heranbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses" vor allem für 
! die Hochschulen selbst orientiert und zu wenig auf die beruflichen Perspektiven 
} der Mehrheit der Studenten ausgerichtet ist. Insofern wird dieser Forderung teü- 
] weise schon mit einer entsprechenden Differenzierung des Studienangebots 
’ Rechnung getragen. Darüber hinaus ist Praxisbezug aber auch ein didaktisches 
t Konzept für die Vermittlung wissenschaftlicher.Qualifikationen:

| 1. Praxisbezug bedeutet insbesondere Berücksichtigung der „Bedürfnisse der 
i beruflichen Praxis" und der „notwendigen Veränderungen in der. Berafs-
I weit” (§ 8 Abs. 1 HRG). Studienreform muß deshalb auch einen Beitrag zum
] wirtschaftlichen und sozialen Wandei leisten.

j 2. Das Studium soll auf ein berufliches Tätigkeitsfeld vorbereiten (§ 7 HRG).
| Diese Aufgabe kann nicht allein durch ein Studium bewältigt werden, dessen 
j Zuschnitt sich nur nach der Fachsystematik dier wissenschaftlichen Diszipli- 
\ * nen richtet. So wichtig die Fachsystematik der Wissenschaften -  insbesonde-
i re für die Forschung -  bleibt, hat sie doch für den Bereich der Lehre durch 

die fortschreitende Expansion und Spezialisierung der wissenschaftlichen 
| Disziplinen an orientierender Funktion verloren. Diesem Onentierangsver- 
! lust muß eine wissenschaftlich angdeitete Auseinandersetzung mit der beraf- 
.! liehen Praxis entgegen wirken. Sie darf, nicht als bloße Zutat zu einer als 
r . „shlbstgenügsam” verstandenen Wissenschaft gelten, sondern muß für die 
I , Wissenschaft gleichermaßen Gegenstand, Orientierangspunkt und Heraus^ 
j forderang sein. ' .

! 3; Praxisbezug des Studiums ist vor allem im Studium selbst hevzusteflen.
1 Durch Auswahl .und Darbietung dier Lehrinhaite sind die Studenten an die 

realen Probleme ihres späteren beruflichen Tätigkeitsfeldes sowie an die An- 
wendungsmöglichkeiten und den Begründungszusammenhang wissenschaft­
licher Lehrinhalte heranzuführen. Dabei können die wissenschaftlichen und 
beirufspraktischen Bestandteile des Studiums nicht beliebig zusammengestellt 
werden. Sie müssen vielmehr durch das Studienziel miteinander verbunden

raötivatiön zu eröffnen. Hierauf ist insbesondere bei einer Studienplanung zu 
, achten, die breitere berufliche Entwicklungsmöglichkeiten der Studenten 

durch Kombination von.Sfudienbaustewen aus bislang getrennten Studien­
gängen erreichen will. Weitere Anstöße für einen verstärkten Praxisbezug des 
Studiums können sich aus besonderen Veranstaltungsformen wie dem Pro- 
jekistudium und speziellen Seminaren zur Berufspraxis ergeben.

4. Praxisbezug des Studiums kanuh in geeigneten Fällen ergänzend auch durch 
. unmittelbare Anschauung und eigene berafspraktische Tätigkeit der Studen­

ten hergesteUt werden. Die Hochschulen sollen diese Praxiserfahrangen ent­
sprechend ihren Studienzielen vörbereiten, begleiten und auswerten. Soweit 
die Voraussetzungen für „Praxissemester”  durch ausreichende Betreuung 
und durch Sicherung von Ausbildungsplätzen in Betrieben und Verwaltun­
gen geschaffen werden können, ist die Form des Praxisbezugs auch in Stu­
diengängen an Universitäten zu erproben.

i .  5 .  Bei der Konkretisierung des Praxisbezugs muß auch die zunehmende interna­
tionale Verflechtung in Wissenschaft, Wirtschaft, Gesellschaft and Politik

| . stärker als bisher beachtet weiden. Die Bereitschaft der Studenten, Sprach­
fertigkeiten und Auslandskerintnisse zu erwerben, muß nachdrücklich geför­
dert werden, ebenso die verstärkte Einbeziehung .von Fragestellungen mit in- 

: - tcrnationalem Bezug in Studium. Lehre und Forschung. Die Möglichkeiten
des Auslandsstudiums und des Wissenschaftleraustausches auch im Bereich 

i der Lehre sollten Sei dar Planung des Studiums und des Lehrangebots stärker
| .. ' als bisher berücksichtigt werden.

6. . Das wissenschaftliche Personal ist darin za unterstützen, eigene Praxiserfah­
rung auszubaiien. Die dienstrechtlichen Voraussetzungen für längere Abord­
nungen und Entsendungen in berufliche Tätigkeiten, außerhalb der Hoch­
schule sind zu verbessern. Bei der Berufung Von Hochschullehrern ist ihre 
bisherige berufliche Praxis besonders zu berücksichtigen; das Hochschulrah­
mengesetz unterstützt eine solche Entwicklung nicht nur an den Fachhoch­
schulen, sondern auch an den Universitäten (vgL insbesondere § 44 Abs. 1 
Nr. 4 b). Bei Einhaltung der gesetzlichen Grundsätze (§$ 23 und 52 HRG) 
sind vor allem auch Drittmitteiforschung für externe Auftraggeber und fach­
bezogene Nebentätigkeiten geeignet, die Praxiserfahrung der Hochschulleh­
rer zu fördern und damit auch den Praxisbezug der Lehre zu stärken.

XII. Förderung breiter beruflicher Möglichkeiten der Hochschul­
absolventen (sog. „Flexibilität”  und „Mobilität” )

Schon bisher hat die Hochschulausbildung in Deutschland eine bemerkenswerte 
berufliche Flexibilität der Hochschulabsolventen bewirkt, die allerdings durch 
eine besonders günstige Arbeitsmarktlage erleichtert worden ist. Angesichts der 
veränderten beschäftigungspolitischen Rahmenbedingungen wird, der Gesichts­
punkt „breiter beruflicher Entwicklungsmöglichkeiten”  (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 HRG) 
künftig nicht mehr, nur bloßer Sekundäreffekt wissenschaftlicher Ausbildung 
sein können. Er muß vielmehr in das Zentrum systematischer Studienreformbe» 
mühungen rücken. Dabei ist „Flexibilität”  kein gesondertes Studienziel, das et­
wa durch spezielle Lehrangebote „gelernt”  werden könnte. Sie kann nur Konse­
quenz der Qualifikationen sein, die durch das Studium als Ganzes erworben wer­
den, bei dessen Ausgestaltung folgende Prinzipien besonders Beachtung verdie-

1. Aus den Erfahrungen der bisherigen Hochschulausbildung ist daran festzu­
halten, daßdas Studium grundsätzlich nicht auf aktueile, enggeschnittene 
Berufsbilder orientiert, sondern verstärkt auf breitere berufliche „Täügkrits- 

•' feider” (§ 7 HRG) ausgerichtet sein sollte. Auf der anderen Seite darf sich 
• das Studienziel von der gegebenen, in Berufen organisierten Arbeitswelt nicht 

derart entfernen, daß das Ziel eines „berafiMiiialifizicrendeii Abschlusses”  -  
sri es auch nur im Sinne der Befähigung für eine „berufliche Einführung”  
(9 10 Abs. 1 HRG) -  verfehlt und dadurch die Berchäftigungschancen der 
Absolventen gefährdet würden. Eine ausgewogene Verbindung beider Ge- 

< sfebfsponkte zu finden, ist a n  Optimierungsproblem, das nur fachspezifisch 
‘ ‘ in der konkreten Reformarbrit gelöst worden kamt.
| 2. Ais wichtige Erfahrung bisheriger. Hnrhgghnln»i«i'ri1rit»iig io fi-rryr fwwiihal.
: daß der gesicherte Erwerb wissenschaftlicher Befähigungen, d, h. vor al-
| . Jam Kenntnis von und Umgang mit wissenschaftlichen Methoden und Festi-
j gung wissenschaftlicher Verhaltensweisen, eine wichtige Vnrninsnfinng für
| ' beraftidte Flexibilität -  auch in Randbereichen des eigentlichen Faches und,
j außerhalb desselben — ist. Diese Befähigung kann, wenn sie exoriplarisch an
i geeigneten Lehrihhaiten und im Rahmen geeigneter Lernfonnen vermittelt

und gefestigt wird, auch in einem dreijährigen Studiengang erworben wer- 
j r den,.- v

I 3. Darüber hinaus muß die berufliche Flexibilität und Mobilität der Hochschul- 
I absoiventen systemarisch durch diejenigen Maßnahmen gefördert werden,
| ’ .die oben bereits aus anderen Gründen als notwendig dargestiellt worden sind:
| Eine Differeazterang des Studieraysteins, die auch einen beruflichen Einstieg
I unterhalb herkömmlicher „akademischer”  Positionen nicht resighativ als
i Gefahr „unterwertiger Beschäftigung”  beklagt, sondern bewußt in die Pla­

nung des Studienangebots integriert; eine innere Differenzierung der Studien- 
• ginge, die auf der Grundlage eines breit angelegten Grundstudiums eine 

"■ » - wahlweise Scbweipunktbüduag erlaubt und dies mit einem verstärkten Pra-
xisbdmg verbindet sowie schließlich ergänzende Studienangebote 
(Ergänzungs-, Zusatz- und weiterbildendes Studium), die eine Erweiterung 
und Vertiefung bisheriger Qualifikationen und damit auch eine fortlaufende 

j Anpassung an die Entwicklungöi auf dem Arbritsmarkt erleichtern!

XIII. Stoffbeschränkung und Angemessene Stndiendaner

‘ Die Stodiomritea sind nach wie vor -  ancb Im iateraationaiea Vergleich -  zu 
lang. Dies ist in erster Uaie Symptom struktureller Mängel im Studienaagebot,
zu denen vor allem die stoffliche Überfrachtung der Studiengänge gehört. Die 
Studienreformbemühhngen der letzten Jahre haben diese Entwicklung nicht auf- 
gehalten, sondern -  wie der Wissenschaftsrat festgesteilt hat -  durch zusätzli­
che Lehrangebote ohne gleichzeitige Entlastung an anderer Steile eher noch ver­
schärft. Diese Entwicklung ist nicht nur aus Kapazitätsgründen bedenklich. Sie . 
gefährdet vielmehr -  durch Überbetonung d e r  Wissensvermittlung und 
-aneignung -  das Ziel wissenschaftlicher Qualifizierung. Sie führt überdies zu 
einer Überalterung der Studentenschaft, die im Hinblick auf die Persöniichkrits- 
entwicklung der jungen Menschen, ihre Entwicklungsmögiichkriten im Beschäf­
tigungssystem und ihr Verhältnis zu denjenigen ihres Geburtsjahrganges, die 
nicht studiert haben, problematisch ist. Diesen Gefahren der Stoffüberfrachtung 
steht schon deshalb kein angemessener Gewinn gegoiüber, weil das Wissen in 
den meisten wissenschaftlichen Disziplinen zunehmend rascher Veraltet und 
durch Weiterbildung ständig erneuert werden muß. Stoffbegrenzung gehört da­
her za den anverzicbtbaren Aafgäben der Studienreform. Das Prinzip der Regel-
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Instrument für jede fachlich erforderliche und sinnvoll begründbare Gestaltung 
des Studiums hinreichend Raum. ^

' ^  \ ■"

1. Oie Vermittlung von fachwissenschaftlichen Kenntnissen muß dem Studen­
ten ein solides Fundament für seine berufliche Orientierung und die prakti­
sche Anwendung wissenschaftlicher Methoden geben. Wissensvermittlung ist 
deshalb neben der Vehniltlung und Einübung wissenschaftlicher Methoden 
und Arbeitsweisen unumgänglich.

% o -

2. Das Ausmaß, in dem der Student*bereits bei Beginn seiner beruflichen Tätig­
keit fachwissenschaftliche Kenntnisse gegenwärtig haben muß, richtet sich 
hach den Besonderheiten des jeweiligen Tätigkeitsfeldes. Vielfach wird er zu­
sätzliche Fschkenntnisse aktueller und anweudungshezogeuer in der Zeit 
nach dem benifsqualifizierenden Abschluß erwerben, sei es während der Be­
rufstätigkeit (einschließlich der Berufserfahrung am Arbeitsplatz oder im 
Vorbereitungsdienst), sei es mit Hilfe zusätzlicher Studienangebote der 
Hochschule (Ergänzungsstudium, Aufbaustudium, weiterbildendes Studium).

3. Auf dieser Basis unerläßlicher Wissensvermittlung muß das exemplarische
Leroea verstärkt den Hochschulalltag bestimmen. Oie Erweiterung des Wis­
sens und die Spezialisierung der Hochschullehrer dürfen nicht „ungefiltert”  
auf die Erstausbildung durchschlagen. Den Lehrstoff im Hinblkk auf das je­
weilige Studienziel sinnvoll zu beschränken und den exemplarischen Charak­
ter des ausgewählten Lehrstoffs für Kenntnisse, Methoden und Praxisbezug 
zu verdeutlichen, gehört zu den wichtigsten und schwierigsten Aufgaben der 
Studienreform. *

4. Diese schwierige und manchmal auch „schmerzliche”  Aufgabe kann, wie die 
- Erfahrung lehrt, ohne zeitliche Vorgaben kaum bewältigt werden; der beque­
me Ausweg der bloßen Addition -  zu Lasten der Studenten -  darf nicht zur 
Regel werden. Solcbe zeithchen Vorgaben sind die jeweilige Regelstudienzeit, 
die Zahl der Voriesungswochen im Jahr, die angemessene wöchentliche Ar­
beitszeit der Studenten sowie das Verhältnis von Präsenzstunden in der 
Hochschule zur Eigenarbeit der Studenten. Aus ihnen ergibt sich die obere 
Grenze für das in Semesterwochenstunden auszuweisende Pflichtiehrange- 
bot. Durch gleichzeitige Anwendung dieser zeitlichen Vorgaben wird sicher- 
gesteilt, daß nicht der unverminderte Lernstoff auf eine verminderte Studien­
zeit zusammengezwängt und der prüfungsbedingte Leistungsdruck sowie die 
Zahl der . nichtbestandenen Prüfungen erhöht werden.

5. Jeder Lehrveranstaltung ist, entsprechend ihrer Eigenart, eine besämmte,.ty- 
_  pischerweise erforderliche und ausreichende Zeit für die selbständige Vorbe­

reitung und Vertiefung des Stoffs zuzuordnen. Für die Semesterwochenstun­
den und die der Stadienptanuag zngrandezulegcnde wöcheatlkhe Arbeitszeit 
der Studenten sind Höchstgrenzen festzuisetzen, da ein Studium jenseits be­
stimmter Belastungsgrenzen erfahrungsgemäß nicht mehr effektiv ist. Da­
durch soll nicht dem Engagement der Studentin für ihr Studium eine zeitH-

, che Grenze gesetzt werden, sondern ihrer Beanspruchung durch die Studien­
planung.

6. Das Pflichtangebot und die erforderlichen Stadienschwcrpunktesind so zu 
bemessen, daß der Student im Rahmen seiner Gesamtstudienzeit an zasitalf- 
chen Lehrveranstaltungen nach eigener Wahl teilnehmen kann (§ 12 Abs. 2 
Satz 4 HRG). Die Anteile für Pflicht-, Wahlpflicht- und Wahllehrveranstal- 
tungen sind so festzulegen, daß ein differenziertes Studienangebot tatsächlich 
wahrgenommen werden kann.

7. Die Regebtadfenzeit bestimmt die Anzahl der Semester, die für die Planung 
.des Lehrangebots zur Verfügung stehen. Sie zwingt zur Stoffbegrenzung und 
ist deshalb weder vor noch nach der Studienreform emztiftthren, sondern ist 
als ein Instrument Teil der Studienreform selbst

8. Die Regelstudienzeit soll bis zum ersten berufsqualifizierenden Abschluß vier 
Jahre nur in besonders begründeten Fällen überschreiten (§ 10 Abs. 1 Satz 1 
HRG). Abweichende Festsetzungen sind möglich, wenn die Hochschulen 
und die zuständigen Landesministerien dies aus der Sache heraus als notwen­
dig begründen; es dürfen jedoch nicht lediglich die gegenwärtigen tatsäch­
lichen Studienzeiten in „Regeistudienzeiten”  umdefimert werden. Denn die 
gegenwärtigen Studienzeiten sind auch Ausdruck unzulänglicher Gestaltung 
des Studienangebots; ihre Beibehaltung würde notwendige Veränderungen 
erschweren.

9. Studenten, die unter der Geltung reformierter Studien- (tmd Prüfungsord­
nungen ihr Studium beginnen, werden verpflichtet, sich fristgemäß zu ihren 
Prüfungen rii melden (§ 16 Abs. 3 Satz 2, § 17 Abs. 2 HRG). Aus der Über­
schreitung der Fristen können sich für die StudentenRechtsnachteile nur er­
geben, wenn <Ue maßgebende Studienordnung bereits den inhaltlichen An­
forderungen des Hochschulrahmengesetzes (vgl. f  11 HRG) .genügt. Ferner 
gilt, daß die Überschreitung.von Meldefristen nur dann.zum Verlust der 
Rechte aiis der Einschreibung führt, wenn der Student auch die ihm gewährte 
Nachfrist überschritten hat (§ 17 Abs. 2 HRG); der Prüfungsanspruch muß 
In jedem Falle erhalten bleiben (9 17 Abs. 3 HRG).

10. Die Begrenzung des Pflichtkanons enusr Studiengangs sowie der Abbau von ~
Lehrveranstaltungen zugunsten des angeföteten Selbststudiums können Um­
schichtungen in der Kapazitätspianung zur Folge haben. Dabei ist darauf zu 
achtem daß gerade auch Spezialfächer zum* Standard von Forschung und 
Lehre einen wichtigen Beitrag leisten können. Ihre Möglichkeiten sind des­
halb vor allem bei den wahlweise angebotenen Studienschwerpunkten und 
Zusatzquaiifikationen, bei interdisziplinären Studienahgeboten sowie bei den 
Aufbaustudien und dem Angebot an Ergänzungsstudien und weiterbilden- 
den Studien zu nutzen und insoweit auch bei der Kapazitätsberechnung zu ;  
berücksichtigen.  ̂ > r

XIV. Verbesserung der Hochschuldidaktlk

Zur Studienreform gehört auch die fachbezogene and fächerübergreifende För- 
derang der Hochschuldidaktlk (§§ 4 und 8 HRG). Die zur Verfügung stehenden 
personellen und räumlichen Kapazitäten mögen zwar in einer Reihe von Fächern 
didaktisch optimale Lösungen zur Zeit erschweren. Wesentliche Verbesserungen 
des Lernens an der Hochschule sind gleichwohl möglich und notwendig.

2. Besondere Aufmerksamkeit ist der didaktischen Anlage des Grundstudiums 
zu widmen: Das Grundstudium soll nicht nur die nötigen Grundiagen&nni- 
nisse; sondern auch die notwendigen methodischen Fähigkeiten 30t vermit­
teln, daß der Student zunehmend selbständig sein Huuprstudium planen und 
gestalten kann.. Darüber’hinaus sind wissenschaftliche Methoden und Inhal­
te im Grundstudium nicht allein systematisch und abstrakt, sondern vor al­
lem anhand'praktischer Probleme und Anwendungsmögiichkeiten darzustei- ‘ 
len und einzuüben. Mängel des Grundstudiums können auch durch das beste 
Lehrangebot im Hauptstudium kaum noch behoben werden. Das Grundstu­
dium ist daher nicht nur quantitativ „betreuungsimehsiver”  (insbes. auch

'durch  Lehrveranstaltungen mit geringerer Teilnehmerzahl),.sondern auch 
hinsichtlich der Qualität der Lehre besonders anspruchsvoll. Es erfordert und 
rechtfertigt daher auch deh Einsatz der Fähigsten unter den Hochschulleh­
rern

3. Studium ist auch Selbststudium. Die Effektivität und Intensität des Selbst­
studiums ist Gradmesser und Bewährungsprobe für die didaktische Qualität

__des Präsenzstudiums. Die Hochschulen sind daher verpflichtet, die Möglich­

keiten des Selbststudiums zu fördern und systematisch in ihre Studienpla- 
nung zu integrieren (§ 12 HRG). FärderungsmaQnahm ^ jjuH insbesondere 
die Einrichtung von Tutorien, die Hersteilung schriftlicher und audiovisueller 
Lehrmaterialien, die Einbeziehung* von Fermtnrii«»nang»»iv\tcn in des Präsenz- 
Studium und die Unterstützung studentischer Arbeitsgruppen.

XV. Orientierung der Studenten

Ergänzend zur allgemeinen Berufsberatung (siehe oben Zweiter Teil, VIII.) muß 
die Hochschule der verbreiteten Desorientierung der Studenten über die Studien­
ziele, dieStudienanforderungen, den Stellenwert von Lehrveranstaltuhgen und. 
die Arbeitstechniken entgegenwirken. Der Student mit seinen Orientierungs­
problemen, Motivationen und Lcirnbcdmguiigen muß im Mittelpunkt der Pia- , *
nung des Lehrangebots stehen.

1. Das wichtigste Mittel für die Orientierung der Studenten ist der persönliche 
Kontakt za den Hochschullehrern. Auch eine optimale Organisation institu- 
tioneiler Studienberaturig kann das individuelle Gespräch zwischen Lehren­
den und Lernenden nicht ersehen. Die Hochschullehrer and zur Mitwirkung

/ an der fachlichen Studienberatung verpflichtet^ 43 HRG); Studienberatung 
ist Teil des Lehramts.

2. Der institutionelle Ausbau der Stndienbenitnng ist verstärkt fortzusetzeu.
Die in zahlreichen Modellversuchen gewonnenen Erfahrungen mit der studien- 
vorbereitenden, der allgemeinen und fachlichen Studienberatung sowie mit 
der Beratung der Studenten bei persönlichen Schwierigkeiten sind systema­
tisch auszuwerten und zu nutzen. ' .

3. Stodienberatung setzt eine transparente Ptmrang des Lehrangebots voraas.
Zwischen denallgemeinen Studienzielen, den Anforderungen dm späteren 
beruflichen Tätigkeitsfeldes, den Prüfungsanforderungen und den einzelnen 
Lehrveranstaltungen muß ein sachlich begründ barer, überzeugender. Zusam­
menhang bestehen. Dieser Zusammenhang muß in den Studien- und Prüfungs­
ordnungen verdeutlicht, durch Absprachen der Hochschullehrer über die Zu- 
mdnung ihrer Lehrveranstaltungen zii den Studienzielen umgeset2 t  und den 
Studenten durch Unterrichtung über die Funktion des jeweiligen Semestef- 
angeböts m einem Stümengang einsehbar gemacht werden.

4. Zur transparenten Planung des Lehrangebots gehört auch, daß die Studien- 
ördhung den Ablauf des Studiums zeitlich gliedert, Teilziele für Studlen- 
«hedmitte formuliert und die hierfür erforderikhen Studieuleistuagefl be- 
ueuut. Studienbegleitende Leistungsnachweise sollen den Studenten über sei­
nen Lernerfolg Unterrichten und ihm gestatten, ach auf die noch vor ihm lie­

genden TeUziek zu konzentrieren. In Scudiengängen an Universitäten lassen 
skh diese'Ziele in aller Flegel durch eineentsprechende Ausgestaltung von 
Zwtschenpiflfuhgen erfeidien.

5. Wesentlicher Bestandteil des Angebots zum Studienbeginn sollten Orieutie- 
ruagMinlKiten sein. Sie sollen die Studenten über die Ziele und beruflichen 
Auwendungsmöglichkeiten des Studiums unterrichten, ein erstes Kennenler­
nen der Gegenstände und Arbeitsmethoden in Quem Studiengang ermög- * 
lieben, ihre unterschieälkhen Vorkenntnisse ansgieichen und Omen Hilfen 1 
für die Überprüfung ihrer StudienfachwaHl bieten. Sie sollen Techniken wis­
senschaftlicher Arbeit vermitteln, die Fähigkeit zur Zusammenarbeit fördern 
tmd Gelegenheit zu persönlichen Kontakten bieten. Die erprobten Modelle 
und voriiegehden Konzepte zeigen ein breites Spektrum von Gestaltungsmög­
lichkeiten auf.

XVI. Prüfungen

Studienreform muß auch Prüfuugsreform sein. Die tatsächlichen oder vermute­
ten Prüfungsanforderungen und die Prüfungsverfahren bestimmen maßgebend 
das Studienverhalten. Die Anforderungen müssen anhand der Studienziele, ins­
besondere der angestrebten Befähigungen gemui beschrieben werden. Andern­
falls entwickeln sich Studium' und Prüfungsvorberritung auseinander (z. B. in 
Form von Repetitorien.)

1. Die Prüfungsänforderuiigen dürfen ach nicht einseitig auf einen Teil der 
< Studienziele, z. B. auf die Vermittlung von Fachkeimtmssen, beschränken.

Im Mittelpunkt der entscheidenden Prüfungen muß auf der Grundlage not- . 
- wendiger Fachkenntnisse der Nachweis von Fähigkeiten zur Problemldsnng 

mit HUfe wissenschaftlicher Methoden und za selbständigem Urteil stehen.
. Andernfalls werden diese Qualifikationen auch während des Studiums ver­

nachlässigt.

2. Die Prüfungsordnung hat die Prüfungsanforderungen und das Prüfungsver­
fahren möglichst genau und mit Gültigkeit auf längere Sicht zu beärhreiben 
(9 16 Abs. 2 HRG). ln der Studienordnung sind die Prüfungsanforderungen

. im einzelnen und bezogen auf den aktuellen Stand der Studienreform mit 
Verbindlichkeit gegenüber den Prüfern zu interpretieren.-Die zuständigen 
staatlichen Stellen "sollten den Hochschulen die Anwendung reformierter 
Prüfungsordnungen durch zügige Abwicklung des Genehmigungsverfahrens 
ermöglichen. .

1. Für die' Gestaltung der Lemsituationen und Prüfungen'hat die Hochschul­
didaktik bereits wichtige Vorschläge erarbeitet und erprobt. Deren Umset­
zung auf breiter Front in den konkreten Alltag der Hochschule steht aber 
vielfach noch aus. Die Bemühungen, die häufig noch verbreitete Distanz zwi­
schen der Hochschuldidaktik und dem tatsächlichen Lehrgeschehen in den Fach­
bereichen abzubauen, müssen verstärkt werden. Dazu gehören auch hochschui-

. 3. Vermeidbarem Zeitverlust im Präfungsverfahren ist entgegenzuwirken. Ab­
schlußprüfungen sind, wenn nicht die Eigenart des Studiengangs entgegen-



, Anrechnung studienbegleitender Leistungsnachweise zu entlasten (§ 1S Abs.
1 3 HRG). Diplomarbeiten insbesondere in experimentellen Fächern, die noch 

häufig ein Jahr oder länger dauern, müssen auf die unerläßliche Zeitdauer 
i beschränkt, ihre Themen entsprechend präzisiert und begrenzt werden. Die 
| Prüfungen müssen auch vor Ablauf der für sie festgesetzten Meldefrist abge- 
I legt werden können, sofern die für die Zulassung zur Prüfung erforderlichen 
I 2 3 Leistungen nachgewiesen sind (§ 17 Abs. 1 HRG).

]4. Die Prüfungen müssen auf durchsichtigen Bewertungskritefien beruhen. Sie 
f müssen ein zuverlässiges Bild über die erworbenen Fähigkeiten geben; ver- • 
, meidbare Prüfungsangst ist abzubauen. Unsicherheit über die Priifungsan- 
j forderungen und den erreichten Leistungsstand führen häufig dazu, daß die 
| . Meldung zur Prüfung hinausgeschoben und damit Studienzeit verloren wird.

5. Das Zeugnis über den berafsquaiifizierenden Abschluß muß den Beschäfti- 
gern hinreichende Auskunft über die vermittelten Qualifikationen, insbeson­
dere über die erreichten Studienziele, die gewählten Studienschwerpunkte 

I und die erbrachten Leistungen, geben. Dieses detaillierte Zeugnis ist auch die 
f notwendige Konsequenz eines einheitlichen Diplomgrades für jeden ersten 
1 berufsquaiifizierenden Abschluß (§ 18 HRG).

I XVII. Aufgaben der Hochschulen in der Weiterbildung

; Unbeschadet der Zunächst vorrangigen Sicherung des Erststudlums für die ge- 
! burtenstarken Jahrgänge müssen sich die Hochschulen bereits gegenwärtig au f. 
\ ihre Aufgaben und Chancen in der Weiterbildung einstelten, insbesondere durch 
| Konzepte, Entwicklungsarbeiten und praktische Erprobung von Modellen.

' J 1. Ink Zentram der WeHerfoikhmgsaiifgabea der Hochschulen siebt das weiter* 
biidende Studium ($ 21 HRG). Dieses Weiterbildungsangebot ist inhaltlich 
und organisatorisch aisTefl eines differenzierten Studtensystems zu ent­
wickeln und nach Möglichkeit mit dem Erststudium abzustimmen. Soweit 
, möglich, sollten Studieneinheiten des weiterbildenden Studiums auch bei der 
Schwerpunktbildung im Erststudium, im Ergflnzungsstudium oder im Auf­
baustudium verwendet werden.

2. Das weiterbfldende Studium muß die ans der beraflidiea Praxis entstandenen 
Bedttrfnissefdcr Teilnehmer berücksichtigen. Das «fordert eine zielgruppen* 
orientierte, fächerübergreifende Lehrveranstaitungsplanung und eine ent­
sprechende Didaktik. Erforderlich sind dafür Planungsmethoden, die die In- 

. formatiotien über die beruflichen Tätigkeitsfeld« verbreitern, in denen die 
Adressaten der Weiterbildung arbeiten; insbesondere sind die Organisationen

, steht, durch Teilung in Abschnitte, durch Zwischenprüfungen sowie durch 
Anrechnung Studien begleitender Leistungsnachweise zu entlasten (§ 15 Abs. 
3 HRG). Diplomarbeiten insbesondere in experimentellen Fächern, die noch 
häufig ein Jahr oder länger dauern, müssen auf die unerläßlich* Zeitdauer 
beschränkt, ihre Themen entsprechend präzisiert und begrenzt werden. Die 
Prüfungen müssen auch vor Ablauf der für sie festgesetzten Meldefrist abge­
legt werden können, soferndie für die Zulassung zur Prüfung erforderlich«! 
Leistungen nachgewiesen sind (§ 17 Abs. 1 HRG). *

4. Die Prüfungen müssen auf durchsichtigen Bewertungskriteriea beruhen. Sie 
müssen ein zuv«iässiges Bild über die «worbenen Fähigkeiten geben; ver- 

* meidbare Prüfungsangst ist abzubauen. Unsicherheit über die Prüfungsan- 
forderungen und den «erreichten Leistungsstand führen häufig dazu, daß die 

{i Meldung zur Prüfung hinausgeschoben und damit Studienzeit vmloren wird.

f  5. Das Zeugnis über den berufsquaiifizierenden Abschluß muß den Beschäfti- 
5 gern hinreichende Auskunft ü b «  die vermittdten Qualifikationen, insbeson- 
! dere über die erreichten Studienzieie, die gewähren Studienschwerpunkte 
[ und die erbrachten Leistungen, geben.- Dieses detaillierte Zeugnis ist auch die 
I' notwendige Konsequenz eines einheitlichen Diplomgrades für jeden ersten 
I berufsqualifizierenden Abschluß (9 IS HRG).

XVII. Aufgaben der Hochschutenin der Weiterbildung

Unbeschadet d «  zunächst vorrangigen Sicherung des Erststudiums für die ge- 
burtenstarken Jahrgänge müssen sich die Hochschulen bereits gegenwärtig auf 
ihre Auf gaben und Chancen in d «  Weiterbildung einstellen, insbesondere durch 
Konzepte; Entwicklungsarbeiten und praktische Erprobung von Modellen.

1. Im Zentrum der WeiterbUdungsaafgaben der’ Hochschulen steht das weiter* 
bildende.Studium (§ 21 HRG). Dieses Weiterbildungsangebot ist inhaltlich 
und organisatorisch als. Teil ein« differenzierten Studiensystems zu ent- 

1 wickeln und nach Möglichkeit mit dem Erststudium abzustimmen. Soweit - 
J möglich, sollten Stiuüenetnheiten des weiterbüdendeh Studiums auch bei d «  

Schwerpunktbildung im Erststudium, im Ergänzungsstudiiim octer im Auf- 
i  baustudium verwend« werden.

. j 1  Das wäterbildende Studium muß die ans der beruflichen Praxis entstandenen 
I Bedürfnisse der Teilnehmer berücksichtigen. Das erfordert «ne zieigruppeh- 
j orientierte, fächerüb«greifende Lehrveranstaitungsplanung und eine ent- 
| sprechendeDidaktik. Erford«lich sind dafür Planungsmethoden, die die In- 
j forraationen üb«  die beruflichen Tätigkeitsfeld« verbreitern, in denen die 

Adressaten d «  Weiterbildung arbeiten; insbesondere sind die Organisationen

Vierter Teil: Zum Vorgehen in der Sthdienreform

XVHI. Verständigung über Reaiisterangsprobleme
i 3 ’
| Die allgemeinen Zieie des Studiums sind in Bundes- und Landesgesetzen v«- 

bindlich beschrieben. Ü b« sie und zahlreiche Teilztele d «  Studienreform be- 
|  rieht weitgehende Übereinstimmung. B eid«  weiteren Konkretisierung und beim 

A  praktischen Handeln unter den gegebenen Rahmenbedingungen werden jedoch 
Interessenkonflikte d «  Beteiligten und Kollisionen in d «  Sache unvermeidbar 
sein. Notwendig ist deshalb vor allem ein gemeinsam« WiBe zar Verständigung 

|  sowie gegenseitig« Respekt vor der jeweiligen Sachkompetcuz, insbesondere im
|  Verhältnis zwischen Hochschule und Staat. Die Hochschulen können und soll- 

- ten durch wissenschaftliche Untersuchungen üb«  die Fragen des Studiums und 
d «  Studienreform einen wichtigen Beitrag zur Eingrenzung und rationalen Be- 
wältigung solch« Konflikte leisten.
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Das Hochschulrahmengesetz erklärt die Studienreform primär zur Aufgabe d «  
Hochschulen (§ 8). Die entscheidenden Gestaitungsaufgaben obliegen den Fach­
bereichen und den einzelnen Hochschullehrern in ihren Lehrveranstaltungen; sie 
sollten sich dabei auf breite Diskussionen und vielfältige Anregungen aii«  inter­
essierten Hochschullehrer, Mitarbeiter und Studenten stützen können. Den 
Höchschuien sind die für diese Arbeit erforderlichen Freiräume <hi sichern. Sie 
haben allerdings mit den zuständigen staatlichen Steilen züsammenzuwirken. 
Der Staat hat im Rahmen der Freiheit von Forschung und Lehre dafür einzuste- 

„ hen, daß die Bildüngsansprüche der Studierwilligen eingelöst w«den, die Auf­
wendungen für die Höchschuien' haushaitspoiitisch vertretbar bleiben und die 
Erwartungen an die von den Hochschulen verliehenen Abschlüsse nicht ent* 
täuscht werden; er trägt fern« Mitverantwortung für die Wahrung der L e i-" 
stungsfähigkeit d «  Hochschulforschung.

1. Das Zusammenwirken von Staat und Hochschulen muß ach vor altem beim 
Erlaß von Prüfungsordnungen and Stndienordnangen und in der Arbeit d «  
Studienreformkommissionen bewähren. Die im einzelnen gesetzlich zu be­
schreibenden staatlichen Mitwirkungsrechte sind so zu nützen, daß die wis­
senschaftliche Kompetenz und die Lehrerfahrung d «  Hochschulen respek­
tiert werdmi. Die zuständigen staatlichen Stellen sollten ihre außerfachlichen 
und überregionalen Erfahrungen einbringen und schwierige Entscheidungs­
prozesse inn«halb d «  Hochschulen, z. B. bei d «  Begrenzung d «  Lehraach- 
frage und des Pflichtangebots, fördern.

2. D «  Staat ist kraft Verfassungsrecht verpflicht«, die «schöpfende Nutzung
d «  Hochschulkapnritäten zu gewährleisten, wenn die Bewerberzahlen dies 
erfordern. Stuctienreform kann nicht jenseits finanziett« Rahmenbedingun­
gen gepiaiiit werden! Andererseits kann die Studienreform nicht von vorn­
herein und unabänderlich durch die gegenwärtigen Ka pazität shehtwerte prä- 
judiziert sein. Im Widerstreit zwischen studienreformerischen Wünschen und 
käpäzitativcn Notwendigkeiten muß alterdings für die bevorstehende Zeit d «  
geburtehstärken Jahrgänge gelten; daß die Studienreform -  bei allen Mög­
lichkeiten d «  Umschichtung von Ressourcen -  innerhalb des verfügbaren 
Kapazitätsrahmens bleiben muß.. -

3. In letzter Zeit hat'es bei d «  Suche nach ein« sachgemäßen Lösung dieses 
Spannungsverhältnisses manch«!« Irritationen gegeben. Der Staat muß die 
Maßnahmen, die «  zur besseren Nutzung d «  Hochschulkapazitäten trifft, *

- sorgfältig auf ihre Foigewirkungen für Lehre und Studium prüfen. Kapazl* 
titsgewinne, die durch Refonnmaßnahmen d tr Hochschulen erreicht wur­
den, sollten auch der Verbesserung der Ausbfldungsqtuditit zugute kommen. 
Andernfalls würde die Reformbereitschaft d «  Hochschulen gelähmt; « fo r­
derlich sind vielmehr positive Anreize zu Reformschritten und Flexibilität in 

. d «  Bereitsteilung von Haushaltsmitteln.

. ] . 4. Seihe Mitverantwortung für die Leistungsfähigkeit <ter Hochschulforschung
. 11 • hat der Staat wahrzunehmen bei der Personal-, Raum- und Geräteausstat-

’ 1 tung, bei cter Festsetzung von Lehrdeputaten, bei d «  allgemeinen Ausstat-
j tung <ter Hochschulen mit Förschungsmitteln, bei d «  Einrichtung von Son-
|T derforschuhgsbereichen und durch verschiedene Förderungsmaßnahmen ins-
ü I besondere mit Hilfe d «  Deutschen Forschungsgemeinschaft. Dazu gehört
‘ J \  fern«, daß auch das foßchuhgsbezogene Aufbaustudium sowie die Einzelfft-
r 1 ' ch« , die im Pflichtkanon eines Studienganges nicht vertreten sind, bei d «
/  Ausstattung der Hochschulen und cter Kapazitätsberechnung angemessen be-

rücktichtigt werden. * \  „ «, ^

i j

5. D «  Staat hat dieStudienreförm vor Ort, d. h. in den Hochschulen und Fach- 
'! bereichen, durch vielfältige Fördwungsmaßnahmen zu unterstützen. Dazu

gehören insbesondere die Förderung d «  Hpchschuldidaktik, cter Qualifika- 
| , tionsforschung, des Dokumentations- und Berichtswesens, cter Statistik und
j |: Datenbeschaffung, d «  Modeilversuche und des wissenschaftlichen Erfah-

, | ' rangsaustausches zu wichtigen fachspezifischen und fächerübergreifenden
<! Eiiizeififagen cter Studien-und Prüfungsreform. D «  Bundesminister für Bil-
j I düng und Wissenschaft ist berat, seine Fördenmgsmaßnahmcn auf diesen

r ]< Gebieten fortzusetzen und zu verstärken.
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Ist J.unv 1978' hatrder Bundesniiiister für Bildung und Wissenschaft einer, 

hochschuipolitischen Leitfaden vorgelegt. In den "22 Orientierungspunkten 

zur Hochschulausbildung" soll der "Mitverantwortung ;für die übergreifende 

Btldür.?*?lanung'." Rechnung getragen werden? die Orientierungspunkte sind 

also nicht verbindlicher Vorschlag "eines örtlich zuständigen Ministers, 

vze_raehr gedacht als Initiative eines Fachministers'ohne originäre Kompe­

tent. Damit sind die Orientierungspunkte tendenziell der Notwendigkeit 

entheben, den Kompromiß mit den CDU-geführten Bundesländern vorweg zu 

formulieren. Sie können auch über die Grenzen des Hochschulrahmengesetzes 

hir.avisveiscn, denn auch Jürgen Schmude bezeichnet das HRC als Kompromiß 

.mit dem CDU-majoristarten Bundesrat. Damit haben die Orientierungspunkte 

die seltene Chance, durch Aufzeigen sozialdemokratischer HochschulPerspek­

tiven reformfrustrierte Kräfte endlich einmal wieder zu motivieren,einen 

Sinn darin zu sehen, mit.Sozialdemokraten HochSchulpolitik zu machen.

Sine solche Persepktive aus dem Bundesministerium für Bildung und Wissen- ’ 

schuft könnte auch Gewerkschaften wieder für den Hochschulbereich enga­

gieren. Kurz, ein "amtliches" Papier, das nicht unter dem Zwang unmittel­

barer Durchsetzbarkeit steht,' könnte InitialZündung für eine Reformdebatte 

sein. v*

Doch diese Chance ist gründlich vertan.

Materiell gesehen sind die OrientieJhihgs'punkte eine Übersetzung des 

Hochschulrahmengesetzes in das leerformelhafte Technokratendeutsch. Von. 

dem Begründungs Zusammenhang her sind die Orientierungspunkte ein Lehr­

stück für verbale Harmonisierung des Widerspruchs: zwischen den Ausbildungs­

interessen von Gewerkschaften, von Arbeitern und Wirtschaftsverbänden, 

von Käpitalinteressen.

Asjiieser Stelle kann nicht auf jeden einzelnen Vorschlag eingegangen werden, 

hieße die gesamte Studienreformdebatte aufarbeiten zu wollen. Statt- 

dessen sollen vor allem die Abschnitte "Notwendigkeit und Chancen,, der 

Studienreform" und "Hochschulausbildung und Beschäftigungssystem" 

diskutiert Werden.

II.-.-Notwendigkeit und Chancen, der Studienreform

Die Orientierungspunkte setzen folgende "Symptome struktureller Schwächen 

als Begründung für erforderliche Strukturveränderungen ___ _______

- überlange Studienzeiten

- hohe Anteile von Fachwechslern und Studienabbrechern

■- deutliche Tendenzen “zu persönlicher, gesellschaftlicher und fach­

licher Desorientierung der Studenten

- überforderungsklagen bei Studenten und Hochschullehrern . *

* Entfremdüngserscheinuhgen zwischen Hochschullehrern und Studenten, • ’*

. zwischen Hochschule und Gesellschaft

- Verständigungsprobleme zwischen Hochschule und Arbeitswelt, insbe­

sondere über die Maßstäbe'qualifizierter Berufsausbildung.

Hier fällt zweierlei auf: die Symptome sind weder inhaltlich als negativ 

ausgewiosen, noch ist-irgendwo erkennbar, was als Ursache hierfür an­

genommen wird. „ „•

Wann ist ein Studium überlang?

Viele Studenten klauen über lange Studienzeiten, Doch sie,tun dies 

weniger, weil Studiendauer und Studienziel ( «StudienInhalt ) in .HlS- 

verhältnis^stehen, sondern weil das soziale Risiko mit der Studien­

dauer steigt. Die.adäquate Antwort wäre hier die.soziale Absicherung der 

Studenten, nicht Studienzeitverkürzung.

Warum sind die in den Orientierungspunkten vorgeschlagenen 4 Jahre - 

unabhängig vom Fach - angemessen?

Die magischen 4 Jahre erscheinen eher als Eckwert der Finanzplaner 

denn als bildungspolitische Zielsetzung.

Der Anteil von Fachwechslern und Studienabbrechern allein sagt über 

die Struktur der Hochschulausbildung überhaupt nichts.aus. Eine mög­

liche Fehlentwicklung der Studierenden kann ja wohl auch im hochschul- 

vorbereitenden Bereich liegen. Schließlich könnte men den hohen Faeh- 

wechsleranteil auch als Indikator für eine möglichst präzise Berufs­

orientierung interpretieren; dann aber wäre die Folgerung, die hori­

zontale Durchlässigkeit zu erhöhen.

Worin manifestiert sich die Tendenz zur Desorientierung der. Studenten?

In demagogoskopischen Untersuchungen einer Noelle-Neunann? In Studenten­

perl amentswahlen? Oder im Wahlverhalten bei Landtags- und Bundestags- " 

wählen? Liegt die- Desorientierung der Studenten in der ( gemessen an 

der Gesamtpopulation ) höheren Sensibilität gegenüber Herrschaft und 

Macht, gegenüber Ausbeutung und Unterdrückung? Oder ist die Absage 

mancher Studenten an die traditionellen Ausbildungsgänge zugunsten , 

einer reformierten Ausbildung z,B. in Bremen Ausdruck ihrer Desorien­

tierung? ’ ir .

Was hiet als Desorientlegung erscheint, ist in Wahrheit die Frustration 

cur Technokraten darüber, daß ihre Wertvorste11ungen von den Studenten 

nicht akzeptiert werden. Tatsächlich gibt es unter den Studenten keine 

einheitliche Orientierung. Die Umorientierungsversuche stellen einen 

äußerst auseinanderstredenden Prozeß dar. Doch genau dieser Umorlentierüngs- 

orozeß muß als Ausgangspunkt kritischer gesellschaftsbezogener Reflexion ' 

der Hochschulausbildung genutzt und für innovatorische Prozesse einbe­

zogen werden. Stattdessen jedoch droht ihm die administrative Erdrossel-  ̂

ung.

Auch die aus den Hochschulen kommenden Uberforderungsklagen sollte man 

sich etwas genauer ansehen. .Denn dazu gehört genauso jener Hochschul­

lehrer, dem ein Lehrdeputat-von 6 Stunden pro Woche zuviel ist ( FH- ^ 

Lehrer haben immer" 12' Semesterwochen stunden !) wie, der Hochschullehrer, 

dar als Mitglied des Bundes Freiheit der Wissenschaft sich durch studen­

tische Diskussionforderungen überfordert sieht.

Und von studentischer Seite kommt eben auch nicht nur die Klage über zu 

große Belastung, sondern auf der anderen Seite steht die Forderung 

nach Ausweitung der Lehrinhalte, z.3. Einbeziehung sozialwissenschaftlicher 

Anteile bei der Juristenausbildung. Auf ein'schlicht quantitatives 

Problem lassen sich die zitierten Klagen einfach nicht reduzieren.

Und selbst wenn tatsächlich einmal die Klage sich gegen die Quantität 

richtet, ist damit noch keineswegs entschieden', ob der Umfang der 

Ausbildung sachlich und gesellschaftlich erforderlich ist und somit 

die ^Überforderung” zumutbar ist.

Was in den Orientierungspunkten verniedlichend als Entfremdungserschein- 

ung zwischen Kochschulmitglledern bzw. zwischen Hochschule und Gesell­

schaft auftaucht, ist in Wahrheit ein eindeutiger gesellschaftlicher 

Konflikt. ,

Früher hat es ih der Tat eine "Gemeinsamkeit" gegeben: solange es 

zuwenig akademisch ausgeblldete Arbeitskräfte gab,-wurden diese'nahe- 

zu kritiklos in ein Beschäftigung*Verhältnis übernommen, wenn hier von' 

Entfremdung gesprochen wird, so geht es wohl nur um die quantitative 

Anpassung von Ausbildungs- und Arbeitsplätzen. Dies ist der 'rote Faden, 

der sich durch di* Orientierungspunkte zieht. ^

Was meint das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft verhelm - 

liehen zu-müssen, wenn schamhaft von Verständigungsproblemen zwisc 

Hochschule und Arbeitswelt gesprochen wird? Liegen Verständigungspl 

vor, wenn ein Hannoveraner Hochschullehrer Millionen aus der OrittmfE 

forschung ih seine Privatschatulle steckt,"sind es Verständigungsprobl« 

wenn ein Ghemiekonzern mit der .Universität Karlsruhe dezidierte Ab­

, e 9 k
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sprachen über die inhaltliche Konzeption von Stüdiengängen trifft? 

Oder spricht ein sozialdemokratischer Minister von Verständigungs­

problemen, wenn es an der Universität Bremen eine köoperationsstelle

zur Arbeiterkammer gibt?

Was ist eigentlich die Arbeitswelt, sind das die Gewerkschaften oder 

die sog. Beschäftiget? Es scheint, als ob beide plötzlich gleichge - 

richtete Interessen hätten und nur ein wenig mehr miteinander reden 

müßten, und wenn sie es nicht freiwillig tun, so richtet man die’Studien*? 

refomkommissIonen eih, wo beide gemeinsaai drinhocken. Dabei ist offen­

kundig, daß beide unauflösliche .Gegensätze vertreten. Diese beruhen 

eben auch heute noch auf der privaten Aneignung gesellschaftlich 

erarbeiteter Profite. w

Es kann daher nur eine Verständigung zugunsten des' einen oder des 

anderen geben. Was sich hinter dieser ideologischen Verschleierung 

verbirgt, ist der Versuch, längst bestehende Hochschulkonzepte durch 

angeblich objektive gesellschaftliche Anforderungen zu legitimieren. 

Verständigung zwischen Hochschule und Arbeitswelt meint denn auch 

nicht Verständigung über Inhalte,, die der Humanisierung der Arbeitswelt 

dienen. Vielmehr geht es um die Anpassung der Ausbildungsgänge an die 

Bedürfnisse der BeschHftioer.

Und so wundert es dann, daß unter der gleichen Überschrift davon ge­

sprochen wird,, daß es für die studienreform keine technokratischen 

Patentrezepte gibt, sondern hier allein ein zielgerichtete Oiskussi 

Lösungen bringen kann. Was an dieser Steile vonnöten wäre, ist eine 

eindeutige Festlegung eben dieser Ziele. Es fehlt ein klares Bekenntnis 

zur Durchsetzung von.Arbeiterinteressent nirgendwo in dsn Orientierungs­

punkten ist davon die Rede, daß sich die Lehr-und" Forschungsergebnisse 

auf den Arbeitsplatz auswirken, folglich fehlt auch die offene Partei­

lichkeit für die Humanisierung der Arbeitsplätze. Mehr als ein abstraktes 

Bekenntnis zum individuellen, nicht unmittelbar auf den Arbeitsplatz 

bezogenen Nutzen ist den Orientierungspunkten nicht zu^entnehmen.

Weicher Arbeiter soll seinerseits "Verständiguhgsprobleme" mit der 

.Hochschule überwinden, wenn sich die Inhalte universitärer Arbeit nicht 

an seinen Bedürfnissen orientieren und für ihn niemals die Chance be­

steht, selbst Subjekt dieser Arbeit zu werden.

Allein .die Aufzählung vorgeblicher Rahmenbedingungen zeigt, wie der 

Hase läuft.

III. Hochschulausbildung und Beschäf tigunerssystem

In den Orientierungspunkten heißt es zu Beginn des Abschnittes:"Studium 

war seit jeher mehr als nur Vermittlung beruflich verwertbarer Fähigkeiten 

und Fertigkeiten. Daran ist auch künftig festzuhalten". ?■

Im folgenden wird dies näher konkretisiert als ein Instrument zur 

Selbsterkenntnis und Selbstfindung, zum Verständnis der Umwelt und 

zum gemeinsamen Handeln mit anderen. Hochschulausbildung soll Vorurteils­

losigkeit und Toleranz, Fähigkeit zu Kritik und selbstkritischer Reflexion, 

Offenlegung von' Prämissen und Grenzen, Zielstrebigkeit und Beharrlich­

keit, Mut zur Selbstständigkeit und zum Eingeständnis von Fehlschlägen, 

Immunität gegen Selbstüberschätzung auch im ERfolg und Respekt vor dem 

Unerforschten vermitteln.
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3*1 Wohl wo Ile «der Interpreätion kann man diesem Katalog die Einbeziehung 

geäwilschaf.tixcher Dimensionen unterstellen. Fragwürdig bleibt, daß ein 

zentraler Ansatz fehlt, der auch einst die hessischen Rahmenrichtlinien 

schmückte, daß nämlich Geschichte von Menschen gemacht und von Menschen 

veränderbar Ist.

Es ist doch -jirie Binsenweisheit, daß die Verantwortung der Wissenschaft 

mit i?n. Grad der "Verwissenschaftlichung" der Gesellschaft steigt. Was 

sei 1 jeigentlich dabei herauskommen, wenn man Hochschulabsolventen 

z w a r ‘mi t Sigenschaften- Wie Toleranz und Selbstkritik befähigen will ,, aber, 

die gesellschaftlichen Grenzen der "Freiheit von Forschung und Lehre" 

iiziält? Hier schimmert wieder der fatale .Grundgedanke durch, der im 

erster. Abschnitt auf ge zeigt wurde. Unsere Gesellschaft, die soziale

Marktwirtschaft, sei an sich intakt, Widersorüche tauchen nur auf 
t  .  ' ' *

der Ebene der Erscheinungen, der Symptome auf.

Völlig unverständlich bleibt die Forderung an alle Hochschulmitglieder, 

sicher -Iber die Kriterien von Wissenschaftlichkeit zu "verständigen". 

Damit könnte gewollt sein, daß die Hochschulmitglieder nachdenken, 

welche formalen und inhaltlichen QualifikatIonen zur wissenschaftlichen 

'Bearbeitung eines Problems notwendig, sind. Mornbücher als.Indiaktor 

einer vereinheitlichten Wissenschaft?!:

-Diese Formulierung verschweigt in Wahrheit die eigentliche Zielsetzung 

’ wissenschaftlicher Arbeit. Durch das Schweigen in diesem Punkt' über-' 

antworten die Orientierungspunkte den Hochschulen eine Aufgabe, die 

sie ,( von Ausnahmen abgesehen ) noch nie erfüllt haben.

Im Hasten wissenschaftlicher Exaktheit werden auch- heute die größten 

Lügen über, die Ungefährllchkeit "moderner* Technologien verbreitet.

im folgenden wird das eigentliche Anliegen der Orientierungspunkte 

ausgabreitet: die1 Angleichung vin Ausblldungs- und Beschäftigungskapa- ( 

zitäten. Hier liegt sicher ein großes Problem. Pür jeden Menschen 

st es ein individueller Mißerfolg, wenn seine berufliche Qualifikation - 

keinen Arbeitsplatz verschafft. Heute erscheint es darüber hinaus 

[uchl jedem Hochschulabsolventen als Skandal , wenn ihm kein adäquater 

Arbeitsplatz zugewieseh werden kann. Denn noch immer ist der AusbiiüSfS^ 
weniger ait der beruflichen Tätigkeit als-mit einer bestimmten Steilung 

Inder Arbeitsplatzhierarchie verbunden. Daran anknüpfend verringern 

sich! die sozialen Chancen des Einzelnen. Was sich heute abspielt, 

ist für den Bereich der Hochschulabsolventen weniger die Verweigerung / 

von Arbeit, als Herabstufung in der Arbeit*- und Sozialhierarchie.

Die .Wrdrängungsmechanisnien auf dem Arbeitsmarkt sorgen dafür, daß * 

dann] die Minderqualifizierten auf der. Straße sitzen. Neuerdings unter­

stützt, durch den Herabstufungserlaß der Bundesanstalt für Arbeit’.- 

Eine; wirkliche Lösung der Beschäftigungsprobleme muß mehr sein-als- 

die Befriedung der akadomisch.qualifizierten Arbeitskräfte* die 

aufgründ ihrer Artikulatibnsfähigkeit ein größeres Konfliktpotential 

darstellen. Da' man Arbeitsplätze auch unter Berufung auf die Solidarität 

und das Verständnis dbr W irtschaft nicht schnitzen kann, bleibt nur 

die Veränderung der Arbeitsolatzstrükturen. Konzepte dazu gibt es 

genügend. • - . - »

Das Konzept der Orientierungspunkte läuft dabei auf eine quantitative 

Verschiebung der einzelnen Qualifikationsstufen im Rahmen der bestehenden

Hierarchie hinaus. Unter dem Dekcmantei eines einheitlichen Oxoloa--* 
i' • *

-Grades sollen sich stark differenzierte Aüsbildungsg’inge verbergen, die

im Einzelne im A b s c h l u ß z e u g n i s  a u f  g e  führt w e r d e n  sollen.- Zu den Be­

schäl tlgungs Chancen heißt es dann- lapidar,. "Hochschulabsolventen 

sollten bei der Bewerbung um mittlere Positionen eine faire Chance 

erhalten". Das ist ein Meisterstück unsozialen Krisenmanagerents.

Rieht* weil Hochschulabsolventen keine Spitzenpositionen garantiert 

erden; sondern sie ohne Berücksichtigung der Folgen in- ohnehin 

unter Arbeitslosigkeit leidende Bereich verwiesen werden. Was am Ende 

übrig bleibt, ist ein nichtqualifiziertes, arbeitsloses Subpreletariar.

Unreflektiert bleibt in den Orientierungspunkt«! des Wochselverhältnis r 

von 1,Veränderungen im Ausbildungsbereich auf den Arbeitsolatz. Also 

konkret die Frager wie sich Veränderungen ira Qualifikationsnrofil 

auswirken. Eine selche Reflexion hätte dazu beitragen können, 

diej Studienreformdebatte als Teil der Humanisierung der Arbeitsplätze 

zu verstehen. So bleibt die Humanisierung allein auf die "Expansion * 

im Bildungsbereich" beschränkt. Dann hätten die Orientierungspunkte x 

aufzeigen können, wie Hochschulabsolventen auf demokratisch strukturierte, 

Jkooperative Arbeitsplätze vorbereitet.werden können. Oie Orientierungs­

punkte hätten ferner auf zeigen können, in welchem Maße, und an welchem 

Ort >gesellschaftlicher. Bedarf an vermehrter wissenschaftlicher Arbeit 

bestent, 2.3 . Arbeitsmedizin, z.B. im Bereich publikumsnäher Rechts­

pflege (kostenlose Rechtsberatung) u.v.a.

Und^die Orientierungspunkte hättehsich vor allem von dem formalen 

(Berufs-)Praxisbegriff lösen müssen.

I-

Verfolgt man die Studienrefcrxdebatte, so erscheint es als Fortschritt 

überhaupt den Praxisbezug zu finden. Positiv auch, daß Praxis als 

Gegenstand der Wissenschaft bezeichnet wird. Auch diese Formulierung 

macht jedoch nicht deutlich, daßPraxisbezug nicht Effektivierung, 

Erhöhung der Verwertbarkeit bedeuten soll. Praxisbezug meint viel­

mehr den realen Gegenstand der.-Wissenschaft insgesamt zu erfassen, 

einschließlich sämtlicher sozialer Nebenfolgen: S3 geht nicht darum,

■bei dar Entwicklung nuklearer Technologien Wirtschaftlichkeit und 

Einbindung in ein Energiegewinnuhgskonzept zu berücksichtigen. Dazu 

gehört die Bewältigung der gesamten politisschen und ökologischen 

Diskussion. Ein solcher Wissenschaftsbegriff’, der diese Praxis nicht 

als oartikelähnlichen Bestandteil, sonefem als den Gegenstand 

a u f f a ß t ,  würde z.B. auch der Vorstellung widersprechen, daß Aufbau­

studien der Vorbereitung auf den Beruf des Wissenschaftlers dienen. 

Dieser Rückfall in mittelalterliche Vorstellungen von Wissenschaft 

sind nur erklärbar durch das eigentliche Ziel dar Orientierungspunkte: 

die Beschäftigungssituation von Hochschulabsolventen muß stimmen, 

keste* es Was es wolle.

^Darin- liegt, die eigentliche Crux der Orientierungspunkte. Mit .ihrer 

Hilfe sollen Widersprüche gelöst und gesellschaftliche Konflikte be­

friedet werden, die eben gerade nicht aus dem Hoohschulbereich resul­

tieren. Der gleiche Fehler, der in der frühen Studienreformdebatta 

gemacht wurde, wird hier in tragischer weise wiederholt. Was mit 

der Kampagne zur Öffnung der Hochschulen mit hoffnungsvollen Ansätzen 

begann, ist vergessen und zu den Akten gelegt.

Bleibt nur zu hoffen, daß der DGB sieh stärker als*in der Vergangen­

heit in die Diskussion und Auseinandersetzung um die Hochschulen ein­

schaltet. Denn Hochschulausbildung ist mehr als nur Ausbildung für 

ein Fünftel des Jahrgangs. Funktion und Struktur der Hochschule 

haben weitreichende Folgen. Dies aufgezeigt und die notwendigen 

Forderungen aufgestellt zu haben, ist das Verdienst der Leitsätze 

des DGB zur Studienreförm. Diesem Thesen sollen den Orientierungs­

punkten gegenübergestellt werden,, wobei sich,jeglicher Kommentar* 

erübrigt'. - <



Vereinigte Deutschs Studentenschaften

Ausschnitt zur Studienreform aus dem 2. VDS-Arbeilsprogramrn
(verabschiedet auf der 4. Ordentlichen Mitglie- •
derversammlungarn 8. April 1979 in Münster)

Oie VDS bekräftigen ihre Auffassung, daß eine demokrati­
sche Studienreform. von den Hochschulen und Fachberei­
chen ausgehen und sich an den Interessen der Hochschul­
angehörigen und der Mehrheit der Bevölkerung orientieren 
muß und daher nur unter deren maßgeblicher Beteiligung 
vollzogen werden kann.

Die VDS fordern kurzfristig:
— die völlige Transparenz der Arbeit der Studienreform- 

kommissiönen,
— die studentischen Mitglieder in den Studienreformkom- 

missione.n müssen auf Bundes- und Landesebene von 
den dazu demokratisch legitimierten Fachtagungen der 
VDS bestimmt werden und nicht durch die Mauscheltä­
tigkeit von WRK, KMK und reaktionären.Professoren und 
Studentenorganisationen,

— die Zulassung der VDS als ständigem Beobachter (wie
KMK, WRK) an den Sitzungen der Ständigen Kommis­
sion für Studienreform. " .

Inhaltlich muß der Widerstand an dem im HRG und den Lan­
deshochschulgesetzen festgeschriebenen Verhältnis von 
Theorie und Praxis ansetzen. Die nach dem HRG verstärkt 
geplante Ausrichtung des Studiums am Bedarf des Be­
schäftigungssystems impliziert die Funktionälisierung der 
zu vermittelnden Qualifikationen für konkrete Berufsver­
wertbarkeit. Diese Reduktion der Ausbildung auf die vor- 
findliche Berufspraxis war nie die Forderung der Studenten, 
Einbeziehung von Berufspraxis in das Studium heißt für die 
Studentenschaften gerade nicht, inhaltliche und quantitative 
Orientierung des Studiums an der unmittelbaren Berufsver- 
wertbärkeit, deren Inhalte allein am Nutzen für das Erzielen 
privatwirtschaftlicher Profite gemessen werden: also im In­
teresse derer, die Arbeitskräfte zu eigenem Profit verwer- 
ten.

Ziel der Stüdienroform muß vielmehr sein, Hochschulabsol­
venten zu befähigen, ihre Qualifikationen zur Verbesserung

der Arbeits- und Lebensbedingungen der Bevölkerung ein­
zusetzen. Als integraler Bestandteil des Studiums fordern 
die VDS daher, die- kritische Auseinandersetzung mit der 
späteren . Berufspraxis. In .diesem Zusammenhang werden 
sich die VDS für eine Überwindung der immer weiter zemen­
tierten Hierarchie und Trennung im Bitdungsbereich einset- 
zen (FH/Uni-Studiengänge, Privatisierung des Bildungsbe­
reichs und Sonderhochschulen wie Bundeswehr-Hochschu­
len, Nicht-öffentliche-Verwaltungs-HF, Kirchliche Hoch­
schulen; PH-Integratiön, Gesamthochschulen-Ausbildung).

Die VDS werden insbesondere' die Ausbildung von Regel­
studienzeiten auf die Studiengänge (Zwischenprüfungen 
etc.) und das Studienverhäiten aufarbeiten und in der Öf­
fentlichkeit darstellen.

In der Auseinandersetzung um Lehrinhaite ist auch die 
Form ihrer Vermittlung von entscheidender Bedeutung. Der 
Charakter wissenschaftlicher Inhalte verändert sich mit der 
Form der Vermittlung, passive Rezeption selbst systemkriti­
scher Inhalte wird nicht zu einem dauerhaften kritischen Be­
wußtsein führen.-

Die VDS werden'deshalb die Asten und Fachschaften über 
alle Versuche alternative Lehr- und Lernformen sowie die 
Erfahrungen mit Studienkollektiven informieren. Das auf 
diese Weise zugänglich gemachte Material dient dazu, alter­
native Studienkonzeptionen für eine zu verändernde Berufs­
praxis zu entwickeln. ^ ‘ ‘ '

Insbesondere arbeiten die VDS den Bereich der Prüfungs- 
.problematik auf, sie kooperieren dazu mit der Arbeitsge­
meinschaft für Hochschuldidaktik. Die zunehmende Ein­
schnürung des Studiums durch studienbegleitenden Prü­
fungsdruck (u. a. durch. Einführung bzw. Aufrechterhaitung 
von Zwischenprüfungen mit angedrohter Zwangsexmatriku- 
jation durch Erhöhung der Zahl formalisierter und standardi­
sierter Leistüngsanforderungen) soll Gleichgültigkeit ge­
genüber Studiehinhalten und Unfähigkeit zur Kritik erzeu­
gen. -
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3:1 Grundlorderungeri zur Studienreform

Daraus ergeben sich folgende Grundforderungen an -eine ’
demokratische Studienreform:
— Das Studium muß sich arr einer kritischen Berufspraxis 

orientieren.

— Hauptziel der Ausbildung muß die Fähigkeit sein, sich 
selbständig wissenschaftliche Inhalte anzueignen und 
sie kritisch an wenden zu können/ (,, Lernen zu lernen, 
forschendes Lernen.")

— Gesellschaftsanalyse *
— Fragen der kritischen Berufspraxis, der Berufsperspek­

tive. der Gesellschaftsanalyse und der kritischen Wis­
senschaftstheorie sowie der Wissenschaftstheorie des 
Studienfachs müssen integrierter Bestandteil des Stu­
diums werden,

— Das Studium muß kgoperative Lern- und Verhaltens-* 
formen • fördern. Das Ziel, zu emanzipatorischem und

4 solidarischem Handeln zu erziehen, muß auch und ge­
rade in jedem Seminar und jeder Veranstaltung verfolgt 
werden (Gruppenarbeit, Beteiligung der Studenten an 
Konzepiion und Durchführung der Veranstaltung).

— Lernzielkontrollen sollen studie'nbegleitend sein (keine 
Blockprüfung). .‘Sie sollen die Möglichkeit selbstkriti­
scher Leistungsbeurteilung bieten und Grundlage von 
Lehr- und Lernprozessen sein. Auf keinen Fall dürfen 
sie als Selektionsinstrumente benutzt werden.

— Eine Verschulung des Studiums ist abzulehneh.Es gilt, 
die Freiheit des Lernens und der Kritik zu verankern.

3.2 Konkrete umsetzbare Möglichkeiten

Neben der Orientierung auf die alternativen Studienrefo.rm- 
ziele müssen Möglichkeiten angegangen werden, die eine 
Politisierung an diesen Zielen ermöglichen.

Hierzu sind unter den konkret umsetzbaren Möglichkeiten 
hervorzüheben: —  . .
— Bildung von Arbeitsgruppen in Lehrveranstaltungen 

(z. B. projektförmige Arbeitsgruppenstaffelung)
— Gründung von Erstsemesterinitiativen, die sich mit den

besonderen Problemen der Studienanfänger beschäfti­
gen, - ' .

— Einbeziehung der Berufsperspektive durch Teilnahme 
ah Betriebsbesichtigungen und an Schulunterricht und 
Informationsveranstaltungen z. B. in Zusammenarbeit 
mit den Gewerkschaften,

— Förderung-fachübergreifender Lehrangebotef
— intensive Studienberatung z. B. durch höhere Semester,
— Institutionalisierung von Veranstaltungskritik als Be­

standteil jeder Lehrveranstaltung.
— sinnvolle Aktionen zur Probiematisierung von Lehr- und

Lernformen. . <

Auf Juso-Ebene, muß die Kooperation der Fachgruppen 
mehr im Vordergrund stehen (rotierendes Informations­
system, Seminare usw ). Der Diskussionsstand und die

Positionen innerhalb der Gewerkschaften müssen hierbei 
berücksichtigt werden. Eine enge Zusammenarbeit z. B. 
mit dem Verein zur Förderung der Studienreform ist anzu­
streben.

3.3 Studlehreformkommissiohen

Die Juso-Hocfischulgruppen treten ein für Stiidienreförm- 
kommissionen.auf Hochschul- und Landesebene, in denen 
Arbeitnehmer mit und ohne Lehraufgaben.sowie Studenten 
gleichberechtigt vertreten sind. Erarbeitete Rahmenbedin­
gungen müssen vor Ort inhaltlich ausgefüllt. werden. Ge­
werkschaftlich Organisierte aus den entsprechenden Tä­
tigkeitsfeldern sind einzubeziehen. Stüdienreformkommis- 

. sionen.gem. HRG, in denen Ordinarien, Staäts- und Käpital- 

. Vertreter die absolute Mehrheit haben, sind abzulehnen.

3.4 Rlchistudienzeiten

Regelstudienzeiten, die an die Überschreitung der Höchsl- 
stüdiendauer Sanktionen bis hin zur Zwangsexmatrikulation 
knüpfen und die durch die Einführung von Kurzstudiengän­
gen und qualifizierenden Aufbaustudiengängen für eine 
Elite die Trennung nach Rezeptemachern, und Rezeptean- 
wendern mit sieh bringen, sind abzülehnen.

Dagegen ist die Einführung von Richtstudienzeiten in der 
Form einer Verpflichtung der Universitäten, den Abschluß 
eines wissenschaftlich qualifizierten Studiums in einer an­
gemessenen Zeit zu gewährleisten; zu begrüßen.

Voraussetzung dafür ist allerdings, daß die folgenden Vor­
aussetzungen erfüllt sind:
f -  eine ausreichende finanzielle und personelle Ausstat­
t u n g  der Hochschule;

die Durchführung ei ner Studienreform im Sinne der oben 
I angeführten'Studieninhalte;
~  die materielle Absicherung des Studiums durch eine 

ausreichende staatliche,Ausbildungsförderung..

3.5 Herkömmliche Ausbildung praxisfern

Die herkömmlichen Studiengänge orientieren sich weit­
gehend an traditionellen Fachwissenschaften, Studiengän­
ge und Prüfungsordnungen zielen"demnach auf die Beherr­
schung der traditionellen Fachwissenschaften. Dabei wird 
die Tatsache ausgeblendet, daß ein Zusammenhang von 
fachwissenschäft!icher Ausbildung und politischer Bildung 
notwendig besteht. Die Wissenschaft gilt als wertfrei: die 
Einbeziehung gesellschaftskritischer Fragestellungen- in 
die Forschung wird als Versuch der Indoktrination gewertet.

Wissenschaftliche Ausbildung verfehlt also in doppelter 
Hinsicht das Ziel einer ausreichenden Berufsvorbereitung: 
4- Die Auszubildenden werden fehlqualifiziert, d. h. in 

Prüfungen wird/em theoretischer Ballast abgefragt, der 
in keinem Zusartimenhang mit Erfordernissen der Be­
rufspraxis steht.

295
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—* Zum anderen werden sie für eine berufliche Praxis nicht 
qualifiziert/d: h. die - Folgen ihres Handelns werden 
nicht bewußt gemacht. So •weigern sich die mathema- 
tisch-naturwissenschaftiichen Bereiche meistens sozial- 
wissenschaftliche Disziplinen als Nebenfächer anzuer: 
kennen..

Die meisten Hochschulen weigern sich, einphasige Aus- 
biiduhgsgänge bzw. ein Projektstudium .einzurichten. Ein­
gerichtete Reformstudiengänge werden unter dem Druck 
konservativer Kräfte liquidiert (Osnabrück usw.).

3.6 Praxisbezogene Ausbildung

Die Folge der praxisfernen Ausbildung ist dann d e r,.Reali­
tätsschock" nach dem Studium', der zu Resignation und 
opportunistischem Verhalten führt. Dieser Praxis ist ent­
gegenzuwirken: in jeder Phase des Studiums müssen die 
Anwendung wissenschaftlicher Methoden, die kritische 
Prüfung vorgegebener Lehrmeinungen und die kritische 
Einbeziehung der Praxis der angestrebten Berufspraxis im 
Vordergrund stehen. Die' Zusammenarbeit verschiedener, 
Fachbereiche bei der Lösung von Problemen muß ~  in 
Form von 'Gruppenarbeit — eine aktive Rolle der Studie­
renden sicherstellen'. Die Form des Projektstudiums soll 
helfen, zu behandelnde Gegenstände und Teilpröbleme aus , 
der Berufspraxis zu wählen und solche Studierende, die

bereits im Beruf stehen oder ständen, einzubezmho--» 
(DG 8 -These 11).

Wir fordern die Einführung einphasiger Aüsbiidüngsgani'*- 
in Form eines Projeklstudiums, das sich an folgenden 
Grundsätzen orientiert:
— die Projekte müssen gesellschaftlich relevante Pro­

bleme aufgreifen,

— die Hinterfragung der Wissenschaft anhand des Pro­
jektes änregen, M % 5

— sie müssen interdisziplinär angelegt sein.
— Wir fordern die Einbeziehung von Interessen der ab­

hängig Beschäftigten in die Ausbildung. Dies bedeutet 
auch die Einrichtung und Förderung neuer Studiengange 
wie Arbeitsmedizin und die besondere Förderung von 
Forschungsvorhaben z. B. Humanisierung der Arbetts-

-weit. . r
— Die Drittmittelforschung muß'durch demokratisch legiti­

mierte Hochschulorgane kontrolliert werden.

— Die Hochschule muß sozial geöffnet werden. Dies setzt
den Ausbau des 2. Bildüngsweges ebenso voraus, wie 
die Integration der.Studiengänge und Hochschulsyste­
me in integrierten Gesamthochschulen. Die Hochschule 
muß, in die Erwachsenenbildung einbezogen werden, 
eine wissenschaftiibhe Weiterbildung ist zu gewähr­

leisten: ^  ’ " .

Die Juso-Hochschulgruppen fordern deshalb die Einführung 
der integrierten Gesamthochschule als Regelhochschule.
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Gtudienreform als gomernsan'ie \ 
Aufgdfite von Hochschule und Sta«t*); 
von H. Steinlin

4

j !m Wintersemester 1977/78 studierten an den Hochschulen 
i; des tertiären' ßildungsbereiches der Bundesrepublik, also/
1 an Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Fach hoch-'
* schulen und Musikhochschulen rund 914000 Studenten.
1 Unter den Studiengängen sind Lehramtsstudiengänge und 
j. Erziehungswissenschaften mit 37% der gesamten Studen- 
[ ienzahl, Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaften mit

24% und Ingenieurwissenschaften mit 19% beteiligt. Die 
j restlichen rund 20% verteilen sich auf eine große Zahl-von 
j weiteren Studiengängen. f .

Die Zahl der Studienanfänger lag in den letzten Jahren 
zwischen 160 und 170000, im Jahre 1977 waren das 18,4% 
eines Altersjahrganges. Es spricht vieles dafür, daß in den . 
nächsten Jahren die,Studienanfängerzahlen noch weiter 
zunehmen. Wir gehen daher wohl nicht fehl in der Annahme, 
daß in absehbarer Zeit pro Jahr gegen 150000 junge Men­
schen die Hochschule verlassen und einen Arbeitsplatz 
suchen. ^

Es wird immer wieder die Frage gestellt, 'ob der Ärbeits- 
markt überhaupt in der Lage sei, eine derart große Zahl von 
Hochschulabsolventen aufzünehmen, fm Jahre 1975 gab 
es etwas mehr als 1,6 Millionen erwerbstätige Absolventen 
von wissenschaftlichen Hochschulen und Fachhochschulen. 
Der jährliche Neuzugang entspricht daher nahezu 10% der 
bereits im Berufe stehenden Hochschulabsolventen., ,

" Der Altersaufbau der erwerbstätigen Hochschulabsolventen •
| weicht stark vom Altersaufbau der übrigen erwerbstätigen 

Bevölkerung ab..Der Anteil der jungen und mittleren Alters­
klassen ist bei den akademisch ausgebildeten Erwerbs­
tätigen wesentlich höher als bei der Gesamtbevöikerung. 
Der ältersbedingte Ersatzbedarf ist daher in den nächsten 
anderthalb Jahrzehnten verhältnismäßig gering und liegt 
weit unter der Zahl der Hochschulabsolventen“. Es liegt 

i daher auf der Hand, daß diese von unserem Beschäftigungs- 
I System nur aufgenommen werden können,’ wenn entweder 
[ eine große Zahl von neuen Stellen für Tätigkeiten geschaf­

fen wird, die dem bisherigen Berufsbild'der Akademiker
* entsprechen, oderabe'r, wenn in Zukunft ein beträchtlicher

Teil der Hochschulabsolventen Tätigkeiten übernimmt, die 
nach bisheriger Traditiön von Nichtakademikern aüsge^ 
führt wurden. . <

Während, vieler Jahrzehnte besuchten 5 bis 6% eines Ge- 
. burtenjahrganges eine Hochschule, wahrend heute gegen 

25% eines Geburtenjahrganges die Hochschulreife er­
werben. Die 5 bis 6% reichten aus, um die traditionell 
Akademikern vorbehaltenen Steilen als höhere Beamte im 

| Staatsdienst, als Lehrer an Höheren Schulen, freiberuflich- 
I Tätige, vor allem Ärzte und Rechtsanwälte, sowie'als Nach- 
■ wuchs für Lehre und Forschung an Hochschulen und For-, 
j schungsinstituten zu besetzen. Dem öffentlichen Dienst'

.j - kam dabei eine ganz besondere Bedeutung zu. Noch 1975 
j waren 58% der Absolventen von wissenschaftlichen.Hoch- 
| '  schulen im öffentlichen Dienst beschäftigt, rund50%- davon 
i tm Bildungsbereich. - -

[ Selbst wenn wir annehmen, daß infolge einer zunehmenden
| Akademisie.fung.der Anteil der Hochschulabsolventen unter 
j den Beschäftigten zugenommen hat, dürften auch in Zukunft

t J ( • -' ..
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6 bis- 8% eines Geburtenjahrganges ausreichen, um den 
Nachwuchsbedarf für die traditionellen akademischen Lauf­
bahnen.zu decken. In Tat und Wahrheit bilden wir aber ge­
genwärtig die dreifache Zahl aus.

Bis jetzt ist es noch zü keinem schwerwiegenden Ungleich­
gewicht zwischen der Zahl der jährlichen Hochschulabsol­
venten und der Aufnahmefähigkeit des Beschäftigungs- 
Systems gekommen. Die Zahl der arbeitslosen Hochschul­
absolventen betrug im September 1977 knapp 40 000,' 
16000 davon waren Fächhochschuiabsolventen und 24 000 
Absolventen einer wissenschaftlichen Hochschule. Mehr 
als die Hälfte von ihnen, nämlich rund 25000 waren dabei 
seit weniger als‘6 Monaten arbeitslos. Iri.allen Altersstufen 
lag auch die Arbeitslösenqüote der Hochschulabsolventen 
unter, jener der Gesamtheit aller Erwerbstätigen. Entgegen 
einer oft gehörten Meinung ist bis jetzt also die Akademiker­
arbeitslosigkeit noch nicht zu einem-gravierenden Problem 
geworden. Es wäre aber falsch, daraus zu schließen, das 
Beschäftigungssystem könne auch in dem folgenden Jah ­
ren die stark steigende Zähl der Hochschulabsolventen 
ohne Schwierigkeiten aufnehmen. Die gegenwärtigen Be-’ 
Strebungen,und Diskussionen um die Studienreförm müssen 
vor allem im Lichte dieser Zahlen und Tatsachen gesehen 
werden...

Es gibt aber noch eine Reihe von anderen Gesichtspunkten, 
die von Bedeutung sind. So sind ohneZweifef die Studien­
zeiten in Deutschiand besonders lang. So betrug im Jahre 
.1974 die; durchschnittliche Verweilzeit, das heißt die Zeit 
von der Erstimmatrikuiation bis zum erfolgreichen Ab­
schluß eines Erststudiums an den.wissenschaftlichen Hoch­
schulen 10,7 Semester.'Sie war bei den HochschulabsoP 
venten mit Lehrämtsabschluß mit 9,3 Semester geringer 
als bei den Hochschulabsolventen mit anderen Äbschlüs-* 
sen, die im Durchschnitt 12,0 Semester an der Hochschule 
verweilten. Zusammen mit der in Deutschland ebenfalls

■ längen Schulzeit und der verhältnismäßig späten Einschu-' 
lung führt dies dazu, daß der deutsche Hochschulabsolvent 
in einem ganz wesentlich höheren Alter die Hochschule ver­
läßt als in allen vergleichbaren Industrieländern. Diese 
Erscheinung ist aus verschiedenen Gründen unerwünscht. 
Mit Recht wird daher gefordert, daß eine Studienreförm 
dazu beitragen soll, die Studienzeit zu verkürzen, um damit 
zu erreichen, daß Akademiker in einem jüngeren Alter 
in das Erwerbsleben eintreten.

Irl den Diskussionen der letzten Jahre hat auch das Argu­
ment, eine Verkürzung der Studienzeit führe zu einer, 
Entlastung der Hochschulen und damit zu einet Steigerung 
ihrer Ausbildungskapazität, eine große Rolle gespielt. 
Diese Forderurig schlug sich im Hochschulrahmengesetz

■ in 'der Vorschrift nieder, durch sogenannte •Regelstudien­
zeiten die Verweildauer des einzelnen Studenten an der 
Hochschule zu beschränken und zu reduzieren. Allerdings 
handelt es sich hierbei weitgehend um einen Trugschluß. 
Durch eine Verkürzung der Studienzeit mit Hilfe der Regel­
studienzeiten werden kaum neue Kapazitäten geschaffen 
und die bestehenden kaum besser ausgenützt. Das Argu­
ment, die Studienreförm sei ein Mittel, um den Numerus 
Clausus äbzubauon, hält daher einer kritischen Prüfung 
nicht stand. ~ '

•.Ein*anderer-Punkt verdient dagegen große Beachtung. Es 
besteht kein Zweilei, daß viele, vielleicht sogar die Mehrheit,
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der Studenten vör allem in den ersten Semestern große 
Mühe haben, sich in der Hochschule einzuye.wöhnen und 
ihr Studium von Anfang an zweckmäßig zu organisieren:. 
Vielmehr als das im angelsächsischen Kulturraum, aber 
auch in einer Reihe anderer kontinentaleuropäischer Län­
der üblich ist, verzichtet die deutsche Hochschule weit­
gehend auf eine straffe Führung des Studenten durch das 
Studium und überläßt ihn weitgehend sich selbst. Einem 
zweifellos vorhandenen Gewinn an Freiheit und individuel.- 
ler Gestaltungsmöglichkeit steht dabei aber natürlich die 
Gefahr eines unsystematischen, schlecht geplanten'und oft 
wenig produktiven Studiums gegenüber. Die Folgen davon 
sind Unsicherheit und Frustrationen, aber auch Mangel an 
institutionalisierten Kontakten und damit Vereinsamung und 
fehlende Integration. Dies wirkt sich gerade bei unseren 
Massenuniversitäten auf das geistige Klima in der Studen­
tenschaft stark aus und trägt viel zu den psychischen 
Schwierigkeiten bei, unter denen ein erstaunlich hoher 
Prozentsatz der Studenten leidet. Studienreförm muß daher' 
auch unter diesem Aspekt gesehen werden.

Es sind also im wesentlichen drei Gruppen von Problemen,. 
weTcffe"*ein Uberdenken von Inhalt und Organisation des 
Stu3i e r e n * ’Hochsphulen n otwendig, machen, 
nämlich die 'Vervierfachung des Anteils der Bevölkerung, 
weiche ei ne Hochschuiausbijdung anstrebt.diej^oi wendig - 
keit, daß auch in Deutschland der Hochschulabsolvent frü- 
h e r eine be r uf i i ch ei" ät i g ke i t4 auf nimmt i >nd nie ht einen Teil 
seiner produktivsten Jahre als abhängiger Auszubildender 
verbringt und schließlich eine höhere Effizienz des Stu- 
d iu rr& ^ e lb ^  auch, deshalb-,. um-: PjSydiische
Belastungen und Fehlentwicklungen und' die damit verbun­
denen Belastungen des geistigen Klimas an unseren 
Hochschulen zu vermeiden.

Über Studienreform ist in den letzten Jahren viel gespro­
chen und geschrieben worden. Sowohl von Politikern als 
teilweise auch aus dem Kreise der Hochschulen wird in der 
Öffentlichkeit der Eindruck erweckt, als ob die Mehrzahl, 
der Studiengänge nicht nur völlig ungeordnet und über­
frachtet seien, sondern auch in keiner Weise den Anforde­
rungen der Gesellschaft, der Wissenschaft und des Arbeits­

marktes gerecht werden. Unwidersprochen wird behauptet, 
Stüdienreform habe in‘Deutschland nicht stattgefunden, die 
Hochschulen seien unfähig zur Reform aus eigener Kraft, 
und müßten, daher von außen gezwungen werden, das 
Nötige vorzukehren, um endlich Studiengänge zu ent­
wickeln, welche den Bedürfnissen derStudente'n und der 
Allgemeinheit gerecht werden. Manche Politiker erheben 
den Anspruch, durch einen einmaligen Kraftakt könne die 
sogenannte Studienreform verwirklicht und ähnlich wie eine 
Gebietsreform zu einem Stichtag eingeführt werden und 
damit sei ein Jahrhundertproblem auf einen Schlag gelöst.

Demgegenüber muß mit aller Deutlichkeit festgehalten 
werden, daß Studienreform keinen einmaligen Akt darstellt 
und auch nicht durch Machtanspruch verordnet werden 
kann, sondern daß es sich hier um-einen kontinuierlichen 
Vorgang handelt, der übrigens auch in den vergangenen 
Jahren mit zunehmender Intensität und Geschwindigkeit 
vor sich ging. Allein durch die gemeinsame Kommission 
der WRK und der KMK sind in den letzten Jahren über 40 
sogenannte Rahmenprüfungsordhungeh durch Fachleute 
aus den entsprechenden Studiengängen erarbeitet worden', 
wobei in erster Linie der Studieninhalt neuen Erkenntnissen 
und Notwendigkeiten angepaßt wurde.

Abgesehen von den Studiengängen mit neuen Rahmen- 
prüfungsordnungen, die vorwiegend Natur- und Ingenieur- 
vässenschafi.cn umfassen, sind auch in anderen Gebieten 
an vielen Hochsch ulen' Studi engän(je und Prüfungsordnun­
gen verändert worden. Zum Teil ist allerdings umstritten, 
ob diese.Reformen tatsächlich'eine Verbesserung brachten 
oder nicht die Nachteile uberrwiegen.

Die umfangreichste Studienreförm der letzten Jahre war die 
Neugestaltung der ärztlichen Approbationsordnung. Da es 
sich hier um.eine Bundeskompetenz handelt, konnte sie auf 
gesetzlichem Wege geplant und durchgeführt werden! 
Wie jede Studienreform verlangte auch die neue Approba­
tionsordnung eine längere Übergangsphase. Neue Stu- 
dienordnungen können jeweils nur bei den Studienanfän­
gern voll umfänglich eingeführt werden uhd sind daher erst 
nach einigen Jahren abgeschlossen, dann nämlich, wenn 
die ersten Absolventen den Studiengang nach neuer Ord­
nung vollständig durchlaufen haben. Schon jetzt zeigt es 
sich aber, daß sichoffenbar nicht alle Hoffnungen, die in die 
neue Approbationsordnung gesetzt wurden, erfüllen. Be­
reits hat eine rege Diskussion um eine Reform dieser Re- 

Jorm eingesetzt und nicht wenige Stimmen behaupten, daß 
die alte, seinerzeit von allen Seiten als unbefriedigend 
empfundene Lösung, , eine Menge von Vorteilen hatte, 

♦ denen man heute nachtrauert und daß andererseits die 
neue Ordnung eine Reihe von Problemen brachte, an die 
man nichtgenügend gedacht hatte.

Dies ist selbstverständlich kein Argument gegen eine Stu­
dien re ? ^  aber dokürhentieren^dMJn
den letzten Jahren m_e,hr_Studiengängs^loiioiecLwurden, 
als werthip_aj2genommen w ird, daj3 aber auch neue Lösun- 
g.e n i h re Sch wachen ha beh könhenTEs isf daher unveranfc 
wortljch, weori generell gesagt: w[rcL in der Bundesrepublik 
hätte eine. Studienreform' bisher nichTstaffgefünden und 
man den Eind'ruck 'erweckt,' e ist' du rcb~ <3äs'Hö'chscFüT- 
rähmengesetz und das nurf‘Tn “ EnfwTckTüTTg ~T)“egriffene 
Instrumentarium der überregionalen Studienreformkom- 
missionen werde diese Aufgabe angepäckt."

In der Diskussion um die Studienreform wird auch viel 
Kritik an den- bisherigen Studiehinhäiteh geäußert. Immer 
wieder wird von der Notwendigkeit einer sogenannten Ent­
rümpelung des Studiums gesprochen und vermehrter 
Praxisbezug gefordert. Was heißt aber,,Entrümpelung“ und 
was heißt ,,vermehrter Praxisbezug“ ? Sicher haben die 
rasanten Fortschritte der Wissenschaft manche Frage, die 
früher im Studium einen breiten Raum einnahm, weniger 
wichtig oder sogar überflüssig gemacht. Zweifellos ist es 
auch nicht möglich, alles das, was uns die letzten Jahre 
an neuen Erkenntnissen und Methoden gebracht haben, 
einfach'zu den bisherigen Studienplänen zu addieren und 
damit den Studenten in seiner Aufnahmefähigkeit zu über­
fordern. Zweifellos hat auch'die starke Spezialisierung und 
Auffächerung der Wissenschaften und der Drang vieler 
Spezialisten, an Unterricht und Prüfung beteiligt zu werden, 
in vielen Fällen zu einer Ausuferung von Lehr- und Prü­
fungsstoff geführt.

Darüber,’ was nun aber im Einzelfall als unnötig "oder! 
obsolet betrachtet werden muß und daher als Bestandteil! 
von Lehre und Prüfung wegfallen kann, gehen die Meinun-j 
gen naturgemäß stark auseinander. Schon im täglichen! 
Leben ist es nicht einfach, ,.Gerümpel“ von wertvollen 
Gegenständen zu unterscheiden.

Manches, was einer bei der Entrümpelung seiner Wohnung 
ausscheidet und für die Sperrmüllabfuhr bereitstem, wird) 
am anderen Morgen von Liebhabern und Fachkennern vor-j 
weg eingesammelt und oft für teures Geld weiterverkauft j 
Je nach politischem Standort des Urteilenden können auch! 
die Auffassungen, was. als Gerümpel zu befrachten sei. 
unterschiedlich beantwortet werden, soz. B., obin den Wirt­
schaftswissenschaften eher Adam Smith oder Karl Marx der 
Entrümpelung zum Opfer fallen soll. Mit dem Schiagwort 
Entrümpelung sind daher wichtige Probleme der Studien- 
reforrn noch nicht beantwortet und es empfiehlt sich, vor­
sichtig damit umzugehen.' - " . ’ „

Ähnliches gilt Wir den viel zitierten Praxisbezug. Oft wird 
der Eindruck erweckt, die heutigem Studiengärige enthielten 
nur graue Theorie, seien wirklichkeitsfremd und mangelten
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an jedem Praxisbhzüg.,,Gewi'sse Kreise sehen den Zweck 
der' Studienreform darin,-die Studien eng an- den gegen­
wärtigen Bedürfnissen derPraxis zu orientieren und damit” 
Absolventen'zü produzieren, deren Kenntnisse und deren 
Training.; auf konkrete Tätigkeiten in der Berufs weit abge-\ 
stimmt sind. Man erwartet davon nicht nur eine Verkürzung. ‘ 
der Studienzeiten, sondern auch eine Verminderung^ der 
Übergangsschwierigkeiten von der Hochschule ln den 

• Beruf. ' '
Auch dieser Forderung gegenüber müssen wir vorsichtig 
bleiben und dürfen nicht verallgemeinerh. Einmal ist ent* 
gegenzuhalten, daß in vielen Studiengängen tatsächlich 
der Praxisbezug viel stärker ist, als oft aus Unkenntnis an­
genommen wird und daß auch bisher Absolventen ausge­
bildet wurden, die in der späteren Berufspraxis durchaus 
ihren Mann gestanden haben. Die Ausbildung- unserer 
Ärzte, unserer Ingenieure, unserer Juristen, aber auch 
unserer Lehrer aller Stufen waren und Sind auf praktische 
Tätigkeiten ausgerichetet. Ob ŝie mit einem Weniger an 
theoretischen Grundlagen und einem Mehr an angelernten 
praktischen Fertigkeiten 'd er Gesellschaft auf die Dauer- 
nützlicher wären, ist sehr fraglich.- ,
In* den meisten Disziplinen yvär Studium seit jeher Berufs- . 
Vorbereitung; es war aber auch Triehr als nur Vermittlung 
beruflich verwertbarer Fähigkeiten und Fertigkeiten. Hoch­
schulstudium beinhaltet auch.Bildung durch Wissenschaft 
und Bildung hat auf allen Stufen ihren Eigenwert, indem sie 
zur Selbsterkenntis und Selbstfindung. zum Verständnis 
der Umwelt und zur Verständigung“ mit anderen'beiträgt.. - 

’ Die' Hochschule hat daher ihren spezifischen, über die 
bloße Berufsvorbereitung hinausreichenden Biidungsauf- 
trag in der Vermittlung wissenschaftsorientierter EinsteH 
lungen-und Verhaltensweisen zu erfüllen, und dies ist ein 
wesentlicher Bestandteil des Hochschulstudiums.
Solange 5̂ —6% eines Gebuftenjahrganges an den wissen- 

, schäftlichen^HdcHs tbû  wurde es ja s e lb s t ­
verständlich betrachtet, daß das j-iochschuls_tudiu rn_gerade 
nicht zü^täriTauf "die'Pr^xTsfbezÖgpn^ 
sehe Grühdlägen vermittelte und* vor alfern einen Beitrag 
z‘ü r ä 11 ge me ine n 8 i I d u n g 1 ieferte. Gerade cl er E rfö!g~d i es e r 
Art der Ausbilduhg uhd die günstigen Berufsaussichten der 
derart äusgeb i Id et e n H oc h schu I äbs o IvePie pjiy ̂  
chen~ den Andrang ah die Hochschulea.auslösien. Es ist 
eine der-paradoxen Erscheinungen der heutigen Bildungs-_. 
und Studienreformdiskussiönen, daß nun, nachdem sich 
die Zähl der Studenten vervierfacht hat, die Art der Ausbiß 
düng,, wegen welcher die Leute auf die Hochschule dräng­
ten, plötzlich den Anforderungen nicht mehr entsprechen ( 
soll und lautstark eine viel stärker praxisbezogene und 
praxisgerichtete Ausbildung verlangt wird. Richtig daran ist 
allerdings, daß es sowohl im Hinblick äuf ihre Fähigkeiten; 
als auch im Hinblick auf ihre spätere'Berufstätigkeit nicht! 
nur sinnlos,; sondern auch unmöglich ist, 20%. eines Ge­
burtenjahrganges dieselbe Hochschulausbildung zu ver­
mitteln, die -fürS—6% eines Jahrganges angemessen war. 
Auch aus einem anderen Grunde ist mit dem Schlagwort 
praxisbezogene Ausbildung Vorsicht ■'geboten. Angesichts 
der Unsicherheiten des Arbeitsmarktes für Hochschuiabsöl-1 
venten und angesichts der .Strukturänderungen, die in 
unserem Beschäftigungssystem aus vielerlei Gründen not­
wendig und zu erwarten sind, ergibt sich die Forderung, 
nicht, nach einer schmalen, auf eine bestimmte praktische 
Tätigkeit bezogene” Hochschulausbildung, sondern im Ge­
genteil auf eine breite, polyvalente Ausbildung, durch die . 
die Absolventen in den Stand versetzt werden,.später mög­
lichst vielen und breit gestreuten Anforderungen, gerecht 
zu werden. Die enge Fixierung auf eine bestimmte prakti­
sche Tätigkeit kann und muß erst dann erfolgen, wenn fest-, 
steht, welchen Beruf und welche Tätigkeit der Absolvent 
wirklich ausübt. Praxisorientiertes Studium kann deshalb 
weder eine Ausrichtung aüf aktuelle Berufsbilder hoch den

.untauglichen Versuch, die Berufs well des Jahres 2000 yor- 
wegzuoehme n, bedeuten. Die. heute ofi.gcforderte nahtlose

• Passung von Bildüngs- und Be schält i g u h g s sy s tem hat c s  
weder früher gegeben, noch wird sie künftig erreichbar oder 
vi/ünschbar sein. Alle.diese Überlegungen sprechen daher 
für eine gerade nicht zu stark auf bestimmte Tätigkeiten 
Hinzielende Hochschulausbildung.

Auch der Vorwurf;die Hochschulen seien selbst nichtin der * 
Läge, die Studienreform erfolgreich'in die Hand zu nehmen 
ünd^die daraus abgeleitete Forderung, der Staat habe sich 
dieser Aufgabe vermehrt anzunehmen, bedarf einiger kriti­
scher .Anmerkungen. Es ist richtig, daß das Hochschul­
rahmengesetz in j§ 18 die Studienreform ais eine gemein­
same Aufgabe von Hochschulen und Staat,bezeichnet. Es 
bestehen aber keine Zweifel, daß die entscheidenden Ge­
staltungsaufgaben den Fachbereichen und den einzelnen 
Hochschullehrern in ihren Lehrveranstaltungen obliegen. 
Den Hochschulen sind daher die für diese Arbeit erfordef- - 
(ichen Frei räume zu sichern. Das ergibt sich. sowöhL aus 
rechtlichen als auch aus Zweckmäßigkeitsgründen. Ge­
nauso wie', im Artikel 12 des Grundgesetzes ein RechtsanV 
Spruch des einzelnen auf einen Studienplatz und damit auf 
eine entsprechende Ausbildung postuliert ist, garantiert der 
Artikel 5 III des Grundgesetzes die Freiheit von Lehre und 
Forschung an den Hochschulen. Daraus folgt, daß das Aut­
oteilen von Lehrprogrammen.und die Planung qualitativer 
und quantitativer Studienpläne zu den verfassungsrechtlich 
‘geschützten Angelegenheiten der Hochschulen gehören. 

Züm grundgesetzlich garantierten Freiheitsraum der Hoch­
schulen gehört ebenso die Didaktik der,Lehrveranstaltun­
gen. Der Hochschule muß es im einzelnen überlassen blei- 
tben, mit welchen didaktischen Mitteln sie ihre Ausbildungs- 
jziele erreichen will.. Eine weitgehende Reglementierung 
jder Ausbildung durch den Staat würde diesen Grundsätzen 
widersprechen. Das Aufstellen von Lehrprogrammen und 
die Planung des, Lehrangebots, das Abstimmen der Lehr- 
^angebote^aufeinander, die 'Harmonisierung der Lehrauf­
gaben mit den Forschungsaufgaben, die organisatorische 

1 Betreuung und Sicherung der Durchführung* Von Lehr Ver­
anstaltungen und damit auch die Festlegung und •Durch­
führung von Studien- und Prüfungsordnungen, gehören Zu 

Iden verfassungsrechtlich geschützten, wissenschäftsrele- 
! vanten Angelegenheiten. Eine feste Normierung von Einzel- 
; Veranstaltungen verbietet sich als Eingriff in die garantierte 
! Freiheitssphäre;der Hochschule. Die Forderung nach einer 
) detaillierten Normierung verrät.inri übrigen ein prinzipielles 
| Mißverständnis über den offenen, unabgeschlossenen Cha-
• raktef universitärer Forschungs-‘und Lernprozesse, der 
j eine Voraussetzung für das Gewinnen neuer wissenschaft­
licher Erkenntnisse und das Selbständigwerden .der Aus- 
] zubildenden ist. Studienpläne unterliegen daher in ihrer 
I konkreten Ausgestaltung nach Artikel 5 III des Grundge- 
j  setzes der Freiheit von Forschung und Lehre.

Ebenso falsch wip die Vorstellung, Studien- und Prüfungs­
ordnungen könnten von Staates wegen den Hochschulen 
aüferlegt werden, ist *‘cfie Vorstellung, die Hochschulen 
könnten diese Aufgabe ohne Kontakt und 'unabhängig von 
Staat und Gesellschaft lösen. Die Hochschulen sind .nicht 

! unabhängig vom Staat und nicht ein Staat im Staate. Der 
f Staat hat im Rahmen der Freiheit von Forschung und Lehre 
J dafür einzustehen, daß die Bildungsansprüche der Studien- 
{ berechtigten ’eingelöst“ werden,- die Aufwendungen für die 
j Hochschulen haushaltspolitisch vertretbar bleiben, und er 
j  trägt die Mitverantwortung für die Erhaltung der Leistungs­

fähigkeit der Hochschulforschung. Soweit der Staat als 
Abnehmer für Hochschulabsolventen, in Erscheinung tritt, 
hat er selbstverständlich das Recht, über die von ihm 
anerkannte^ Prüfungen und deren. Inhalt zu bestimmen 
■und kraft Verfassungsrecht ist er Verpflichtet, die er­
schöpfende Nutzung der Hochschulkapazitäten zu gewähr­
leisten, sofern die Bewerberzahlen dies erfordern.
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Studienpläne können nicht jenseits finanzieller Rahmen- 
bedinguntjcn aufgestellt werden, sondern müssen sichauch 
nach den zur Verfügung stehenden Mitteln und Stellen, 
die ihrerseits vom Staate zur Verfügung gestellt werden, 
richten. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, alle Pro­
bleme der Studienreform in einem partnerschaftlichen Zu­
sammenwirken zwischen Hochschulen und Staat anzupak- 
ken. Dieses partnerschaftliche Zusammenwirken beinhal­
tet, daß beide Teile die Rechte und Kompetenz des Partners 
anerkennen und die jeweiligen Argumente des Partners bei 
ihren Überlegungen berücksichtigen. . -

Hochschule und Staat sind aber auch auf die Mitwirkung 
gesellschaftlicher Kräfte aus der Berufswelt bei der Stu­
dienreform angewiesen. Im Vordergrund; steht dabei der 
Austausch von Informationen, Erfahrungen und Erwartun­
gen. Abgesehen von der dadurch ermöglichten Verbesse­
rung der gegenseitigen Information kann auf diese Weise die 1 
vielfach vorhahdene Distanz abgebaut werden, ohne die 
Selbständigkeit beider Seiten zu berühren. Zu diesem ge­
genseitigen Austausch von Informationen gehört auch die 
Frage, wie berufsqualifizierende Hochschulausbildung auf “ 
der einäri Seite und Berufseinführung’ in Unternehmen und 
Verwaltungen auf 'der anderen Seite besser aufeinander 
abgestimmt werden können. Vermehrter Kontakt zwischen 
Hochschulen und Arbeitswelt kann aber auch dazu beitra­
gen, die Entwicklung und Durchführung praxisbezogener 
Studienreform zu erleichtern, insbesondere durch Verein­
barungen über Praktikantenplätze, über Lehraufträge für 
Praktiker an den Hochschulen und über berufspraktische 
Erfahrungsmöglichkeiten für das wissenschaftliche'Perso­
nal der Hochschulen. Die Aufarbeitung der Informationen 
und deren Umsetzung in Studien- und Prüfungsordnungen 
muß allerdings in eigener Verantwortung durch die Hoch­
schule erfolgen, wie es sich aus dem Prinzip der Freiheit, 
von Forschung und Lehre ergibt. ‘

Vor wenigen Tagen hat sich die überregionale Ständige 
Kommission für Studienreform konstituiert. Ihr gehören 11 
stimmbeYechtigte Vertreter der Länder, 11 Wissenschaftler 
aus verschiedenen Gruppen der Hochschulen, Höchschul-. 
arten und Fachgebieten sowie 2 Vertreter des Bundes und 
je, .1 Vertreter der Arbeitgeber und, der Arbeitnehmer mit" 
beratender Stimme an. Diese Kommission wird die-Arbeits- 
aufträge und die Randbedingung für eine Reihe von fach­
gebietsbezogenen überregionalen Studienreformkömmis­
sionen festlegen. Parallel zu diesen Aktivitäten auf über­
regionaler Ebene bestehen in einer Reihe von Bundes­
ländern Länderstudienreformkommissionen mit der Auf­
gabe, heue Studiengänge zu entwickeln und bestehende 
soweit nötig zu reformieren.
Es ist noch zu früh, um etwas über den Erfolg oder Nicht­
erfolg dieser Bestrebungen auszusagen. Einerseits ist.zu 
berücksichtigen, daß mit Sicherheit auch innerhalb dieser. 
Kommissionen die Auffassungen «über die Ziele und die 

‘Wege der Studiehreförm stark'auseinandergehen. Die ver­
schiedenen, in diesen Kommissionen vereinigten Personen 
repräsentieren stark' verschiedene gesellschaftspolitische 
Zielsetzungen, und auch bei der Diskussion vieler fach- 
spezifischer Fragen kann man in.guten Treuen verschiede­
ner Auffassung sein. Konflikte sind daher nicht ausge-^ 
schlossen, und es wird  ̂nicht immer leicht sein, einen ver­
nünftigen Kompromiß zu finden. Andererseits scheint aber 
doch über eine Reihe von Fragen grundsätzlich Überein- ■ 
Stimmung zu herrschen. So wird weitgehend anerkannt, 
daß es. nicht nur falsch, sondern auch sinnlos wäre, 20% 

'eines Geburtenjahrganges in der gleichen Weise äüsbildeh 
zu wollen, wie das fü r 5—6% wahrscheinlich richtig war. 
Dies ergibt sich sowohl aus den Anforderungen, die das 
Stüdium an den einzelnen Studenten stellt, als auch aus 

. der Notwendigkeit, diese Großzahl von Studenten im. Hin 
blick auf ganz andere berufliche Tätigkeiten*auszubilden 
«als dies herkörnmiicherweise der Fall war.

Bei. der, bloßen Übertragung des bisherigen Ausbildung^-. 
systems.auf “die Großzahl von Studenten ohne Diftorenzvo- 
rung nach Begabungs- undJnteressenspektrum-wird'"cme" 
große Zahl von Studenten überfordert und lebt dementspre*. 
chend ständig am Rande einer Existenzkrise, weil sich für 
sie nur eine Alternative, nämlich entweder das.Diplom- oder 
Staatsexamen oder aber, der Studienabbrüch, also ein 
klarer Mißerfolg bleibt.

Andererseits gibt es eine kleinere aber wichtige Gruppe von 
Studenten, die in der Massenuriiversität mit ihrer Tendenz 
zur Nivellierung nicht jene Förderung erfahren, die ihrer 
Begabung und Veranlagung entspricht und sie zu Höchst­
leistungen motivieren würde. Wir müssen daher den Mut 
haben, an den Hochschulen stärker nach Begabungen Und 
Begabungsstrukturen zu differenzieren. Es hat keinen Sinn, 
den mehr praktisch Veranlagten, auf eine spätere prakti­
sche Tätigkeit ausgerichteten Studenten während der gan­
zen Studienzeit gleich behandeln zu wollen wie den mehr 
theoretisch orientierten und für Forschung motivierten öder 
sonst besonders leistungsfähigen Studenten. Wir müssen 
aber auch dem eher eng angelegten Studenten mit einer 
beschränkten Breite der Interessen ebenso gerechtwerden, 
wie jenem, der sich für ein breites Spektrum von Problemen 
und wissenschaftlichen Fragen, interessiert, dem langsam 
Arbeitenden ebenso, wie demjenigen, der durch besonders 
rasche Auffassungsgabe oder besonders intensive Arbeits­
weise in der Lage ist, geforderte Studiehleistung inner­
halb weit kürzerer Frist zu erbringen. Ein falsch interpre­
tierter Begriff der Chancengleichheit wollte derartige Dif­
ferenzierung in den letzten Jahren an. vielen Orten nicht 
mehr anerkennen und hat damit nicht unwesentlich zur ge­
genwärtig unerfreulichen geistigen Situation in vielen Stu­
diengängen beigetragen.
Eine weit stärkere; Differenzierung der Studiengänge ist 
aber auch deshalb notwendig, weil ein großer Teil, wahr­
scheinlich sogar die Mehrheit der Studenten, in Zukunft 
einen Arbeitsplatz besetzen wird, der sich vom herkömm­
lichen Bild einer akademischen Tätigkeit stark unterschei­
den wird. Leider wurde dies sowohl von den Studenten als 
auch von den Hochschulen in den vergangenen Jahren 
noch nicht genügend erkannt. Studenten und Hochschulen 
gingen zu stark von der Vorstellung aus, daß Tätigkeitsfeld, 
Statussymbole und Einkommen aller Hochschulabsolventen 
auch in Zukunft dem entsprechen werde, was für die kleine 
Akademikerzahl der Vergangenheit üblich war. Die Berufs- 
ünd Äusbildungserwartungen eines Großteils unserer Stu- 

- denten orientieren sich noch immer an diesem Bild und erst 
langsam setzt sich die Einsicht durch, daß sich bei der ß ß  
künftigen Beschäftigung der Hochschulabsolventen grund­
sätzlich Änderungen anbahnen, die selbstverständlich nicht 

. ohne Einfluß auf Ziel und Inhalt des Studiums sein können.
Durch - eine entsprechende Differenzierung, des Studien­
systems müssen auch Studienangebote zur Verfügung ge­
stellt werden, die einen beruflichen Einstieg unterhalb bis­
heriger sogenannter akademischer Positionen sinnvoll 

. machen und die Studenten.dazu motivieren, diese Positio- 
~ nen nicht als sogenannte unterwertige Beschäftigung ledig­

lich aus Resignation zu akzeptieren. ‘

Natürlich kann man^sich jragen, ob~ es sinnvoll sei, einem ( ^  
so~großen; Antei i ‘ jeden Geburtenjahrganges den Zugang v 
zur .wjSsenjschaftIichen J^chschuje zu ermöglichen und 
in der Ko Ige da n n_ Studi engä nge zu entwickeln, die bishe r 
an de-d wis^nschafUichen,.Hc^chschu!en_ ni;cht.vorhanden 

* ‘ wa re n und der e nlhhalt möglich erweise auf andere Ar t-eben- 
aogtitg rv jo rp e h  werden könnte. Diese Frage ist aber im 
Moment lediglich von theoretischer Bedeutung. Wir haben 
das Bildungssystem in den. letzten anderthalb Jahrzehnten 
entsprechend entwickelt, wir haben nun diese große Zahl 
von jungen Menschen auf den Hochschulen, und wir-müssen 
nun Mittel und Wege finden, um ihnen ohne allzu große Ent­
täuschungen den Weg ins Beschältigungssystem zu öffnen.
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Dieser Aufgabe kann sich auch die wissenschaftliche Hoch­
schule nicht entziehen.

Die notwendige Differenzierung muß sowohl horizontal als.5 
vertikal erfolgen.. Horizontal’ in dem Sinne, daß verschie­
dene Hochschularten, seien sie in einer Gesamthochschule 
integriert oder nicht/ nebeneinander verschieden geartete 
Ausbiiöungsgänge für gleiche ß.erufsielder offerieren-, ver­
tikal. indem innerhalb ein und desselben Studienganges 
eine Reihe von differenzierten Stu'dieriabschlüssen mit ver­
schiedener Qualifikation möglich sind.
In. seinem letztjährigen Vortrag vor-Ihrem Verein hier in 
Regensburg hat sich der Vorsitzende des’Wissenschafts­
rates, Professor Dr. Kewenig, für ein Grundmodell der Stu- 
dienreform ausgesprochen, bei welchem ..jeder Student 
nach einem Zeitraum zwischen>4 und 6 Semestern eine 
erste Prüfung ablegt. Diese erste Prüfung sollte nach seiner 
Auffassung nicht als Zwischenprüfung, sondern als ganz 
normaler, berufsqüalifizierender Abschluß behandelt und 
bewertet werden. Nur die Studenten mit einem besonders 
guten Studienabschluß sollten Gelegenheit erhalten, ein 
das Grundstudium .fortführendes Aufbaustudium zu begin­
nen, das nach weiteren 4 Semestern zü einem zweiten Ab­
schluß führt. Nach seinem Vorschlag sollten außerdem nur 
diejenigen, die sich wissenschaftlicher Arbeit im weitesten 
Sinne verschreiben wollen, nach Abschluß dieses zweiten1 
Studienabschnittes Gelegenheit erhalten, als Doktorand 
an der Universität zu bleiben und ein 'ausgesprochen for­
schungsbetontes weiteres Studium‘zu'betreiben^Nach sei- 

' ner Auffassung würde die Grobgliederung des UniversH 
tätsstudiums in 3 'StudienabschniUe nicht nur die Universi­
täten erheblich entlasten und ihnen die notwendige Zeit 
für-Forschungsaufgaben bieten, sie würde auch den Inter­
essen der Studenten besser gerecht als das gegenwärtige 
System, indem alle. Studenten nach einer überschaubaren 
Zeit erführen, wie es um ihre Begabung steht und. ob es 
sinnvoll sei, weitere Zeit an der Universität zu verbringen. 
Außerdem könnten die Hochbegabten angesichts der stark 
verringerten Studentenzahl im zweiten und dritten Stu- 
dienabschriitt endlich so betreut werden, wie sie es ver­
dienen. t ;
Es spricht sicher manches für diesen, Vorschlag. Auch ich

dlums, d, h. einer Vorprüfung, die* möglicherweise sogar in 
zwei Teile gegliedert werden könnte,"irgendwo zwischen 
dem 3. und 6. Semester; ein. Desgleichen sollte nach mei­
ner Auffassung ein ordnungsgemäßer berufsqualifizieren­
der Diplom- öder Staatsexamensabschluß in allen Studien­
gängen die Voraussetzung für ein ausdrücklich'förschungs- 
bezogenes Nachdiplqmstudium sein, ob dieses zur Pro­
motion fuhTt oder nicht, Eine solche Gliederung hilft dem 
Studenten? sein Studium zu planen und den Studienstöff 
systematisch aufzuarbeiten..Eine obligatorische Vorprüfung 
etwa in der Mitte der Studienzeit bis zum Diplom hat außer­
dem den großen Vorteil,* daß sich jeder Student frühzeitig 
Rechenschaft äblegen muß;, ob er sein Studium richtig 
'angepackt hat, ob er sich richtig auf eine Prüfung vorberei­
ten kann und wie er unter dem.Streß einer Prüfungssituation 
reagiert, *  I '
Ein Erfolg in dieser Vorprüfung trägt, entscheidend zur 
Hebung des Selbstbewußtseins und der-Sicherheit bei und 
bedeutet einen wesentlichen Stimulus für die nächste Siu- 
di'enphas’e. Ein Mißerfolg in diesem Stadium des Studiums 
kann entweder durch-eine erfolgreiche Wiederholung Her 
Prüfling zum Nutzen des Studenten behoben werden, oder 
aber, auch bei wiederholtem Versagen, den Anlaß bilden, 
um rechtzeitig einen anderen Studien- oder Berufsweg ein­
zuschlagen. Damit kann man jelie menschlichen Tragödien 
vermeiden, die unausweichlich kind, wenn ein Student nach 
vielsemestrigem Studium entweder aus Prüfungsangst vor. 
der Prüfung die Hochschule verläßt oder die Prüfung nicht 
besteht. Es ist auch kein Zufall,

!Vichtun<ien, wo obligatorische- Vor- und Schlußprüfungen 
jden Studiengang u n t e r g l i e d e r n ,  ein größere^ Teil der 
[Studenten ihr Studium innerhalb von Normzeiten abschiießt, 
(Versager seltener sind u n d  aüch yieie psychische Probleme 
[weniger gehäuft auftreten. Sowohl aus eigener Erfahrung 
fais auch -aus, .der Erfahrung meiner Kinder weiß ich, wel- 

\]chen Stimulus für das weitere Studium das-Bewußtsein biI- - 
jdet, eine Vorprüfung mit Erfolg absolviert zu haben. 
iEtwäs.skeptischer bin ich im Bezug auf die von Herrn Kewe- 
inig vertretene Forderung, daß diese erste Prüfung als.ein 
[‘ganz normaler, berufsqüalifizierender Abschluß zu 'be­
ihandeln und - zu werten sei. Hier stellen sich nach meiner 
Auffassung zwei Hauptprobleme. Einerseits ist es nicht ein­
fach, einen Studiengang so zu planen, daß ein erster Stu­
dienabschnitt von 4—6 Semestern einerseits eine vernünf­
tige Basis für den zweiten Studienabschnitt bis'zum Diplom 
oder Staatsexamen bildet und andererseits jene Studien­
inhalte vermittelt, welche den Studenten direkt für eine 
berufliche Tätigkeit qualifizieren.
■Selbst wenn dies möglich wäre, woran, ich in einer Reihe 
[ von Fachbereichen nicht zweifele, besteht aber in Deutsch­
land bei -der Beschäftigung im öffentlichen Dienst das 

^Problem der Laufbahnen; und davon beeinflußt, auch des 
Verhaltens vieler Arbeitgeber in der freien Wirtschaft, 

t Solange die Einstufung in eine bestimmte Laufbahn von der 
: Länge ,des Studiums abhängt, werden Studienabschlüsse 
! nach 4—6 Semestern Studium an einer wissenschaftlichen 
| Hochschule' nie, attraktiv werden', sondern jeder Student 
wird aus vernünftigen wirtschaftlichen Überlegungen an- 

! streben! solange zu studieren, als es*' notwendig ist, um 
J die höchstmögliche Eingangsposition in den öffentlichen 
Dienst oder in eine ändere Tätigkeit zu erreichen. Zwangs­
maßnahmen,- etwa in der Form, daß mäh das weitere Stu- 

! dium von einem bestimmten Notendürchschnitt abhängig 
i macht, führen mit Sicherheit nicht weiter. Abgesehen davon, 
j daß nicht sicher ist, ob die dadurch .bewirkte Selektion. 

richtig ist, ergäbe sich eine sehr starke psychische Be­
lastung bei der Vorbereitung auf die Prüfung für die Stu­
denten, aber auch für die Prüfenden, weil durch ihre Noten- 
gebung Lebenschancen verteilt werden. 4—6semestrige 
Studiengänge können meines Erachtens sehr zweckmäßig 
und nützlich'sein, aber nur dann, wenn sie aus Einsicht und 
nicht infolge negativer Selektion gewählt werden und wenn 
sie den Absolventen nicht von vornherein schlechtere 
Lebenschancen eröffnen.
Auch aus diesem Grunde ist es daher dringend notwendig, 
das System der Eintrittsqualifikatipnen in den öffentlichen 
Dienst neu zu überdenken und zu überlegen, wie eine 
Diskriminierung, der kürzeren Studiengähge vermieden 
werden kann. Ohne daß diese Voraussetzung geschaffen 
wird1, wird es nach'meiner Auffassung in der Bundesrepublik 
nicht gelingen, Kurzstudiehgängen an wissenschaftlichen 
Hochschulen oder Gesamthochschulen die nötige Attrak­
tivität zu verleihen.
Der berufsqualifizierende Abschluß in Form eines Diploms 
oder Staatsexamens nach einem 8-bis lOsemestrigen .Stu­
diengang sollte den normalen Einstieg für Hochschulabsol­
venten in das Beschäftigungssystem darstellen. Der dritte 
Studiehabschnitt, das forschungsbezogene Postdiplomstu- 
diurri sollte einer besonders leistungsfähigen und motivier­
ten Minderheit Vorbehalten sein, die sich entweder durch 
den Diplomabschluß selbst öder aber durch eine spezielle 
Eingängsprüfung-dafür qualifiziert hat. Aus dieser Gruppe 
der Studenten soll sich in. erster Linie der Nachwuchs an 
Wissenschaftlern für die Forschungseinrichtungen in- und 
außerhalb der Hochschulen, die Forschuhgseinrichtungen 
der Industrie eingeschlossen, sowie der Hochschullehrer- 
hachwuchs rekrutieren.

In diesenTSinne -stellt dieser dritte Studienäbschnitt auch 
ein berufsbezogenes Studium dar, nämlich für den Beruf 

daß in denjenigen Studien- ! des Forschers und des Hochschullehrers. Dieser Studien-



- 32-

F. 1.3 Studienreform . " ,

abschnitt verlangt eine ganz besonders intensive Betreuung - 
und-Arbeit in direktem Kontakt- mit der Forschung unter 
Anleitung geeigneter Forscher- und Lehrerpersönlichkei­
ten. Dabei sind hohe Anforderungen zu stellen, die am 
internationalen .Standard gemessen werden und ein even­
tuell am Ende,dieses Studienabschnittes verliehener Grad 
muß Ausdruck einer ganz besonderen Qualifikation, die 
auch im Ausland entsprechend-anerkannt wird, darstellen. 
Eine Studienreform, die diesen Abschnitt des Studiums und 
seine besondere Bedeutung für die geistige und technische 
Entwicklung eines Landes übersieht oder diesen Studien­
abschnitt nicht entsprechend 'ausgestaltet, geht von vorne- 
herein fehl und führt zu schwer zu reparierenden Schäden 
für die ganze Gesellschaft.

Wissenschäft und Technik bleiben nicht stehen, sondern 
entwickeln sich laufend weiter. Schon kurze Zeit nach 
Verlassen der Hochschule läuft der Absolvent Gefahr, auch 
in seinem engeren Fachgebiet nicht mehr in jeder Bezie­
hung auf der Höhe zu sein. Auch ein noch so langes Stu­
dium kann fhn davor nicht bewahren. Es scheint daher-ver- 
nünftiger, das'Studium zeitlich verhältnismäßig /kurz zu 
halten, aber dafür zu sorgen, daß die Hochschulabsolventen 
aus der Praxis in regelmäßigen Abständen immer wieder 
Gelegenheit zur Weiterbildung und Auffrischung ihrer 
Kenntnisse erhalten. Diese Fortbildungsaufgaben werden 
bisher von unseren Hochschulen nur ganz unzureichend 
erfüllt." Sie müssen aber zusammen. mit- den übrigen Ab­
schnitten des -herkömmlichen Hochschulstudiums äls ein 
Ganzes gesehen werden.- Alle Überlegungen der Studien­
reform haben sich auch an der Notwendigkeit der späteren 
Weiterbildung zu orientieren.und bei der Gestaltung der 
Studienpläne und Studienabschlüsse sind die Möglichkei­
ten der Weiterbildung oder eines Kontaktstudiums einzu­
planen. Den Hochschulen steilen sich hier neue Aufgaben, 
die sie bisher nur ungenügend erkannt haben und bei denen 
ihnen Staat und .Gesellschaft helfen müssen, sie richtig zu 
erfüllen.

Ich fasse zusammen: '
1. Studienreform ist nicht ein einmaliger Kraftakt, der 

verordnet werden kann, sondern ein dauernder Vor­
gang der- Anpassung der Studiengänge an neue Ent­
wicklungen und neue Erkenntnisse.

2. Studienreform hat auch in'Deutschland in den letzten 
Jahren in vielen Bereichen stattgefunden. Sie erhält 
aber eine neue Dimension durch die Tatsache, daß 
heute nicht mehr>5—6%, sondern annähernd 20%

 ̂ ‘ eines Geburtenjahrganges eine Hochschule besuchen.

3. Dib in den nächsten Jahren zu erwartende Zahl von 
Hochschulabsolventen kann nicht in jenen Tätigkeiten' 
untergebracht werden, welche traditionsgemäß Akade­
mikern Vorbehalten waren, sondern müssen auf neue 
Arbeitsfelder vorbereitet werden, deren Anforderungen 
wir heute nu rte il weise kennen.

4. Im wesentlichen sind eŝ  drei Problemkreise, welche- 
- ein Überdenken von Inhalt und Organisation des Stu­
diums notwendig machen, nämlich die Vervierfachung 
des Anteils der Bevölkerung, welcher eine Hochschul­
ausbildung anstrebt, die Notwendigkeit, daß auch in 
Deutschland der Hochschulabsolvent früher eine be-

% . Tufliche Tätigkeit auf nimmt und nicht einen Großteil 
' seiner produktivsten Jahre als abhängiger Auszubil­

dender verbringt und schließlich eine; höhere Effizienz 
\  des Studiums selbst, nicht zuletzt auch deshalb, um 

physische Belastungen und Fehlentwicklungen und die 
' damit verbundenen Belastungen des geistigen Klimas 
an unseren Hochschulen zu vermeiden.

5. Das Aufstellen von Lehrprogrammen und die Planung
qualitativer und quantitativer Studienpläne gehört zu 
den verfassungsrechtlich geschützten Angelegenheit 
ten der Hochschulen selbst. f

6. Die Hochschulen können aber die Aufgaben der Stu- 
' dienreform.. nicht ohne Kontakt und unabhängig von

Staabund Gesellschaft lösen.
7. Es ist nicht nur falsch; sondern auch sinnlos, 20% eines 

Geburtenjahrganges in der gleichen Weise ausbilden 
,zu wollen,, wie-’das für 5—6% wahrscheinlich richtig 
war. ;

> 8. Wir müssen den Mut haben, die Studien stärker zu" 
differenzieren, einmal um den verschiedenen Bega- 

I - bungs- und Interessenspektren der Studenten besser 
Rechnung zu tragen; andererseits am Studienängebote 

- zur Verfügung zu stellen, die einen beruflichen Einstieg 
auch unterhalb der bisherigen sogenannten akademi­
schen Positionen sinnvoll und möglich machen. •

9. Alle Stüdiengänge sollten in einzelne, durch Prüfungen 
getrennte Abschnitte deutlich gegliedert werden, um 
eine rationelle Planung des Studiums zu erleichtern 
und dem Studenten rechtzeitige Kontroll- und Korrek­
turmöglichkeiten zu geben. - 

10. Jeder Hochschulabsolvent muß die Möglichkeit haben, 
in regelmäßigen Abständen Gelegenheit zum Auffri- 

♦ sehen und Ergänzen seiner Kenntnisse zu erhalten.^ 
■ Die Weiterbildungsaüfgaben werden bisher von unse" 

ren Hochschulen ganz unzureichend erfüllt und müssen 
in die Überlegungen zur Studienreform mit einbezögen 
werden. .
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Vorstellungen der Ständigen Kommission für Studienreform

zür Studienreform ~ ” ” ’

Vier Faktoren haben nach Ansicht der Stak Studienreform in 
allen Bereichen notwendig gemach.

a. ) Vervielfachung des Wissens

•Die abschließende Darstellung eines Faches ist nicht.mehr 

möglich. Eine Lösung wäre eine sehr;spezielle Ausbildung, 

die aber nur kurzfristig qualifizieren würde und letztlich 

zur unreflektierten Übernahme des Wissen führen würde.

Deshalb ist eine Stoffeingrenzung notwendigl 

Aber welcher Soff kann gestrichen werden, welcher Stoff muß 

neu hinzugenommen werden, um wissenschaftlich und' berufs­

qualifizierend auszubilden?

Es muß auf alle Fälle sichergestellt sein.daß:

- eine -breite Grundausbildung vermittelt wird

- eine breite fachliche und fachübergreifende Orientierung 

zum lebenslangen Lernen befähigen soll

- der inner Zusammenhang der Lehrveranstaltungen deutlich 

wird, und Inhalte nicht nur nach den Gesichtspunkt der wissen­

schaftlichen Systematik zusammengestellt werden
* '' . - *

- sich die Stoffauswahl an methodisehen Überlegungen orientiert 
r eine Zielanalyse stättfindet. Also nicht nur Was,sondern 

auch Warum - gerade das!

- geprüft wird, welche Qua1ifikätionen zu Beginn des Berufs­

lebens erworben sein müssen ' >

die Prinzipien der Exemplarischen Lehre Eingang finden.

Das heißt, daß eine intensive exemplarische Bearbeitung 

eines Problems, Erkenntnisse für den gesamten Bereich, 

ja das ganze Fach bedeutet. •

b . ) Veränderung i^Vgthältnis vonWissenschaft _und_Beruf swelt

Der Einfluß wissenschaftlicher Erkenntnisse auf die Wirtschafts­

und Berufswelt ist.gewachsen. Andererseits stellt auch die 

Breufspraxsis Anforderungen an das Studium. Das Studium muß 

sich also sowohl an der Entwicklung der Wissenschaften, wie 

auch an der Funktion in Beruf und Gesellschaft orientieren. 

Deshalb ist es notwendig: : • :

- Den Zusammenhang zwischen Wissenschaft und Praxsis im
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Studium herauszustellen, wie auch den Zusammenhang zwischen-

.düng und Arbeitswelt

- daß die Forschung die Studieninhalte permanent verändernmüß

c-. )■ Expanison_der Hochschule

Dei Entwicklung der Studentenzahlen an. den deutschen-Hoch­

schulen ist schön seit Jahren steigend. Dies führt zu einem 

permanenten Zustand der Überlassung. Trotzdem muß das ReeV 

auf Bildung für alle sichergestellt sein. t -

Dei Hochschule muß also: . ■ ' - • -

- auf unterschiedliche Vorbildung der Studenten Rücksicht nehmen

- ihren Auftrag über die Berufsvorbereitung hinaus sehen.

Studium muß zu 

Der Wille zur \

Tolleranz und solidarischem Verhalten hinführen. 

Verständigung und zur Züsammenärbeitist zu 

fördern.Dies ist zu ermöglichen-, indem Studenten an der Planung 

des Studiums bteidigt werden, fragen- der staatbürgerlichen

Verantwortung

manifestiert werden.

d .) orientierungsprobleme

thematisiert werden, Formen des sozialen Lernens

f

Tendenzen der Desorientierung sind bei vielen Studenten Zu 

beobachten. Unklarheiten bei der Wahl des Studiums, bei Fach­

wechsel wie auch unsichere Berufsaussicheten, Lernschwierig­

keiten' und Prüfungsangst kennzeichnen hauptsächlich'die 

Eingangsphasedes Studiums. 1

Um hier bestehende Schwierigkeiten aufzuiösen, müssen:

- Orientietungseinheiten in allen-Studiengängen fester Be. 

standteil des Studienangebotes werden

- die Transparenz des Studienganges gewährleistet sei

- Lehrveranstaltungen nach fachlichen- und Hochschuldidaktischen 

Gesichtspunkten konzipiert worden.

1 ■ - ■- ■
i

t*"
: . "  ■■ r , ' - v

Dies War ein kurzer Überbick über die Faktoren, die nach Ansicht

der Stäk Studienreform notwendig machen. Man muß sich, allerdings

darüberim Klaren sein, daß eine Studienreform die diese
Schwierigkeiten überwinden will und gleichzeitig die nun

folgenden Ziele erfüllen will, viel Geld kostet. Es müssen

personelle wie auch finanzielle Maßnahmen ergriffen werden,

die dies alleserst möglich machen. , , ’
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Ziele der Studienreform ' >■ .

Die Stäk sihtim Wesentlichen drei Zielbereiche, die durch 

Studienreform abgedeckt werden müssen.Diese sind: ‘

1. ) Befähigung.zum Wissenschaftliehen’Arbeiten

2. ) Vorbereitung auf die berufliche Tätigkeit

3. ) Hochschulausbildung zur gesammten Persönlichkeitsentwicklung

Gegenstand einer Studienreform, die sogar dem HRG entspricht, 

ist also das Studium als Ganzes. Dabei.muß die Ausgestaltung 

der Prüfungen von der Diskussion über die Ziele bedingt werden. 

Nun aber zu den einzelnen Zielbereichen.

§ § I § Ö i 2 ü 5 2 ^ 5 ! ™ _ ^ i s s e n s c h a f t l i c h e n _ A r b e i t e n

Der Student muß in seinem Studium dazu befähigt wwerden,. 

komplexe Aufgaben bewältigen zu können.Hierzu ist es nicht nur 

notwendig, Fachkenntnisse zu bestitzen, sondern auch die 

Befähigung, einen Zusammenhang zu ordnen und kritisch zu 

reflektieren. TheoretischerKenntnisse werden im ällgemeinen 

für die Lösung bestimmter Aufgaben verwandt. Der Student 

muß also einseätzen lernen, was die Erkenntnis zu leisten 

vermag und welche Verantwortung damit verbunden ist. Studien­

inhalte sind also u.A. nach diesen Kriterien auszuwählen.

Die WirkungsZusammenhänge können nur dann durchschaut werden, 

wenn sowohl über den Horizont der theoretische Erkenntnis 

wie äüch über die Grenzen der Wissenschäftsdisziplin hinaus­

geschaut wird.

_die berufliche Tätigkeit ..

Es ist Aufgabe der Hochschulausbildung, auf die berufliche 

Tätigkeit vorzubereiten. Dabei darf sich das.Studium nicht 

an einem engen Berufsfeld orientieren, sondern muß, auch im 

Hinbick auf das sich ständig ändernde Berufsfeld, -zu einem 

breiten Spektrum beruflicher Tätigkeiten qualifizieren.

Berufsqualifizierend heißt aber auch, daß der Student in der 

Lage sein muß kooperativ zu arbeiten, da in aller Regel 

komplexe Zusammenhänge heute mit anderen Fachleuten erarbeitet 

und diskutiert werden. Kooperationsfähigkeit, Kreativität 

und Kritikfähigkeit sind also wichtige Teilziele des Studiums.
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Ständige Kommis sion- 

für Studienreform
Bonn, den 28. Sep. 1978 

Stäk 123/79

f § tudium_und_Pr üf ung

verabschiedet

in der Ständigen Kommission für Studium 

am 28. September 1979

- t . :  . 4

Da wir ein bißchen sparen wollen, haben wir die "Grundsätze 

für Studium und Prüfungen" hier nicht mit kopiert.

, Sie sind allerdings im MAGAZIN, der neuen Hochschulzeitung 

abgedruckt. Das MAGAZIN ist "im ASTA in ausreichender Anzahl 

vorhanden.
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Daa jgiganoscüe Instrumentarium , da3  j 

die Kuitnstmiiisterkonferenz vor zw ei! 

Jahren gescharTen hat, tun d ie Studien« j 

reform an den Hochschulen in ihrem ] 

Sinne veranzutreiben, hat nun sein er-> 

stes konkretes Arbeitsergebnis fertig«» f 

gestellt: Oie „Ständige Kommission j 

fü r die ßtudienräform“  hat am 23. Sep--! 

tember 1979« einen Entwurf für die I 

Grundsätze für Studium  und Prüfun- 

gen“ verabschiedet. . i

|Der Entwurf ist zum  Teil nur ein m ü h -} 

sam formulierter Kompromiß zw i­

schen  gegensätzlichen fcildungspoliti- 

sehen Positionen und vermeidet des- ] 

halb zwangsläufig jegliche Reförravor-1 

schritt .„von oben herab“  . Mit dem I■j ■
. Aufeeigen d e r wesentlichen, z. T. wi­

dersprüchlichen Reförmziele versteht 

e r  sich m ehr ais Anregung für die-Re- 

fonndiskussion an der einzelnen Hoch­

schule und keineswegs als Patentre­

zept. Er darf deshalb weder von Hoch­

schulen noch von Kultusministerien 

als konkrete Handluagsanweisung ver? 

standen werden, sondern kann mif sei­

ner Offenheit der Ausgcstältungsmög- 

. iichkeiten nu.r ein 'Leitfaden sein für 

d ie  weitere Arbeit an der Studienre- 

form am Ort und den -  ebenso offen zu 

formulierenden -  Empfehlungen der 
einzelnen Fach-Studieare formkom- 

missionen. D er Entwurf wurde den- 

" Hochschulen zur Stellungnahme über­

sandt. In  der zweiten Jahreshälfte 1980 

soll er dann nach erneuter Diskussion 

von der KuLusminis terkonferenz 

(KMK) verabschiedet werden. .

Ausgangssituation im Sommer 1978

So umstritten die ’au f der Grundlage 

dss Hochschulrahmengesetzes (HRG) 
eingerichteten Studienre/ormkomnüs- 

sionen von. Seiten der Hochschulen 

auch sein mögen, zu verhindern waren 

b sie schließlich nicht, und deshalb hätte 

die Verweigerung der Mitarbeit die ei­

gene biidungs- bzw*. hochschulpoliti- 

sche Position nur. ins Abseits gedrängt.
Mit 'Toßcn Vorbehalten und skeptisch

ü ^ r  die Erfolgsaussichten sind des- 

Kalb einige Vertreter aus den Hoch­

schulen. in diese Kiomuusstönen eiu- 
sandt worden, zum T n i mit dem dezi­

dierten Auftrag, sich entschieden ge- 

g :n  jede bürokratische und zentralisti­

sche Studie>irefoin?;zur Wehr zu set- 

. zen. Dieses Ziel haben sie aber, züzmn- 

destwas d ie „G rundsätze“ angcht, bei­

nahe m ühdos erre ich t Bereits in ihrer 
ersten Sitzung ira Juni 1973 geiaeg d ea  

Hochschulvertretern in der Sündigen 

Koinmission, worum sich die West* 

.deutsche Rcktoreakonfercnz (WRK) 

zuvor fast ein Jahr lang vergeblich be­

müht hatte: Der Entwurf des Hoch­

schulausschusses d e r KMK für die 

„Grundsätze“ wurde als ein nicht ak­

zeptabler Ansatz zurückgcwies sn. fn 

den folgenden Verhandlungen wurde 
dieser nicht einmal mehr als Unterlage 

•• benutzt. D er Entwurf war 2 U sehr ge­

prägt von Bürokraten, für die eine Stu- 

dienordnüng allein den Zweck hat, die 

Einzelheiten eines Studienganges ju ri­

stisch einwandfrei zu definieren, plan*

* bar und überprüfbar zu machen, um 

den Kultusministerien einen leicht be­

dienbaren Hebel für direkte Eingriffe 

in die G estaltung von Studiengängen 

in die Hand zu geben. Begriffs wie 

„Studienziele“ , ^Wissenschaftlich­

keit“  oder „Praxisbezug“ suchte man 

in diesem Papier vergeblich.* -

Funktion und’-Inhalt der .Studienord­

nungen wurden hier ledigiieh a u f  drei 

knappen Seiten in dem Stil einer G e­
brauchsanweisung für das richtige Le- 

' sen des HRG dargestellt. Es folgten 

vier Seiten Definitionen von Begriffen 

wie „Fachrichtung“ oder „Regeistu- 

dienzeit“  und schließlich ehre „M u­

sterstudienordnung“ mit 11 Paragra­

phen, die genauso gut auch Bestandteil 

einer Prüfungsordnung hätte sein kön­

nen. Ergänzt wurde diese M usterstu­

dienordnung schließlich noch durch 

Vorschriften’ über den Detaillierungs-, 

g radder Studtenovdhung.

Die Diskussion in der Ständigen Kom­
mission

Nach dem' erstaunlich einheitlichen 
Eintreten aller Hochschytgruppcn gc- 
genden.Entwurf der StaatsveiValtung 

j in der ersten Sitr.mg de* Kommission 
'begann jm  August I97S eine c'rste 
Runde des Versuchs, Grundsätze zu 
formulieren, die -  ausgehend von einer 
Analyse der M itte n d e ' und ihrer 
Symptome -  den Hochschulen Anre- 
igungcn iu r eigenen Arbeit ander Stu-

diehreform geben könnten. Daß der 

Versuch zunächst scheiterte, wurde 

aiinähiieh in  den  d re i' verschiedenen 

Vorlagen deutlich, die jeweils in den 

Sitzungen der Ständigen Kommission 

bei allen Seiten au f heftige Kritik ge­

stoßen waren, soweit sie weht ohnehin 

als inhaltioi empfunden wurden.

Diese zunächst ausweglos erscheinen­

de .Situation mußte im März 1979 

zwangsläufig zum Konflikt führen, ais 

vor allem staatliche Vertreter auf bal­

dige Verabschiedung drängten, weil sie 

sich allmählich den Vorwurf ihrer Mi- 

' nistcrien auhören mußten, die der 

Kochschulseile allgemein unterstellte 

Verzögerungstaktik zu unterstützen. 

Aber auch mehrere Hochschulvertre- 

ter woUtea die mittlerweile dritte Fas­

sung der Grundsätze als Diskussions­

grundlage akzeptieren, da ihr wesentii-.; 

ches Zieh die Abwehr bürokratischer 

Eingriffe in die Hochschulautonomie, 

erreicht schien und die Aktivierung 

d e r  Hochschulen zu besonderen Re- 

formanstrengungen. ohnehin nicht in 

ihrem Interesse lag.

- Diese überraschende Einigkeit der 

meisten Staats- und Hochschulvertre-, 

ter müßte eine Provokation darstelien 

für die übrigen Kommissioiismitgiie- 
der, deren Motiv an der M itarbeit we­

der das staatliche Bemühen um mehr 

administrative Einwirkung hoch d ie ' 

bloße Abwehrhaltung gegen Refcrm- 

vorsfcliungen irgendwelcher Art war. 

Obwohl aus einer zunächst hoffnungs­

los erscheinenden Minderheits-Posi­
tion heraus, erarbeiteten sie für die 

'darauffolgende Sitzung der Ständigen 

Kommission im Mai 1979 einen alter­

nativen Entwurf, der -  in sich schlüssig 

und konsequent -  ausgehend von einer 

gcsctlschafts-- und bildungspolitischen 
Analyse d ie  Ziele der Studie nt-: form 

her leitete.

Dieser alternative Entwurf wurde nach 
eingehender Diskussion in der Kom­
mission selbst von seinen schärfsten 
Kritikelm als gewaltiger Anstoß für J»e- 
weitere Diskussion empfunden. 
Tatsache, daß diese- auf Anhico. fon-- 
diert und auss;tgekräftig formuiu ;'./ 
Vorbge einer. Kotntms*iö«?r.mindcThv«» 
verziehe« werden mußte aut 

- nichtssagenden, aber mehrheifttch 
ieptablcn vierten - Fassung '



schäftiiteUc der K-uUuszninisterkonf e- 

rrnx, bereitete wahrend der rw dtäg i­

gen Maisitzong offensichtliches Unbe­

hagen und führte zu einer peinlichen' 

Machtprobe. Nach dem noch einver- 

aehmlicben 'Beschluß, mit einer Ar*

ternniivee Entwurf1?-nach einem Kom­
promiß zu'suchen. Auch der vonPrau 
Launen befürchtete .ddeoioiEvcbe 
Grabenkrieg**, für den sie selbst miCih­

ren Attacken den Startschuß-gegeben; 
’ hatte, blieb aus. Die Vertreter der ken-

Die KotTiiniss'on verabschiedete den 
Entwurf der ,, Grundsätze' für Studium 
und ^Prüfungen“ sin 28*. September 
1979 nahezu einstimmig. Der-Entwurf 
liegt' nun den Landcsimnistcrn, den 
Studienrctornikomirusstoßcn und den

beitsgrupp« der Kommission noch ein­

mal die Einigung zu versuchen, wurde 
eine Kampfabstimmung aber die Frage 

durchgcrühxt, welche der beiden-Vor­

lagen dabei als Grundlage dienen soi- . 
le. Bei dieser Abstimmung waren nun 

alle Koramissionsmitgiicder gezwun­

gen, ihre grundsätzliche bildungspoli-' 

tische Position raitzubedenken und da-, 

bei möglicherweise auch das Interesse 

an einer schnellen Verabschiedung der 

Grundsätze zurückzustellen. Das war 

der letzte Schritt zur Auflösung ur­

sprünglicher Frontstellung zwischen 

Staat und Hochschule in der Kommis­

sion. Jetzt sammelten sich die Stimmen 

entsprechend ihren gemeinsamen bil« 

dungspolitischen Auflassungen. D er 

alternative Entwurf konnte nun ' die 

H älfte der Kommission auf sich verei­

nigen. ln  d e r Abstimmung erhielt e r e lf 

Stimmen, während für die inhaltsleere 

Vorlage der Geschäftsstelle zehn Mit­

glieder stimmten (e ia  CDU-regicrtes

trovm enP ositionen gingen im August 
1979 unbeirrt an die Arbeit, einen 

Komproiriiß zu finden.

Die harten Vorwürfe der- Politikerin 

erweckten an den Hochschulen ein so 

großes Interesse an dem umstrittenen 

Papier, daß dieses in größerer Auflage 

publiziert werden mußte. Insbesonde­

re die Arbeitgeberverbände und die 

Gewerkschaftea griffen d ie Diskussion 

durch Beiträge für die Kommission 

und für. die Press« auf.

Gleichzeitig versuchte eine Arbeits­

gruppe der Kommission vergeblich, ei­

nen Kompromiß au f der Grundlage 

des alternativen Entwurfs zu erarbei­

ten. D er Auftrag der Ständigen Kom­

mission, die Ziele der Studienrefonn 

aus einer Analyse der derzeitigen bil- 

dungspolitischen Situation herzulei- 

tsn, scheiterte sehr bald an den unter­

schiedlichen politischen Einschätzun­

gen, die zu dieser Analyse führen  soll­

ten.

Hochschulen >;uf, Steiiungnaiime vor. 

Diese Stellungnahmen seilen den Di*- 

kussionsprozefl in der , Kommission 

wieder beieben und könnten oder soll­

ten auch noch zur Veränderung einzel­

ner Positionen führen.

Das Hauptziel, die Hochschulen selbst 

zu neuem Nachdenken über die Stu­

dienrefonn anzuregen, können dies« 

“Grundsätze -  wenn überhaupt -  vor al- s ' 

lern in der nun möglichen Diskussiorts- 

phase erreichen. Die Aufforderung zu 

Stellungnahmen der Hochschulen gibt * 

Gelegenheit, grundsätzliche Themen 

wieder aufzugreifen,, die in der biN 

dungspolitischen Eiszeit der l e ^ M  

Jahre aus der Diskussion v e r s c h ^ T  

den oder durch das Thema Regeistu­

dienzeit verdrängt worden sind. Diese 

Gelegenheit sollten die M itglieder der 

Hochschulen je tz t nutzen. *

Land war nicht vertreten).

Der biidungspolitisebe Ko m p r o m i ß

D er Streit um die Grundsätze

-In dieser aufs äußerste gespannten und 

längst nicht ausdiskutierten Situation 

griff Ende M ai-der Kultusminister des 

Landes Rheinland-Pfalz, Hanna Rena­

te Launen, durch außerordentlich 

scharfe und provozierende Presseer­

klärungen von außen in die Kommis- 

. sionsarbeit ein. D en alternativen Ent­

w urf der „Grundsätze*4, den die Kom- 

missiöQ mit 11 gegen 10 Stimmen zur 

Grundlage für die Kompromißflndung 

machte, bezeichnete sie als „ncomarxi­

stisch“ und versuchte dies mit Beispie­

len zu belegen, die selbst in der Kom­

mission nicht kontrovers waren. Sie 

beschuldigte die Kommission, damit 
einen ideologischen. „Grabenkrieg“ 

heraufzubeschwören, der eigentlich 

mit den im Hochschulrahmengesetz' 

erreichten Kompromissen beendet ge­

wesen sei. Als Beispiel nannte sie aus­

gerechnet Passagen,, di« auch vom 

Hochschulrahmengesetz vorgeschrie­

ben sind, und verriet damit ein er­

schreckendes Unverständnis vom den 

inhaltlichen Dissensen. Ihr genügte für 

die harten Worte offenbar allein die- 

Information, wer das Papier verfaßt 

hatte, und die Einschätzung, daß dabei 

etliche gewerkschaftliche Positionen 

Pate gestanden haben müssen.

Weder die ungewöhnlich harten An­

griffe noch die Drohung. Rheinland* 

Pfalz werde-sich aus der Mitarbeit ;n 

der Kommission zurückziehen, brach­

ten die.erhoffte einschüehtcmde Wir­

kung Die Kommission blieb bei ihrem 

Entschtuß, auf der Grundlage d csu l-

Der Arbeitsgruppe ist es nicht gelun­

gen, die Grundsätze in einen geschlos* 

senen Begründungszusamraenhang zu 

steilen, weil über die dafür erforderli­

chen Analysen sowohl der gesellschaft­

lichen und wirtschaftlichen Funktion 

von Wissenschaft und Hochschule wie 

auch der Bedingungen ihrer Entwick­

lung keine Einigung erzielt werden 

konnte. Dennoch einigte man sich in 

der Arbeitsgruppe und am 27. und 2S. 

September auch in der Ständigen 

Kommission, von unterschiedlichen 

politischen Positionen her argumentie­

rend, auf Kompromißformuiieningen: 

Man wollte daniit die notwendige‘Dis­

kussion über eine Neubestimmung der 

Ziele sowie deren Inhalte in d er Hoch­
schulausbildung neu aktivieren. Ein 

zähes Tauziehen setzte vor 'allem um 

die Formulierungen zur Gliederung 

des Studiums ein, ferner um die Öff­

nung des Hochschulzugangs, den Wci- 

terbildüngsauftrag der Hochschulen 

und -  niemand wunderte es -  insbe­

sondere Um den alten bildungspoliti­

schen Zwist über die Gesamthoch­

schulen, also auch um die Frage der 

Hierarchisierung oder der Gleichwer­

tigkeit der Studienabschlüssc von 

Fachhochschulen und Universitäten. 

Hier wurden dann nur noch Formulie­

rungen als Kompromiß akzeptiert, die 

sich eng auf das Hochschulrahmengc* 

setz bezogen. Für deh staatlichen Ver­

treter aus Bayern war auch das schon 

so weit von der Politik seines Landes 

entfernt, daß er der endgültigen Fas­

sung des Krompromißpapiers nicht 
mehr zustimruen konnte.

t -
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TV Entwurf
STELLUNGNAHME Z.U DEM ENTWURF 

FÜR5 DIE STÜDIENREFORM "GRUNDS, 

FUNGEN" '

DER.STÄNDIGEN KOMMISSION 

ÄTZE FÜR STUDIUM UND PRÜ

- 4 ^

‘ Es wird begrüßt, daß es der Ständigen Kommission für .. j 
die Studienreform trotz unterschiedlicher gesellschafts^i 

und hochschulpolitischer Auffassungen möglich war, sich I 

auf einen ******* hinsichtlich der Erstellung von- - j 
Grundsätzen solchen Umfangs als Arbeitsmaterial für J 

die in der Studienreform Mitwirkenden ungeeignet sind«‘

Es sollte deshalb darauf hingewirkt- werden, daß im !

Laufe der weiteren Beratungen

z.B. dadurch, daß auf die ausführliche Wiedergabe der

einschlägigen Paragraphen cdes 

verzichtet wird.

eine Kürzung erfolgt,

Hochschulrahmengesetzes

ES ist'richtig, däß wie durchgehend in der Vorlage be- 

tont wird, im tertiären Bereich eine stärkere, bisher 

sträflich vernachlässigte Verknüpfung von Theorie und 

Praxis erfolgen, daß bei einer 25 - 27 % eines Geburtei 

jahrgangs umfassenden Studentenpopulätion der Berufs-* 

ausbildung eine größere Bedeutmg'zükommen muß; nun­

mehr entsteht aber der Eindruck, daß die Instituionen 

in diesem Bereich mit großem Vorrang, wenn nicht-gar 

nur Ausbildungsfunktionen wahrzunehmen haben. Dies 

zeigt sich vor allem daran, da3

- generell von Hochschulen (mit einer Ausnahme, S.32) 

und Hochschullehrern gesprochen.wird und somit> dem 

Hochschulrahmengesetz folgend, eine Differenzierung 

In Universität,^Fachhochschule, Gesamthochschule und 

ändere tertiäre (Aus-) blldungsstätte% und "damit in

ihre eigenständigen Aufgaben endgültig zugunsten ei­

ner Nivellierung aufgehoben siowie daraus resultiernd

- eine absolute Verschulung der Studien das Ergebnis

sein wird; •,

- Forschungund Wissenschaft fast ausschließlich in ih­

rer Verbindung und ihrer Funktion für die Praxis ge­

sehen werden, wobei eine Definition des Praxisbezuges 

nicht gegeben wird.

Oie nationale und internationale Anerkennung der Univer­

sitäten hängt von ihren Leistungen vor allem in. der For- . 

schung ab, eine ihrer vorwiegend als Berufsausbildung zu­

gedachte Funktion behindert die:zweckfreie Forschung, ja 

nerzt sie geradezu/aus und hat eine Entwissenschaftli- 

^hung der Universitäten zur Folge. Im übrigen liegt dem 

Entwurf die Konzeption einer Studienreform für die sog. 

iroßen Fächer zugrunde. Vieles des Gesagten ist für die 

sog. kleinen Fächer' (Sinologie, Ägyptologie, Archäologie 

vergleichende Sprachwissenschaft (etc.) nicht anwendbar.

im einzelnen wird - ohne Anspruch auf Vollständigkeit - 

:u dem Entwurf festgestellt;

.1.; Den Hochschularten entspr 

.differenziert und auf.ihre 

Stellung hingewiesen werd

echend sollte schon hier 

unterschiedliche Aufgabe 
Das würde bedeuten,en

daß die Universitäten und z.T. die Gesamthochschu• 

len, dort wo es relevant ist, den Vertretern der 

Berufspraxis auch ihre Aufgaben,in Wissenschaft u: 

Forschung verdeutlichen. - H.

1.3..; Da die .Länder für die staatlichen Examina, z.B.

in den Lehrämtern, verantwortlich sind und -deshalr 

diese Studiengänge in ländereigenen Studienreform* 

kgmmissionen erarbeiten, ist rechtzeitig an die 

Möglichkeit der Durchlässigkeit zu den Studien­

gängen mit Hochschulabschluß (Magister, Diplom),. 

weiche jetzt ln den ländergemeinsamen Kommissioner. 

erarbeitet werden, zu denken. Die große Unterschie 

lichkeit in < den LändergepflOgenheiten auf diesem 

Gebiet dürfte dabei einige Schwierigkeiten machen.

II. 1.
' .  t -

1.; Die Forderung nach.breiter Grundqualifizierung und 

fachübergreifender Orientierung im Zusammenhanb 

mit 2.3.b (erforderliche .Fachkompetenz), 2.3. (Be- 

.rücksichtigung von beruf lichen, Bedürfnissen)' und 

schließlich II.2 (Differenzierung) bedarf der Er­

läuterung, da zunächst nicht erkennbar Ist, wie 

alle Forderungen gleichermaßen erfüllt werden kön­

nen - und das in einer begrenzten Studienzeit. Da­

rüber hinaus widerspricht ‘die breite Grundqüali- 

fizierung in gewissem Maß der schon sehr, früht in 

die breite Grundqualifizierung in gewissem Maß 

der schon sehr früh - in; der Oberstufe des Gym­

nasiums einsetzenden Spezialisierung.

c) Es ist unklar, was "Wissenschaft als Prozeß erahr- 

bar'machen" bedeutet. Auch muß der innere Zusammen* 

hang der LehrInhalte für einen Studiengang-durch 

"Einbeziehung beruflicher Verwendungsbezüge in das 

Studium" verdeutlicht werden.

d) - Im gesamten - Papier ziegt sich der Trend, das Stu­

dium und seihe Struktur allein vom Tätigkeitsfeld 

aus, das nicht näher umschrieben wird, bestimmen 

zu lassen. Doch wie oft wird auch gerade das Tä­

tigkeitsfeld vom Fortschritt der Forschung geprägt 

(z.B.;Weltraumforschung, Biochemie, Informatik etc.

e) , Wo bleibt die Einheit von. Forschung -und Lehre? Mit

dem Studium wird lediglich der Begriff des Lernens 

in Verbindung gebracht. Dies .jedoch kann und darf 

für die Universitäten nicht der Fall sein.

Es ist eine grobe Einengung, die Aufgaben der Wis­

senschaft lediglich als Korrektiv der Praxis' anzu- 

- ' sehen.,

a) Gewiß ist die-Verbindung und Wechselbeziehung von 

: Wissenschaft und Praxis ein wichtiges und kriti­

sches Thema, birgt aber einerseits die Gefahr der 

Einseitigkeit' in sich, andererseits muß gefragt 

werden, mit welchen Methoden sie erfaßt werden 

können.
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Wenn man die Abstimmprobleme ernst nimmt, auch 

wenn eine Überbetonung der Ausbildung vermieden 

werden muß, sollten auch die neuralgischen Punkte 

bedacht werden, an denen inan zahlenmäßig immer stär­

ker am Arbeitsmarkt vorbei, weil über dessen Kapa­

zität hinaus, ausbildet.

(Das gilt z.B. für fast alle Lehrämter und für den'. 

Magisterabschluß anerkanntermaßen.)

es Praxisbezugs der Ausbildung" kann in Einiei-- 

tungsvorlesungen geschehen, darf aber nicht bedeuten, 

daß jede Lehrveranstaltung unter dem Gesichtspunkt, 

der Praxisrelevanz zu rechtfertigen ist. Das würde zu 

einem engen Berufsschulbetrieb führen. Im übrigen 

sollte der E-ndruck - hier und an zahlreichen anderen 

Stellen - daß die Hochschulen in den vergangenen Jah­

ren keine Erfahrungen gemacht und Konsequenzen aus ih* 

nen gezogen hätten, vermieden werden.

c) Auch der umgekehrte Weg ist. erforderlich, wie jedes 

Gespräch mit den Berufsberatern der Arbeitsämter 

zeigt: Es müssen -die Schulen und der Arbeitsmarkt 

mit seihen Beratern über die Fluktuation der Stu­

dienanforderungen in den Hochschulen laufend ori­

entiert werden.

1.3.a-c) Diese Punkte sind zwar wichtig, doch so formuliert, 

daß sie ständig mißbraucht und extensiv gegen die 

Hochschule und ihr Bemühen.um neue wissenschaft- 

-• liehe Erkenntnisse in der' Forschung ausgelegt wer­

den können. Im übrigen zmal unter a) werden den Hoch­

schulen Aufgaben zugewiesen, die jede andere Ausbil­

dungstätte wahrzunehmen bat. Hingegen erfolgt kein 

Hinweis auf die den Hochschulen, vor allem die den 

Universitäten spezifischen Aufgaben in wissenschaft­

licher Forschung und Lehre,.Aufgaben die. ah ihre 

Studenten Eignungsanforderungen stellen. Vielmehr 

sollen die Hochschulen Versäumnisse ausgleichen,- 

y. deren Ursachen nicht bei ihnen zu suchen sind (vgl.,

auch XII.5). Dabei bleibt ungeklärt, wie diesen . 

Forderungen nachgekommen werden soll bei einer 

Berücksichtigung der Förderungshöchstdauer und dem 

Ziel einer Verkürzung der Studienzeiten. Deshalb , 

muß wenigstens von Mindesänforderungen ausgegangen 

werden.

1*4. Die Erfahrung zeigt, daß "Orientierungsprobleme"bei 

, der Wahl des Studiums durch Information nicht beheb­

bar sind: Häufig handelt.es sich uro Motivationspro­

bleme diffuse, flache Motivation. Nicht nur dies wird 

verschwiegen, sondern auch das Faktum, das mit der 

"Verbreiterung der Zugangswege zu der Hochschule" zu­

sammenhängt. Diese "Verbreiterung der Zugangswege zu 

der Hochschule" bringt zunehmend unzureichend moti­

vierte Studenten- in die Hochschule. Das hat Folgen 

für die Qualität der Ausbildung. Die Faktoren, die 

’ . der Entwurf anführt,, lenken davon ab und sind ver­

gleichsweise unerheblich (z.B. unklare Ziele des 

Studiums, Anonymität der Ausbildung). *

a) Es ist unklar, was mit "Eröffnung neigungs- und eig­

nungsgerechter Wahlmöglichkeiten" gemeint ist. Wer 

studiert, begibt sich in die Zucht einer Sache/ die 

nur begrenzt Wahlmöglichkeiten gestattet. Wer mit 

ihr Neigungs- und Eignungsprobleme hat, ist augen­

scheinlich fehl am Platz. "Integration des Lehrange­

bots im Hinblick auf die Studienziele" widerspricht“ 

der Anforderung einer breiten wissenschaftlichen ' ■

‘ Grundausbildung, Erfahrungen mit. integrierten Lehr- *f. 

angeboten sind negativ: unsolide. "Verdeutlichung

b)' ‘ Universität ist keine soziale Einrichtung für Gruppen­

therapie, sondern hat ihre Funktion. ;in der Tat in der 

Vermittlutig fachlicher Kompetenz;

Von erwachsenen Studierenden muß verlangt werden, daß 

si-e in der Lage sind, einer grißen Vorlsung zu folgen. 

Die hochschuldidaktische These, daß die große Vorlesung 

"überholt" ist, stimmt nicht. Sie ist nach wie vor die 

sachgemäße, unerläßliche Form, ein großes Sachgebid^B 

umfassend, aus der Sicht eines Hochschullehrers darzu­

stellen, und: ist als solche durch nichts zu ersetzen.

Das Eingehen auf die Situation der Studenten hat durch­

aus, seine Grenzen: .Die Hochschuldidaktik ist immer wie­

der in Gefahr, statt die Studenten auf das Niveau der 

‘Wissenschaft zu bringen, die Wissenschaft auf das Niveau 

der Studenten zu bringen.

Außerdem sind Grenzen auch dort gesetzt, wo in Seminaren 

220 Studierende sitzen, oft noch ln Räumen-, die nur für. 

die Hälfte der Zahl (100) polizeilich zugelassen sind« 

D.h. die vielen und ehrenwerten Absichten des Papiers, 

z.B. weite Öffnung der Hochschulen und Verbesserung N ~ 

-des persönlichen Kontaktes zwischen Lehrenden und Hören­

den, laufen diamentral auseinander. Sie sind durch das 

Geschick des einzelnen vielleicht noch einigermaßen er­

träglich zu machen, aber nie und nimmer von einem Re­

formpapier, das in seiner allgemeinen Formulierung, die 

für alle Länder paßt * und von ihnen als (sicher schwacher; 

Kompromiß angenommen wird, viel zu wenig konkret sein 

dürfte. /

c) Auf die Richtigkeit und Wichtigkeit wird hingewiesen? 

Entsprechende'Maßnahmen sollten zeitig, d.h. vor der 

Auswirkung des Geburtenrückgangs auf die Hochschulen 

eingeleitet werden.

a) ' Die Qualität einer wissenschaftlichen Hochschule ent- /

scheidet sich ah-der Qualität.der Forschung, die an ihr 

, betrieben wird. Erste Priorität bei der Berufung von Hoch 

Schullehrern kommt deshalb dem Kriterium der Forschungs­

leistung zu. Schön die pädagogische Eignung ist dem­

gegenüber durchaus nachrangig. Mitarbeit in der Studi­

enreform vollends ist ein marginaler' Gesichtspunkt.

Eine Berufungspolitik, die die Prioritäten anders setzt, 

garantiert wissenschaftliche Mediocrität.
T)

b) . Für die .lebensnotwendige Qualität der Hochschulen und

ihrer Möglichkeit, sich künftig auch im internationalen 

Vergleich zu behaupten, muß dieser Punkt an erster Stelle 

stehen und vorrangige Bedeutung behalten. An dem jetzigen



Ort und in dieser "Xurzfassung” kommt er einem Lip­

penbekenntnis gleich und kann nicht verhindern, daß die 

Vemacrvläss igung der Forschung weiter fortschreitet.

Diese'Bemerkung dürfte völlig illusorisch sein: z.B. 

weisen die geisteswissenschaftlichen Institute der Hoch­

schulen seit Jahren mit sehr konkreten Kostehangaben 

darauf hin, wie durch die Inflationsrate im Buchhandel 

ihre Möglichkeiten schwinden, die Bibliotheken‘weiter- 

zuführeh und auf dem aktuellen Stand zü halten.

Die Ejolgerung, die aus der unglücklichen Formulierung 

von § 7 HEG gezogen Wird, bringen die Hochschulen in 

eine neue weltanschaulich-politische, Bindung .; Universi­

täten können und sollen nicht ” soziale Kompetenz" ver-v 

mittein. Eine Hochschule, die bei der "Gestaltung des

Studiums" Fähigkeiten wie "Bereitschaft

^ i s

W *

siko für wen: für sich selbst oder für andere?), 

bindugn von fachlichen und interessenbestimmten

zum Risiko"

Denken", "Konfliktfähigkeit", "Erfassung von sozialen 

Situationen" fördern will, mag eine Hochschule für -par­

teiliche Wissenschaft oder schlicht eine Parteihochschule 

sein; unter dem westeuropäischen Begri-|f der Universität 

ist* sie nicht mehr subsumierbar. Die Föderuhg dieser

Fähigkeiten gehören wahrlich nicht zu 

len Standards wissenschaftlicher Ausbildung" (2.2, 1. Abs-)

Das )"Ziel" des Studiums nach § 7 HEG, c.en Studenten zum 

Verantwortlichen Handeln in einem freiheitlichen, demo­

kratischen und sozialen Rechtsstaat zü befähigen, kann 

zur Auswahl von Studiehinhalten und Lehrveränstaltungs- 

formen nichts beitragen, jedenfalls nicht ohne Schaden 

für die wissenschaftliche Qualität der Ausbildung. Man^ 

kann nicht in der Ingehieurausbildung auf die Technolo­

gie der Kernenergie verzichten und sich stattdessen auf 

Sonhenehrgie beschränken, und man kann Jauch nicht zu­

gunsten des Projefctstuiums und der Kleingruppenaurheit 

auf die Vorlesung verzichten, nur deshalb,, weil die 

Studenten dort auf passives Rezipieren 

nicht die rationale Diskussion und 

praktizieren können. Daß "die Folgewirkungen beruflichen 

Handelns auf die soziale Wirklichkeit nitreflektiert 

werden” sollen, ist sehr wünschenswert, 

wie das bewirkt werden soll. Durch ein 

obligatorisches Studium Generale mit Inhalten aus Sozio­

logie, Politologie udn politischer Ökonomie? Durch Betei­

ligung von Konkordatslehrstühlen der Kirchen an diesen 

obligatorischen Studium Generale/ durch akademischen 

"Ethik-Unterricht"? Hier ist der Einbruch der Weltan­

schauung und politischen Ideologien in das Studium pro­

grammiert.

Interdisziplinäre Bearbeitung von Problemen ("Projektstu­

dium") ist in der Regel erst während eines Aufbaustudiums 

nach dem ersten berufsqualifizierenden Abschluß sinnvoll,

• vorher verhindert es die breite systatistische Aneignung 

des Fachgebietes und hätte Auswirkungen auf die Studien­

dauer .

en "internation­

beschränkt sind 

eigene Initiative

Aber offen ist, 

neues, für alle

III.1, ' *

a. In einigen Bundesländern können die im Lehrerausbildungs-’ 

gesetz vorgesehenen schulpraktischen, Studien, nicht durch-

| gefürht werden, weil in. den Schulen mancher Regionen keine 

: Ausbildungspöätze angeboten werden können. Es wird der zu

begrüßende Gedanke der Verbindung von Studium und Praxis 

| ohne Schaffung zusätzlicher Ausbildung*- und Beratungs- 

' kapazitäten zunächst nicht möglich seih.

b. -e. Die hier getroffenen Aussagen sind nur bedingt ,anf Uni-

{ versitäten übertragbar. In ihnen werden die Gefahren ei- ;

| ner absoluten Verschulung des Studiums und der Entwissen-

| schaftlichung besonders deutlich.
I " ' ■ ’

2. Fächerübergreifende Studienamgebote (etwa Lehrveranstal- 

j tUngen für Hörer aller Fakultäten, Vorlesung "Ethische

| Probleme der modernen Medizin", Veranstaltungen zur Wissen 

i ' schaftsgeschichte) sind .zu bejahen, und müssen in der 

| * Studienordnung zwar verankert werden allenfalls jedoch

| als fakultatives nicht obligatorisches. Angebot.

Lehrveranstaltungsformen, die problemorientiertes und 

| ; - kooperatives Lernen fördern, gehören höchstens in die 

j letzte Phase des Hauptstudiums, besser als" ins Aufbau-

\ Studium. /

Die "deutliche Gewichtung der Problemlösungsfähigkeit 

I neben der Feststellung erworbener Fachkenntnlsse" in

! den Prüfungen müBte klarhr definiert werden.

Im übrigen gelten für einen Großteil des unter 2. Ge­

sagten die unter 1 b) - e) geäußerten Befürchtungen.

3. Die Durchsicht vieler Stüdienordnungen läß erkennen; daß

j diese eine Reihe der genannten Gesichtspunkte seit lan-

l gern berücksichtigen. Sie liegen auch ganz und gar im

, Interesse der Lehrenden; doch sie Werden von den Stu-

f tdierenden durch eine extensive, Auslegung nach der Mini­

malseite' hin unterlaufen. Gerade beim Angebot von Alter- 

j nativen pendelt man sich zur Seite der geringen Anfor-

; derungen ein. '

3 . 1 . .

' a) Es muß davor gewarnt werden, daß das Grundstudium insge-

• samt orientierend ist, die Orientierungsphase sollte

' sich auf das 1. Semester beschränken. Das heißt auch,

daß Orientierung ein "Gestaltungsprinzip” nicht "des 

Grundstudiums” seih kann, sondern nur des Eingangsse­

mesters. Orientierung zum Gestalungsprinzip des ge- 

! samten Grundstudiums zu deklarieren, ist unverträglich

I mit der Aufgabe des Grundstuiums, dem Studierenden ein

! breites * grundlegendes Fachwissen und die Beherrschung

■ der wichtigsten fachspezifischen Methoden zu vermitteln.

1 Unter dem Stichwort "Orientierungseinheiten" werden un­

terschiedliche Dinge subsumiert: EinleitungsVorlesungen,

| - (z.B. Einleitung in die' Werkstoff Wissenschaften) , und

[ "Anleitung rjm wissenschaftlichen Arbeiten" z.B. sind

| vom Fach anzubieten und nur fachspezifisch sinnvoll.

! Hingegen muß die Gelegenheit zu persönlichen Kontakten

primär eine Sache der Studentengemeinde und studentischer

* Gruppet bleiben. Wochenendseminare, Kömpaktseminaure u.ä.



3.3.

c>

I^hrvaranstalungsfcrmen müssen Ausnahme bleiben, 

andernfalls wird der akademische Unterricht in die 

Abenteuer der Gruppendynamik gesogen. Information über 

‘die Hochschule, ihre Organisation, ihre Einrichtungen 

und deren Benutzung sollte Sache der•zentralen* Studien- 

baratung sein, nicht Sache der Fächer. Formen und Mög­

lichkeiten der Beteiligung der Studenten an der Gestal­

tung des Studiums endlich sind in den Hochschulgesetzen 

geregelt. Oarüberhinaus ihre Thematisierung in den "Öri- 

entierungseinheitenM vorzusehen,- provoziert zwangsläufig 

Konflikte (und soll das wohl auch tun).

Auch die hier gestellte extreme Transparenzanforderung 

führt zur konsequenten Verschulung des Studiums unter 

des Gesichtspunkt der PreyIrrelevanz• Aus dem Blickwin­

kel von Curriculum. Technolraten soll wohl nicht mehr das 

Fach studiert werden (wie soll man z.B. Topologie 

mit dem späteren beruflichen Tätigkeitsfeld rechtferti-, 

gen?), sondern man bereitet sich auf einen Beruf vor.

Und was man dazu nicht "braucht”, b,eibt auf der Strecke. 

Oie hier formulierte extreme Transparenzanförderuhg ist 

konkret das Programm der wissenschaftlichen Mittelmäßig­

keit..

„So richtig es ist, daß aufgrund der Explosion des hehr- 

und Lernstoffes Studiengänge "entrümpelt" werden müssen, 

so sher muß aber für die Geisteswissenschaften die Ge^ 

fahr gesehen werden, daß die ‘historische Dimension ver­

loren geht.

Die Studienreformkommissionen der Länder und die Länder­

ministerien sind inzwischen längst viel großzügiger in 

der Behandlung der Regelstudienzeit, da sich erwiesen 

hat, daß die Begrenzung der Verweildauer kaum zu einer 

wesentlichen internen Kapazitätserweiterung führt.

Das Selbststudium - seit jeher eine Selbstverständlich­

keit in einem wiseenschaf ltichen Studium - nur als etwas 

zu Förderndes zu fordern, grenzt an eine Bankrotter­

klärung der Reform schlechthin. Oie Begründung für die 

"erhebliche Bedeutung", die dem Selbststudium zukomme, 

ist bemerkenswert: Es'hat vor allem für die notwen­

dige Wissensaneignung Bedeutung. Vernünftigerweise 

diente das "Selbststudium" bislang ebenso der Wissens­

aneignung wie der weiteren siebständigen, kritischen Ver­

arbeitung der Lehrveranstaltunen, der Ausarbeitung von 

Referaten und ähnlichen über die lediglich rezeptive 

Wissensaneignung hinausgehnden Tätigkeiten.

Für die nützliche Wirksamkeit offiziell eingesetzter s 

studentischer Tutorien und Arbeitsgruppen ist natürlich 

Voraussetzung, daß diese nicht politisch mißbraucht und 

indoktriniett werden, wie das leider in den Geisteswis­

senschaften immer wieder vorkommt.

Lehrforschung und forschendes Lernen" sind Begriffe, die 

vermieden werden sollten, da- sie aus der Zeit der Bunde 

assistentenkonferenz politisch besetzt sind und in die­

ser Konnotation nichts bringen.

4

] Bei der Fülle der vorgeschlagenen Lehr- und Lernformen

l fragt man sich nach ihrer Machbarkeit - nicht allein

wegen einer zu verkürzenden Studiendauer, sondern auch 

bei einer Studentenzahl, die nicht alle an der Forschung 

teilhaben läßt, die die Uberfüllung der Seminare mit sic 

‘ bringt und die berufspraktischen Tätigkeiten außerordexit

J lieh erschwert.

f ;
d) Eine Förderung von Tutoren und studentischen Arbeitsgrup 

pen kann so uneingeschränkt angesichts zahlreicher nega­

tiver Erfahrungen nicht empfohlen werden. Dasselbe 

für die Ermutigung von Anregungen der Studenten für 

Gestaltung von Lehre und Studium. Zu warnen ist vor eine. 

Instituation auch auf längere Sicht eine Realisierung 

der Forderungen nicht zuläßt.

4.1. Die Prüfungsbedihgungen sollten so breit gestreut sein, 

daß sie nicht dazu verleiten, das Studium nur in ganz 

schmalen Spuren anzulegen. Auch ist zu prüfen, ob es 

gerechtfertigt ist, in einem wissenschaftlichen Studi­

um alles prüfungsrelevant zu machen; Einem Studenten 

; .sollte schon mehr zugemutet, zugeträut werden können.

Die Wichtigkeit der Teamarbeit staht außer Trage. Ob 
aber Gruppenarbeit in Prüfungen nicht das Neveau senken, 

bleibt zumindest offen. Auf jeden Fall imiß auch die ei­

genverantwortliche Arbeit “unterstützt und gefördert 

werden.

4.2. Dieser Gedanke sollte deutlicher gefaßt werden. Es

stehen fast in jedem Abschnitt Vorschläge für die Öff­

nung der Hochschulen und für die Möglichkeit, neue 

Studenten zu gewinnen. Aber es wird kaum ein Vorsc 

gemacht, wie Studierende, die mit den Aufgaben der Hoch­

schule überfordert sind - was sich oft erst nach Stu- 

dienbegihn herausstellt - von der Hochschule wegge­

führt werden können.

schJ^r

Bonn-Bad Godesberg, 5. Dezember J979
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R ü c k f a l l  i n  d i e  R e s t a u r a t i o n ? ’.s

,WRK PROBT DEN AUFSTAND GEGEN DIE , 

"GRUNDSÄTZE FÜR STUDIUM UNC) PRÜFUNGEN" .
I  • " • - r
t ” ' * ■ -

- ” Universitäten können und sollen nicht * sozia le Handlungs

kompetenz' vermitteln". D ieses is t die Kernaussage des

Entwurfs-einer "Stellungnahme zu demEntwurf •Grund­

sätze für Studium und Prüfungen'", Ober den das' Präsidium  

der Westdeutschen Rektorenkonfereriz (WRK) beraten hat. Der 

folgende Beitrag von Gerd Köhler, Referent für Hochsehule 

und Forschung beim Hauptvorstand der Gewerkschaft Erziehung 

und Wissenschaft (GEW), zeigt Suf, wie grundsätzlich die 

"Grundsätze" von der WRK-Spltze abgelehnt werden. Ange-

an jene Politik der'" sozialen  

die Frage: "droht hier“ der

sichts dieser Überdeutlichen Absage 

Öffnung der Hochschulen" stellt der

Rückfall in eine Restauration von Hochschul Verhältnissen, die
r '
jVbr fünfzehn Jahren wesentlicher Anlaß der Studentenbewegung 

aber auch der, Hochschulgesetzgebung waren?"
>' ; •' ' I

, - - ' I■ .. .. - 
Die "Grundsätze" sind von der Ständigen Kommission, nach,zwei7

jährigen zähen Beratungen, Ende Nc vember vergangenen J ah res1 

Verabschiedet und a ls Entwurf den Hochschulen mit der Auffor­

derung zur Diskussion und Überarbeitung zugeleitet worden. Bis, 

jJuli haben s ie  Z elt zur Stellungnahme. S ie  wurden auch vom ; 

DGB«^Vertreter in derSKommission m s "sinnvolle Diskussions- l 

grundlage für dieStudlenreförmarbeit ln den‘Hochschulen und  ̂ ! 

Kommissionen" gewertet. Mit Ihrer "aus dem ÖeZemb^ stammen­

den scharfen Attacke versucht die W RK-Spltze offensichtl Ich -  | 

alle  Betroffenen; sollten für die pritsch  apodiktische Klarheit J 

dankbar s e in - ,  den gemeinsam eingeschlagenen Weg zu torpe- 

dleren, mit Hilfe der Grundsätze Kernfragen der Hochschulaus­

einandersetzung zu diskutieren. Die Stichworte heißem Öffnung J 

der H ochschulenfürBerufstätige, Clberdenken des Verhältnisses, 

von Studium und Beruf, Wissenschaftlichkeit und Praxisbezug, ‘

{Gleichwertigkeit der Abschlüsse, sozia les Lernen, soziale Ver-! - 

antwortung von W issenschaft, Orlentidrungsprobleme der Stu— ! 

denten. Die WRK formuliert gewissermaßen d ie Muster^Stellung- 

t nähme jeher, die von der Wiederher'stellung der "alten Ver­

hältnisse" träumen und mit ihrem scheinbaren PotÜlkverzlcht 1 

1 nichts anderes a ls  die Sicherung eigener Privilegien zu ka­

schieren versuchen. . * !

;Zum "Ziel des Studiums" heißt e s  im § 7 des Hochschulrahmer*- 

G esetzes. "Lehre und Studium sollen den Studenten auf ein b e- !

\ reifliche« Tätigkeitsfeld vorbereiten und Ihm. die dafür erforder­

lichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden dem je-* 

i welligen Studiengang entsprechend so  verm itteln, daß er zu 

wissenschaftlicher oder künstlerischer Arbeit und zu verant- ] 

r wörtlichem Handeln ln einem freiheitlichen, demokratischen j 

‘ und sozialen Rechtsstaat befähigt wird"., Dazu die WRK; j

"Die Folgerung,’ die aus der unglücklichen Formulierung von j

§ 7 HRG gezogen wird, bringehdie Hochschulen in eine neue 

weltanschaulich-politische Bindung. Universitäten können und 

sollen nicht ' soziale Hahdlungskompetenz ' verm itteln. Eine 

Hochschule, die bei der ' Gestaltung des Studiums' Fähigkeiten 

wie ' Bereitschaft zum Risiko' . . . .  ' Verbindung von fachlichen; 

und Interessenbestimmten Denken', 'Kohfliktfähigkeit', 'E r­

fassung von sozialen Strukturen' fördern will ,  mag eine HocfH 

schule für parteiliche Wissenschaft oder SchlicHt eine Partei— 

Kochschute se in , unter dem westeuropäischer) Begriff der Uni- 

versit&t ist sie, nicht mehr subsumierbar." Dazu die Frage:

Was heißt das anderes, a ls  die Forderung nach Rückkehr ln 

den Elfenbeinturm Wissenschaft zu stellen , indem man sich  

mit den Folgen des eigenen Tuns nicht mehr befassen muß. * 

D ieses,einer jungen Generation gesagt, die nicht nur wirtschaft­

liches Wachstum und Sozialen Fortschritt, sondern auch Arbeits­

losigkeit, Harrisburg, Umweltzerstörung und den Kampf natio -

naler Befreiungsbewegung erfährt:.

Mit der Warnung vor einem "akademischen Ethik-Unterricht" 

stellt sich die WRK konsequent gegen alle Ansätze, die sozi­

alen Rahmenbedingungen und Folgen wissenschaftlicher Arbeit 

zu deren Gegenstand selbst werden zu lassen: "Fächerübergrei­

fende Studienangebote . . .  müssen in der Studienordnung zwar 

verankert werden, allenfalls jedoch als fakultatives nicht ob­

ligatorisches Angebot". Oder an anderer Stelle: "interdiszipli­

näre Bearbeitung von Problemen (["Projektstudium").: ist in der 

Regel erst während eines Aufbaustudiums nach dem ersten be— 

rtifsquallfiziec*nben Abschluß sinnvoll, vorher verhindert es  

die breite systematische Aneignung des Fachgebietes• Und noch 

klarer: ."Lehrverahstaltungsförmen, die pröblemorientiertes und 

kooperatives Lernen fördern, gehören höchstens in die letzte 

Phase des Hauptstudiums, besser erst ins Aufbaustudium".

Die Rückkehr zum Pauken von Fakten, vzur 'rein‘ rezeptiven,, 

passiven Aufnahme von Wissen, ohne die Frage nach dem warum 

Stellen zu dürfen, drückt sich dann auch in, der lapidaren F est­

stellung aus: "Wer studiert, begibt Sich in die Zucht einer- 

Sache, die nur begrenzt Wahlmöglichkeiten, gestattet. Wer 

mit ihr Melnungs- und Eignungsprobleme hat, Ist augenschein­

lich fehl am Platz". Erst werden die Sachen gelernt, die Hoch­

schullehrer werden schon das Richtige aussuchen. Gefragt wird 

erst, wenn die Anpassung erfolgt ist.

Daß dementsprechend auch bei der Auswahl der Zuchtmeister 

Verfahren werden so ll, wird folgendermaßen begründet. "Erste 

Priorität bei derBerufung von Hochschullehrern kommt deshalb 

dem Kriterium der Forschuhgsleistung zu. Schon die pädago­

gische Eignung ist' demgegenüber durchaus nachrangig. Mitarbeit 

ln der Studienreform vollends ist ein marginaler Gesichtspunkt. 

Eine Berufungspolltik, die die Prioritäten anders setzt, garan­

tiert wissenschaftliche Mediöcrität". Wenn 'doch die V erfasser  

solqher Warnungen vor Mittelmäßigkeit wenigstens die Konse­

quenz zögen und sich nicht um die Mitgliedschaft als Vertreter



der Hochschulen ln der Ständigen Kommission bemühten*

Oer überhebliche Zynismus gegenüber jenen, die sich -  eigene 

Wissenschaftliche Publlkationsarbeiten zurückstellend -  um die 

Verbesserung von Lehre und Studium der wissenschaftlichen 

Berufsausb ildung für die mehr gewordenen Studenten gekümmert; 

haben, scheint unübertrefflich:Wir machen Wissenschaft ,  a lles  

andere ist Mittelmaß. Angesichts d ieses Papiers wäre Beschei­

denheit geboten. Daß ein Hieb auf jene folgen muß, die sich  mit 

der Erforschung der Lehr- und Lernprozesse befassen, ist klar 

"Die Hochschuldidaktik ist immer wieder in der Gefahr, statt 

die Studenten auf das Niveau der Wissenschaft zu bringen, die 

Wissenschaft auf das Niveau der Studenten zu bringen*"
3 • - <■ ■ I

All das, was, ln den vergangenen Jahren unter den Begriffen 

"soziales" oder "forschendes Lernen" diskutiert worden, ist» 

wird plump diffamiert. Das W !?K^Paplers", Lehrforschung und 

forschendes Lernen* sind Begriffe, die vermieden werden soll­

ten , da sie  aus der Zeit der Bundesassistentenkonferenz poii-r 

tisch besetzt sind und in dieser Konnotatiön nichts bringen". 

Wem bringt eine solche Verbindung von Forschung und Lehre 

nichts?, bleibt zu fragen.

"Formen und Möglichkeiten der Beteiligung der Studenten an der 

Gestaltung des Studiums endlich sind in den Hochschulgesetzen 

geregelt. Darüberhinaus Ihre Thematlsierung in den * Orlen- , 

tierungsetnheltan* vorzusehen, provoziert zwangsläufig Kon­

flikte . . . "  Urtd'fptgeri'bhtigt,".Z%.,war^h‘ ist vor einer Institut

Durchzogen ist das Papier vom Widerwillen gegenüber einer 

Universität, die sich  ansatzweise :auch gegenüber den bildungs- 

ferngehaltenen Schichten und ihren Bedürfnissen und Frage­

stellungen öffnet. Die "Verbreiterung der Zugangswege zu*
" • i

der Hochschule .-.. bringt zunehmend unzureichend motivierte 

Studenten in die Hochschule" • Und zum Stichwort "Orientierungs­

losigkeit der Studenten": "Häufig hartdel t e s  sich um Motivations­

probleme: diffuse, flache Motivation". Konsequenterweise be­

klagt die WRK dann auch: . .  e s  wird kaum ein Vorschlag ge­

macht, wie Studierende, die mit den Aufgaben der Schule* über­
fordert sind -  was sich oft erst nach Studienbeginn hera**s- 

’ stellt —, von. der Hochschule weggeführt werden können".

Statt den Problemen konstruktiv zu begegnen, versucht 

man sie  zu eliminieren! Der Politik der "sozialen Öffnung" 

wird mit derwinlstischer A uslese geantwortet.

D ieses Papier der Westdeutschen Rektorenkonferenz (WPK) 

und die darin zum Ausdruck kommenden hochschulpolitischen 

Positionen müssen diskutiert werden. D ieses Papier muß weg. 

Jene Rektoren und Präsidenten, die die Herausforderungen 

der Studentenbewegung und der Bundesassistentenkonferenz 

te ils  mitformuilert, teils aufgenommen und weiterentwickelt 

haben, sind gefordert. Ein solches Papier darf der WRK-Spitze, 

die doch vorgibt, die westdeutschen Hochschulen zu r e p r ä s e n ­

tieren, nicht durchgelassen werden. Hier müssen auch jene 

Hochschullehrer Farbe bekennen, die das Streiten leid gewor­

den sind und sich in ihren wirtschaftlichen Arbeiten verkrochen

tionaiisierungstudentlscher Lehrveranstaltungskritik. S ie  

kann unerwünschte Effekte provozieren.” Man sieht s ie  richtig 

vor sich die braven, nicht auf muckenden, dem akademischen 

Zuchtmeister die Fakten von den Lippen mitschreibenden Stu­

denten -  aber hur 

hjat die alte, durch Stillsitzen  und Kathederverkündung Duck­

mäusertum aber keine kritische Intelligenz fördernde Hoch­

schule nicht schlimm ste Folgen bereits nachgewiesen?

haben. v ^ ,
4

Die Existenz d ieses Papiers zeigt aber auch, wie notwendig 

eine studentische Interessenvertretung Ist sowohl in der Form

Ort, wie auch ln der Form der öffentlich anzuerkennenden 

und zu fördernden "Vereinigten Studentenschaften" (vds j .

Öer Göttinger Studienreformkongreß der vds hatte mehr Niveau 

a ls das Rektorenpapier .

in den Phantasiebildern der Rückwärtsgewandten der Allgemeinen Studentenausschüsse und Fächschaften vor

Das trotzige "Die hochschüldtdaktlschen Thesen, daß die 

große Vorlesung * überholt* ist, stimmt nicht", darf nicht 

hingenommen werden auch deshalb nicht, weil es  a ls Be­

gründung für das Ausweichen vieler Hochschullehrer vor 

sicher auch mit Mehrarbeit verbundener Arbeit im kleinen, 

miteinander diskutierenden Gruppen verwendet werden kann..

"Universität ist keine soziale Einrichtung für Gruppentherapie, 

sondern hat Ihre Funktion in der Tat ln der Vermittlung fach ­

licher Kompetenz". Das Unverständnis der WRK-Spitze g e- i 

genüber jenen, deren Interessen zu vertreten, sie vorgibt, 

drückt sich im folgenden Satz aus: "Hingegen muß die Gele­

genheit zu persönlichen Kontakten primär eine Sache der Stu­

dentengemeinde und studentischen Gruppen bleiben. Wochen- 

andseminäre u. ä . Lehrveranstaltungsformen müssen Ausnah­

me bleiben, andernfalls wird der akademische Unterricht in 

die Abenteuer der Gruppendynamik gezogen". Die Verfasser

solcher Sätze sollten praktische Erfahrungen mit solchen Lehr-} 
' - ' ' ' ! 

jnd  Lernprozessen machen,' bevor sie  ihre Vorurteile der- j

artig zu Pamphleten verarbeiten.

D ieses auch zu jenem verbliebenen Rest verantwortungsbe­

wußter Hochschul Politiker: Glauben sie  wirklich, auf d er‘Grund­

lage solcher WRK-Papiere ihre Politik der sozialen Öffnung 

der Hochschulen realisieren zu können? Mit wem wollen sie  die 

drohende Restauration verhindern?
Das Dilemma vieler Reformer: S ie  wollen sich nicht a ls  

"nützliche Idioten" zur Durchsetzung einer Politik miß­

brauchen lassen , die beim Aufholen von Modernitätsrückstän- 

den, sprich der Anpassung der Hochschulen an den gesellschaft- 

lichen-Status quo haltmacht. S ie stellen sich gegen die Restau­

rateure und wollen mehr a ls das.Hochschulrahmengesetz zu­

lassen w ill. Ihre Politik der "sozialen Öffnung der Hochschulen" 

verlangt die offene Diskussion an den Hochschulen, die WRK ver^ 

sucht sie  mit Ihrer Absage an alle Reformer von vornherein 

zu blockieren. c
Das nächste halbe Jahr wird zeigen, ob die Hochschulen 

"tot geregelt" worden sind, ob sich die Restaurateure durch­

setzen können oder ob es  gelingt, das eigentliche Problem der 

Studienreform, der wissenschaftlichen Becufsausb ildung einen 

sozial begründeten Sinn zu geben, ansatzweise in Zusammen­

arbeit mit den Betroffenen gelöst wird. *
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VariTort

D ie n  i s t  der Vor.* i:ich - im Prh;non der J;tu d i eh-ro f  ifrn d 'is k u s -  

s i on - e in  V orw ort* f ü r  e inen  von n iud  o n t i  h eher S ta te  e n t-  

W ic k e l l e a  S tu d i e n p l ,:>n zu- e n tw e rfe n . Däbei wurden übe b e re i­

fende !'*» o.l -o und I.«* V t?. i n i «vn des Si o lo g i os-tudtin'rs :im S pozie l-- 

lo n  n l v such dt. r  r> ln di cm.o Tonn im A l l/jone inen  01 a r b e ite t .

E rl äu l e m rgoa  zu den v.erschi «denen llVubrptmk te n  '^Öm.ic-n s ic h  

in h a l t l i c h  ubersch r.e idon , n ie  wurden denn aber m it andere r  

Gjt-nielf/lur-rj noch et nuial m rf g e fü h r t .  _ !

Den e in z e ln e n  U n iv e rs itä te n  . s o l l te  im nahmen ih r e r  m a te r i-  . 

e i le n  und p e rs o n e lle n  A u ss ta ttu n g  d i«  M ö g lic h k e it  o f ie n -  

g e h a lte n  werden, e igene Schwerpunkte zu se tzen  ünd wei'jte>r- 

füh rende i id in l t l ie h o  K o n k ro ti s ie ru n g o n  a u s z ü a ib e lfe n .1 ■ [f '\ ' ; ‘ ‘ ■
Für d ie  A u sa rb e itu n g  dieses F a p ie rs  g ingen  w ir  von fo lg e n ­

de r ?A:_.£iöeXztin£ au st ___ . . .  . ' . ... .

•Pas B io lo g ie s tu d iu m  s o l l  dazu fü h re n , daß de r B io loge  

se ine  F achkonn tn inse  iiii In te re s s e  und z u r Verbesserung 

de r Lebensbedingungen der G e s e lls c h a ft  verw endet. Dabei 

b e s te h t e ine  In to re s s e n s h ie ra rc h ie i s o z ia le r und humani­

tä re  In te re s s e n  haben P r io r i  t a t  v o r Gruppen- und in d i ­

v id u e lle n  In te re s s e .  V o rrang ig  müssen « ic h  b e i den Formu­

lie ru n g e n  der S tu d ie n in h ä lto  d ie  In te re s s e n  de r abhängig 

B e s c h ä ft ig te n  n ie d e rs c h la g e n .

X  £  c / u + c % : ’  ̂ : •

diyitXdWe c ü u / i-» , i > > \
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B i o l o g i e  h i f  t _ /  P o l .1, t  i k

v»J Sso**-che T i  bestim m t i n  ttuviehmeridcu hUifit d ie  g c s  T? d •. )Vaf i ‘

> '*ntvT oklung, Die ero> .fhet i*< uc *»U>gl j e)ikv'i t  c :»/ über

n«K-h Cu f'uln oi* d e s  >*TSCI*rauch? wi r han.; o b a i t i  Wda r )ä g( b.,i sso«

Ei n B i o lo g e  muß E i n s i c h t  i n  d i e  \",op?:] 1 achnf  t l  j ehe Dtdcuiung  

s e i n e n  F a ch es  haben ,  d e s h a lb  dü rfen  g e s e l l s e h a f t w i r p e n -  

schaTtibi^ch^erFraßctel^nirgen i:r,— -a* ge- 

k l  aiu'aert werden*

Da d i e  B i o l o g i e  auch7 zunehrr.» i»d e in e  R o l l e  be i  p o l i t i s c h e n  

E n tsch e id u n g e n  s p i e l t ,  s o l l  s i c h  d er  S tu d e n t  schon  i o  Studium  

m it  Problem en g e s e l l s o h a f t l i c h e r  und p o l i t j s c b e i  P r a x i s  b e ­

s c h ä f t i g e n *  Die  B e t e i l i g u n g  d er  B i o l o g i e  b e t  E n t s c h e id u n g s -  

P r o z e s s e n  s o l l  durch M i t a r b e i t  an P r o j e k t e n  e r f a h r e n  werden* 

Dadurch s o l l  d i e  Bedeutung und P ro b le m a t ik  der B o is te u e r u n g  

n a t u r w i s s e n s c h a f t l i c h e r  E r g e b n i s s e  zuden g e s e l l s c h a f t s -  

~ p o l i  t i s c h e n  Entsrherdungsprozcsae^rr g e k l ä i  r  v e r d e n k  

-Es i s t  notw endig ,,  daß d ie  ü n i v a r b i t a v  F r e i  raum und M ö g l ic h ­

k e i t e n 'z u m  Engagement b i e t e t  und S tu d e n te n ,  d i e  A k t i v i t ä t e n  

» e n t f a l t e n ,  n i c h t  b e h i n d e r t ,  sondern i h r e  T ä t i g k e i t  u n t e r ­

s t ü t z t .  * 
c,

5
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Grenzeni d e r ’•

Der r~.ejst un-oi nge scht;äuk1.o Oleube «1er Biologen.-ari die objek­

tive Aussagokraft k«aisal: gewonnen« r Daten erzeugt Lo:i ihnen 

eine 7ort5ii»gononuTvei ib e i t gegooüb r atderen \Yi-ssonc haf ton, 

die nicht ) (i <n knuurl Vorgehen* .Dau Erk eorten, der (Ironien, 

aber*auch der Mögll»ehk ei ten der ilhurtr; glbirkoit des Knoa.a.- 

1 i tätspr3 nzlpa auf ) ndore nicht. ~ . nntnrwinfum.schaf tlichq 

Entsoheidungsprozenne ist ein wesentlichor Faktor, diese .

Grenzen zu. erweitern!, Das beinhaltet. n.ueth die Möglichkeit, 

daß einer kausalen Aussage ein geringerer \7ort suĝ billigt*

wird, als einer ethiseh-moral-i‘schn?u ' „ *•

Die Auseinandersetzung mit der Methodik und den Gedanken- .

£eb:iuä en a; 1 doror \U.^ cmschaft.cn führt zu fern Erkennen der

Relativität wissenschaftlicher Aussagen», Dies ist eine <.

Methode starrer ’Äinsonschaf tsgläulvigkeit- vorzuheugen. ' - *

Diese Problerae. und Einstellungen sind 'CDeinen der \Yisaen-

schaftstneorie, daher muß eine Auseinandersetzung mit ihr

schon in' Studienplan vorgesehen sein. -
✓A ~ „ ’ t . ■
Pa? Betreiben zu wenig gesel Isohaf tsbezogener uhd .zu spe- —

zieller Forschung erschwert die Anwendung biologischer *

Erkenntnisse . Letzteres ließe sich aber durch gezielte,

finanzielle Steuerung von staatlicher Seite in eine andere ‘ ,

Richtung lenken. ’*

s {. t r O o J j t L  o Clo* ( Q  \ . -

i ? r 6 lm c ,  < y o ^ , 2̂  " < * * . O ^ i o  < M ß < i
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Bi o l o/ 1 e und ÄndejrejATij*.aertsoh afjton

In  d er  B i q l h g i h f ich t  ear uw» das Frkoimcn* und V e rsto h en  der

ßri»m üii t z l i o h o n  P * i n z i p i  en dos J.cbens. H ie r z u  r e i c h t  das

Motbcidoriargebot d e r  B i o l o g i e  n i c h t  a u s ,  v i e lm e h r  i s t  man

a u f  d i e  Dcnkm odello  und die l 'e ibid»);  d -r and eren  N alur-

wj r.r,, er.chaf fvn  (b b cu i ie ,  Phvsi!'. , V I h t - t e  t i k )  angewic.1 on.
/ ,  • "

Deren • d e r z e i  t:i gc  lU i t o r g l i e  dcrting i n Kin?.eTdi; z i p l  i nen h a t  

zu d e r  h e u t e  k e n n ze ic h n e n d e n  U b erh l i  o k s . l o s i g k e i  t  der  S t u ­

d e n te n  f ü r  n a t u r w i s s e n s c h a f t l i c h e  ^usair.menhänfie und der  

Arroganz i h r e r  F a c h V e r t r e t e r  g e f ü h r t .

Der B i o l o g e  s o l l  ü b e r  s iu d ie n b e z o g e n e  l'achan t e i l e  h in a u s  

auch g a a e l l s c h a f  t sw ia s e r i s c h a f  t l i e b e  Q u a l i f i k a i i o r n m  erw er ­

b e n .  Der E i n b l i c k  i n  i la c h b a r w is se n a o h a f te n  Und d i e  i n t e r ­

d i s z i p l i n ä r e  Zusamraenarbeit m it  V e r t r e t e r n  a n d er e r  n a t u r ­

w i s s e n s c h a f t l i c h e r  und ni  ch t -n a t i^ r w is s^ n sc h a f  t l i  eher  Fach­

g e b i e t e  s o l l  F e h le i n s c h ä t z u n g e n  und U n st im ra ig k e i ten  i n n e r ­

h a lb  d er  W is s e n s c h a f t e n  k lä ren J  d a r ü h er h in a u s  muß d ie  Ver­

a n t w o r t l i c h k e i t  f ü r  V erw en d u n g sm ö g lich k e iten  b i o l o g i s c h e r  

; - Vics/*n3cha£>ssrgebni s.% ^  

g e g e b e n  s e i n .

I n t e r d i s z i p l i n ä r e  B e a r b e i tu n g 'v o n  Themen d e r  G e s e l l s c h a f t s -  

und .V ä tu r w isse n s ch a f  ten, m it  b i o l o g i s c h e r  R e lev a n z  a l s  Vor-

cC zy  7 < r*£ fä e ;r& cP ije

1 e s u n g , Seminar o d e r  P r o j e k t .

X  f->oc(n.C c t*n f9 > ; r

iQ u J t. r > ( & C ( V ß r & n \ Z i <  >
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und Kosunn n ik a t i o n

ieiÄiur^ndrUO}:, 'Xti-nVlltrönzpri«!• iJ> und Facbboriij v t  chci t in

G e r  4 u s ^ . 3 . ö u n g  r ü h r e n  z u  S i n z e l g ä n g j r t u m  u n d  K u r z s i c h t i g -  

■/ keit des Studenten und späteren Wissenschaftlers*

D ie  L ösu ng  von v / is^eivschaf  t l i c h e n  Problem en i n  d er  B i o l o g i e  

i s t  h e u t e  j e d o c h " a u fg ru n d  i h r e r  K o m p lex i tä t  nur noch. i h M 

Gruppc narb e i t ' ai t  V e r t r e t e r n  a n d er e r  K l s s o n s c h a f t s ^ i s z i -  

p l i n e n  ( i n t e r d i s z i p l i n ä r e  ZusaMmenarbeit) zu lö se n »

Hierzu ist die Fähigkeit zur Kommunikation und Kooperation' 

notwendig. Daraus ergibt sich die Forderung des "sozialen 

Lernens" anhand voii Projektstudien.

weiterhin* kooperatives und arbeitsteiliges Arbeiten in 

der Gruppe, Gruppenreferate und Gruppenprüfung, Korrektur 

des eigenen Standpunkts aufgrund von feed-back, demokra­

tische Organisation der Ausbildungsutätte.

1

jnAi.vidualitat und Sglsstentfaltuns

%

• t

FffDas j“etilge Studium ist nach den 

gerichtet: P.egelStudienzeit und.-f.ajv 

rümpelung" führten zur Verdirbti;ng 

dierigangs.

|si*u.d5iin soll jedoch nicht nur 

geschnitten sein, sondern der Stüde 

und ‘Fähigkeiten im Bereich der Bio! 

mit (Sein individuelles Hecht auf 

Voraussetzung hierfür ist die l!ögli 

Fakultä Weihrichtungen (Laborräume 

praktische Arbeit nach individuell 

des.Lehrbetriebs durchführen zu ko 

gänzende Studien muß geschaffen xe 

ständiger Weiterentwicklung der Pfl 

ces jLehrangecots sollte wahrgenomm 

Die Aufhebung der zeitlichen 3egr 

hierfür erforderlich.

ektivi täir.prinzip aus- \j 

ich verstandene "Ent-, 

und Verschulung des Stu-

logi

Bii

D ie  [ k o n z e n t r i e r t e  An<- i n & n d ä r <?V tu/»;•,

E i n z e l d i s z i p l i n e n  g e o r d n e t  werden  

” z e i t i g e  S i t u a t i o n  im der  Lehre* Auf 

^ B & e n t  üborgt‘öriOr,v t e  Zusat'^nonhrh»ge und ) r o b le a r  er f& ssc i  

körhsri!

i Didaktisch erscheint' es aber sinnvoller, umgekehrt vorzu­

gehen, d.h. von einem Problem ausgehend Grundkenntnisse 

\ aller * Einzel di sziplinen zu erfahren. Diese Alt von Stoff« 

Vermittlung beruht auf der Möglichkeit logische Schlußfol­

gerungen zu ziehen und das Erkennen von Zusammenhängen zu 

> erlernen.

j Insbesondere Fächer wie ;Mathematik,- Chemie und Physik

sollten nicht von Studenten Und Professoren als unvenneid- 

bares Übel betrachtet werden, vielmehr muß in den Lehr­

veranstaltungen der Problemb'ezug zur. Biologie gewährleistet; 

sein. Diese sollten von Biologen mit entsprechendem Fach- 

^Ägebiet veranstaltet werden.

- ergibt .sich eine. -erthng..der. Lfe.hr

Pdiese zu. einen erhöhter, hochschul didaktischen Engagement 1 

der Lehrenden führt.

Vera nt wo r tn-n;r s bowi tsein

innerhalb der V/ic^cnschaft Herrecht ethimhe Steril Ltät, 

gesellschaftspolitisches Engagement- außerhalb des wissen­

schaftlichen Fachbereichs im Sinne unserer o.g,. Ziclsetz’. 

wird ir:c-: st nbge.lf.hnt $ auch wenn dens..cn Notwendigkeit für 

gesollcchaftspolitische 2 ritsebei düng «;pvozesse offen zutag 

tritt. -

Dem gegenüber soll, das? Studium zum vorantwoi’tungsbcvtußteh 

TTissenschaftl er fähren. Der Biologe muß erfassen, wo und 

wie sein Wissen eingesetzt v/orden kann, er muß die Konse­

quenzen aus der Anwendung -und Verwerfung wissenschaftlich 

Ergebnisse erkennen und er. soll sich kfür. eben diese Kon­

sequenzen auch verantwortlich fühlen. Dazu gehört die Ein 

Schätzung der Tragweite seiner Arbeit und das Abwägen der 

negativen bzw. positivin Folgen.

if Berufsausbildung zu- I 

nt muß 3e5ne Neigungen | 

e entfalten und da- 1 

düng wahrnehmen können, i 

chkeit zur Behützung von 1 

Arb c* i t s räum e, etc.), um 

Neigung auch außerhalb j 

sh. Freiraum für er— - -i 

= und die Aufgabe zu 1 

i ch tverant s tal tungen u n d ! 

Werden. - ,

ng des Studiums ist I

rda:

eh zur

von Fakten, e nach 

kennzeichnen die der- 

dieser Basis soll der

A  Z ^ b l l £  c O u ^ &  :

/Ltfvn T g & k .' 

Op.'recp-’Z ^  & C ^ O ry ,0 < 9 iZ

Breite Grur.daushildüng

In der Mehrzahl der Fälle ist <Uv- Studium inhaltlich huch 

den traditionellen F&cbdisziplincn wie Botanik und Zoolo­

gie* Morphologie und Physiologie etc. strukturiert. Dies 

verwehrt dom Studenten die Einsicht in ühorgeordnete all­

gemeingültige biologische ••Prinzipien und Zusammenhänge.

T»e‘sentlich ist daher eine hrc-5 te Grundounbilcüng so­

wohl innerhalb der Biologie' mit ihrer klassischen Fächer­

trennung (vertikale Grundausbildung }, als auch in den 

naturwissenschaftlichen Nebenfächern aus folgenden Grün­

den* * '

- die Probleme innerhalb der Biologie sind komplex ver­

netzt und verlangen ein diszipliuüVergre:fendes Wissen.

- eine zu starke Spezialisierung verhindert eine dauer­

hafte Berufsfähigkeit ( sich, ständig wandelnde Anforderun­

g e n  des Arbeitsplatzes'erfordern langfristig verwertba­

re Qualifikationen ) .

. -  e i n e  f r ü h z e i t i g e • enge S p e z i a l i s i e r u n g  v e r h in d e r t ,  daß 

f F o r s c h u c g » o r g e b n i  s s e  i n  d i e  'gösam te  jB io lo g ie . .u n d  d ie  ge-^ 

s a m t g e s e l l s c h a f t l i c h e i i  Rahmsnbedingungen e in g e o r d n e t  wer­

den k e n n en .

- Biologie-fußt auf den Erkenntnissen anderer Naturwissen­

schaften und bedient sich ihrer Methoden.

Deshalb folgende Forderungen*-

- keine zu frühe Spezialisierung in Einzeldisziplinen

( Spezialisierung erst auf der Basis der breiten, Grund­

ausbildung ) .

-  breite Grundausbildung in den naturwissenschaftlichen 

Nachbarwissenschaften Physik, Mathematik uni Chemie ( sie- . 

he auch "Biologie und andere Wissenschaften" )

- aufzeigen fachübergreifender Zusammenhänge durch inter­

disziplinäre Problembearbeitung, Strukturierung des' Stu­

diums nach Probienbereichen und FünftionsZusammenhängen

( Projektstudium )

Daraus leitet sich als Sachzwang die Aufhebung der klas ~

.3isehen Fächertrennung der Biologie in der Lehre ab.

* 1
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3 in lü g i« ;o h e  Fe ur.d Techni kort ‘ -1 - '

Tv* diese::» Funk t  h^bon w ir  m«.:. in .vaSfi.il.;> .!• ehern an l a s  KOJiA- 

f i x i e r  g e h a l t e n *

-  T) -..r G«rbrauch k l  a n s i s c h e r -  und ^moderne* iru -.trum.c n t e l l  er  

!T‘*ch;hkeu kr

-  E x p e r i n e r t o l l e  F c r t i g k r j  tu n  ( P la n u n g ,  33ui*cbi Ln*rung

und Auswertung von F.xperi m enten ) • , .

* M a th e m a tis ch e  F e r t i g k e i t e n  ( Gebrauch s t a t i s t i s c h e r  

M ethoden )

-  V e r b a le  u n d . p r o t o k o l l a r i s c h e  F e r t i g k e i t e n  ( D i s k u s s i o n s ­

t e c h n i k ,  L i t e r a t ü r t e c h n i k ,  F e r t i g k e i t e n  i n  der A b fassu ng

- wi s s e n s c h a f 1 1 i c h e r  T ex te  )

-  Beobachtungstechniken

-  Hypo t h e s e n t e c h h i k o n  ( das  V e r fa h re n  d er  P ro b le m lö su n g  

durch  A u f s t e l l e n  von H y p o th e se n ,  d i e  durch e m p ir i s c h e

D a ten  ü b e r p r ü f t  werden können )

-  M e t h o d o n f e r t i g k e i t e n  i n  der  N a t u r w is s e n s c h a f t  ( U n t e r -  

• S c h e id u n g  d er  k a u s a l e n  von d e r  f i n a l e n  E rk lä ru n g ,  von d e -  

. i i u k t i r 9Ä.j*nd. ^induk.tiysa,.  Vergeh eit ,- vcü  - l in e a r ,  kausales* Den--.-.* 

ken  und kom plexen  Denken i n  K a u s a in e t z e n  )

-  Z e ic h e n t e c h n i k  ( Diagramme, Q u e r s c h n i t t e ,  m ik k r o sk ö p isc h e  

und m a k r o sk o p isc h e  M o d e l le  )

F ä h i g k e i t  zur  e m p ir i s c h e n  Überprüfung von B a t e n m a i e r i a l ,

P r a x i s b e z u g

Da d a s  Studium p r im ä r  dem .Zweck der B e r u f s a u s b i l d ü n g ' .d i e n t >

h a t  e s  s i c h  auch m it  P rob lem en d er  b e r u f l i c h e n  P r a x i s  a ü s -
v.' >■ ••■■

e i n a d e r z u s e t z e n .  Im S inne  d e r  s t ä n d i g e n  Neu- Und W e i t e r e n t ­

w ic k lu n g  von B e r u f s f e i d e r n  muß e i n  Gremium oirjgeri' c-'h.iet 

w e r d e n , . daß s i c h  i n  p a r i t ä t i s c h e r  p s s m m e W e iz u n g  aus Ver­

t r e t e r n  d e r  H o ch sc h u le  ( S t u d c n t e n , c ha f 1 1.  M ita r ­

b e i t e r ,  H o c h s c h u l l e h r e r  ) ,  d e r  B e r u f s p r a x i s  ( G ew er k sch a f t ,  

A r b e i t g e b e r  ) und s t a a t l i c h e r  S t e l l e n  f o r m i e r t .

B e r u f  s p r a x i s b e z ü g  und "W issen schaf  t l i o h k ’e i t  s i n d  zw ei  As­

p e k t e  e i n e s  e i n h e i t l i c h e n  A u s b i l d u n g s p r o z e s s e s ;  d ie  Anwen­

dung d e s  erw orb en en  B i s s e n s  s o l l  dauernd i n  B l i c k f e l d  der  

S t u d e n t e n  b l e i b e n .  Der P r a x i s b e z u g  f ü h r t  zu e i n e r  p e r s ö n ­

l i c h e n  Z u k u n f t s p e r s p e k t i v e  und v e r h i n d e r t ,  daß das  erwor­

bene  W issen  s i n n l o s  und n i c h t  n o tw en d ig  e r s c h e i n t I  

Daher s o l l t e n  d i e  V erw en d u n g sm ö g l ich k e ite n  von S t u d i e n i n ­

h a l t e n  ( ,  G eb rau ch sw ert  ) von Studer.nen und P r o f e s s o r e n  d i s ­

k u t i e r t  werden ( w ie  kann e i n e  H o c h sc h u la u sb i ld u n g  f ü r  P ro ­

b lem e g e s e l l s c h a f t l i c h e r  P r a x i  s • n u tzb a r ,  gemach t worden ? •) 

TTeiterhir. s o l l t e n  d i e  S t u d e n te n  m it  a l l e n  F e ld e r n  der  

p r a k t i s c h e n  Anwendung der  b i o l o g i s c h e n  7 / i s e e n s c h a f t o n  

du rch  P r a k t ik a  i n  I n d u s t r i e b e  t r i e b e n  o d e r  s t a a t l i c h e n  und ‘ 

c r i v a t e n  I n s t i t u t i o n e n  k o n f r o n t i e r t  werden.

T ü c h t ig  i s t ,  daß P r a k t ik a  und P r a x i s s e m e s t e r  n i c h t  b e z ie h u n g s ­

lo s  n eb e n  dem Studium h e r l a u f e n ,  sc r . i e r h  i n  d i e  A usbi ldung  

r t e g r i e r t  werden; d . h . ,  I n h a l t s d i s k u s s i o n e n  der P r a k t ik a ,

; o r -  m a c h b e r e i t e n d e  und b e g l e i t e n d e  P r a k t ik a n t e n v o r l  e sungen  

.nd S em in a r e .

2 'e ite rb i Vf.. ur-

G ru n d sa tz !  i.oh. s o l l  d:fo M ö g l i c h k e i t  der  s t ä n d ig e n  ' W e i t e r b i l ­

dung an der U n i v e r s i t ä t  gegeben so daß eie BlG-],Qg$fl4

i n  s tä n d ig e m  I n f  6 r a a t i  ons«uu t  ä m ä ? or,3,c.hu.^ 

Dadurch würde das- Studium n i c h t  -ein e * ne a b g e s •; h 1 o c n e n e 

Ausbildung:* p h a s e s o n d e r n  würde a l s  G runds tock  f ü r  w e i te r e  

S t u d i e n  b e t r a c h t e t  7-e r ‘der».

■E in s t e l l ung zur Natur

Im Studium, s o l l  e in e  Anschauung der Natur e r r e i c h t  werden,  

d i e  w e i t  ü l^ r  das  re in-  ^ ö k en oo i?  üh.e’rt h in&usgeht* f s  i s t  

w i c h t i g  e in e n  d e r a r t i g e n  Ei «2 lud- von der B i o l o g i e  h e r  a u f  

d i e  G e s e l l s c h a f t  zu nehmen. B ei  Fht seh e  i  dun;, e n , d i e  Leben  

i n  j e g l i  (h e r  Form b e t r e f f e n ,  d a r f  m a t e r i e l l e r  Schaden- cäe;  

p e r s ö n l i c h e r  N utzen n i c h t  a l l e i n  a l s  m aßgeb l ich  e ra c h te ^ ,

w e r d e n ,  son dern  e s  m üssen e t h i s c h e  und m o r a l i s c h e  Argumente 

b e r ü c k s i c h t i g t  w erden .  ^

S c h l ußb emerknng

Ha-r hab: •; v e r s u c h t ,  F orderungen; F ln  ?.ir an das £ 

s t e l l e n ,  a u f z u z e i g e n .  Zu S i t u a t i o n e n  , mit denen wir  uns  

n i c h t  c ' n v e r s t a n d e n  ä r e n , ’ su rV»ten wi.r f l t o m a t i  s en.

B e i  a l l  den Thc-rcn, w ir  h ;»r * . arbc^ ’ hacc-.n• .- lu o n i-

e in i ' g s  ‘g e n e r e l l  e P rcbj  ome immer o lcn ? r-  auf* Daraus r-'Sssen 

s i c h  f o l g e n d e  iConseqv*nzen a b l e i f  nt

1. S i n e  z e i t l i c h e  Begrenzung^ ka?Mi s i c h  fü r  e i n  vernv.-.-tt t i -

1 g e s  und s  irihvö 11 e s  Studiüm. nur h i n d e r l i  ch< .au-;wirkm.

Al s K onsequenz e r g i  b t  - s i c h  d i e  Aufhebung d er  Hege 1 .s t u -  

d i e n z Q i t i  * ^

2 .  D ie  f i n a n z i e l l e  und p e r s o n e l l e  .Aösicherun* da s  Studium:  

muß g e w ä h r l e i s t e t  s e i n !
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Fa^cl^ereicherivmehrerie Wochen- zur Stellungnahme vor.ger 

legen \haben>ydie, Resonanz darauf allerdings recht ge-

rn-ig/; war, haben wir nun im AStA eine Stellungnahme zu V; 

d4'h Grundsätzen: erstellt. Dies ist aus drei Gründen ge-| 

Schehen: \ /

1. ) Die Grundsätze sind, seit durch das HRG Studienfe- .

form zwingend wurde*,* wohl-* die- Wichtigste* Aussage zu* diesem^

Problemfeld. Trotz aller prinzipieller Kritik -am Studien^

reforminstrumentarium und der Zusammensetzung dieser

Kommission hielten wir es für wichtig zu diesem Papier 
i ’

Stellung zu nehmen.

2. ) An vielen Fachbereichen an der THD wird momentan an 

neuen Studiendrdnungen gearbeitet. Dabei herrscht viel­

fach Unklarheit darüber, was denn nun eigentlich zu re­

formieren sei. Wir glauben,, daß durch die Grundsätze und 

unsere Stllungnahme eine Diskussion darüber geführt werde 

kann, was an unserem Studium verändert werden sollte.

, Deshalb fordern wir euch auch alle auf, zu unserer Stellv 

, nähme was zu sagen. Nur indem wirüber neue Formen des 

Studiums reden, können wir dann auch daran gehen es zu 

/V. verändern,.

1'3. )i-Schon die letzten Materialien zur Studienreform sind

®§spS*

•'*..:aüf| positive wie auch negative Kritik gestoßen. Die einen
f e t w - . ' ’ . ' '.meinten, daß man damit gut arbeiten könne, die. anderen,. 

r^behaupteCen, daß sie nur eine Materialsammlung darstellen. 

~Deise zweiten-Materialien sind* also gewissermaßen*, als■' *

' eine Fortführung der Arbeit im Bereich der Studlehreform 

zu-verstehen.

Wir

■«y ■..,

hoffen, daß ihr, unter anderem auch durch die Gegen-, 

überstellung der verschiedenen Standpunkte^ mit den vor­

liegenden Materialien gut arbeiten könnt.'

• *♦-• ; ■ .
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